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bedingungen, Vertragsverhandlungen, 

Qualitätsanforderungen oder Fragen der 

Personalausstattung zuständig. Faktisch 

dürfen sie aber lediglich interne Regeln 

festlegen.

Neue Organisationen müssen jedoch 

einen überzeugenden Mehrwert bieten. 

Die Beschäftigung der Pflegekammer 

mit sich selber reicht nicht aus als Vor-

aussetzung für eine Zwangsmitglied-

schaft und hohe Gebühren. Die Zustim-

mung lässt sich auch nicht, wie man 

deutlich sieht, mit Landesmitteln erkau-

fen. Andere Bundesländer werden aus 

diesem missglückten und teuren Expe-

riment lernen. 

Die Erfahrungen in Niedersachsen und 

auch in Schleswig-Holstein zeigten be-

reits eindrücklich, dass die Kammern 

weniger damit beschäftigt sind, für Ver-

besserungen in der Pflegepolitik zu wer-

ben, sondern mehr mit dem Streit mit 

den eigenen Mitgliedern. Befragungen 

in Hamburg, Hessen oder Brandenburg 

ergaben, dass sich unter den dortigen 

Pflegekräften auch keine Mehrheit für 

eine Pflegekammer fand. 

Das Beispiel Niedersachsen ist auch ein 

Lehrstück dafür, wie Politik scheitert, 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

„Klappe zu, Affe tot!“ – „Endlich!“, möch­

te man hinterherrufen. Endlich gibt der 

„Pflegekammer-Affe“ in Niedersachsen 

Ruhe. Es war ein langer Weg bis dort­

hin mit einem enervierenden Hin und 

Her.

Mehrfach wurde die Befragung der Pfle

gekräfte zur Kammer wegen verschie-

dener Mängel ausgesetzt und verscho-

ben. Und was hat die Politik in Nieder-

sachsen nicht alles unternommen, um 

die Kammer zum Laufen zu bringen. Es 

wurden sogar die Zwangsgebühren 

übernommen, um sich so die Zustim-

mung der Pflegekräfte zu sichern. 

Am Ende haben sich dennoch mehr als 

70 Prozent der Pflegekräfte bei einer Be-

fragung gegen die Pflegekammer aus-

gesprochen. Und dass sich von 78.000 

Pflegekräften nur 15.100, also 19 Pro-

zent, an der Befragung beteiligt ha- 

ben, ist eine weitere klare Botschaft  

der Pflegekräfte: Kein Interesse an ei-

ner Zwangskammer. Kammern – egal, 

ob auf Landes- oder auf Bundesebene – 

tragen nicht zur Stärkung des Pflegebe-

rufes bei. Ganz im Gegenteil: Sie kosten 

die Pflegekräfte Gebühren, verordnen 

Zwangsfortbildungen und überziehen sie 

mit Kontrollen. 

Die niedersächsische Sozialministerin 

Carola Reimann hat die Botschaft ver-

standen und die einzig richtige und 

längst überfällige Entscheidung ange-

kündigt: Die Auflösung der Pflegekam-

mer in Niedersachsen. Derweil erweist 

sich die amtierende Kammerpräsiden-

tin als schlechte Verliererin, indem sie 

die Aussagekraft des Ergebnisses we-

gen der geringen Beteiligung in Frage 

stellt und eine Reihe von Gremiensit-

zungen und Konferenzen als Beleg für 

die erfolgreiche Arbeit aufführt. Immer 

wieder wird suggeriert, Pflegekammern 

seien für Aspekte wie Gehälter, Arbeits-

die sich zu weit vorwagt und an der fal-

schen Stelle einmischt. Wir alle brau-

chen den Staat, das hat uns Corona 

deutlich vor Augen geführt. Mit unbü

rokratischer Unterstützung der Bundes

regierung und der Ersatzkassen haben 

wir mit unserer 35 Millionen Euro teu-

ren Beschaffungsaktion von Schutzbe-

kleidung für zwölftausend Pflegeeinrich

tungen mit dafür gesorgt, dass Deutsch-

land zu den Ländern mit den gerings-

ten Infektionszahlen in der ganzen Welt 

gehört. Trotzdem hat staatliche Einmi-

schung Grenzen.

Es grüßt Sie herzlich

Ihr

Bernd Meurer

Präsident 
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bpa-Magazin: Was wollen Sie mit dem 

Konzept der doppelten Pflegegaran- 

tie erreichen? Was genau soll garantiert 

werden?

Katrin Göring-Eckardt: Aus zahlreichen 

Gesprächen weiß ich, dass sich viele 

Menschen mit Blick auf das Alter und 

mögliche Einschränkungen zwei Sor-

gen machen: Sie wünschen sich, dass 

sie im Pflegefall mit Würde behandelt 

werden, dass sie eine qualitativ hoch-

wertige Pflege bekommen und dass sie 

Interview mit Katrin Göring-Eckardt
Vorsitzende der Bundestagsfraktion
Bündnis 90/Die Grünen

Die Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen fordert 
eine Reform der Pflegeversicherung und hat das Konzept  
der doppelten Pflegegarantie vorgelegt. Das bpa-Magazin  
hat die Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt (MdB)  
unter anderem dazu befragt.

bpa-Magazin: Frau Fraktionsvorsitzen-

de, eine Frage zur Corona-Pandemie vor

weg: Wie beurteilen Sie das bisherige 

Corona-Krisenmanagement der Bundes

regierung? Welche Lehren ziehen Sie aus 

der Corona-Pandemie?

Katrin Göring-Eckardt: Unser Land ist 

bisher recht gut durch die Pandemie ge-

kommen, wir haben im Vergleich nur 

wenige schwere Fälle und Todesopfer 

zu beklagen. Die getroffenen Maßnah-

men wurden im Frühjahr von großer 

Solidarität und Rücksichtnahme in der 

Bevölkerung getragen. Das stimmt mich 

zuversichtlich, dass die meisten Men-

schen wissen, dass sie weiterhin vor-

sichtig sein müssen, um sich und ande-

re zu schützen. Dass es auch vereinzelt 

immer wieder Ausnahmen und unsoli-

darisches Verhalten gibt, auf das wir ei-

ne Antwort finden müssen, damit war 

zu rechnen. Wichtig für die weitere Pan-

demiebekämpfung ist jetzt vor allem 

auch wieder die richtige Kommunikati-

on über die Maßnahmen und warum sie 

nötig sind. Das hektische, teils unvorbe-

reitete Reagieren auf den Anstieg der 

Infektionszahlen am Ende der Sommer-

ferien hat Unsicherheit geschürt. Dabei 

kommt es doch gerade jetzt auf das Ver-

trauen der Menschen in den Infektions-

schutz an. Es ist dringend notwendig, 

dass die Bundesregierung mit den Bun-

desländern endlich eine nachvollzieh-

bare und realistische Strategie koordi-

niert. Dass die Bundesregierung hier ih-

re Arbeit noch nicht gemacht hat, erfüllt 

mich mit Sorge – nicht das Verhalten 

der Bürgerinnen und Bürger.

Die Pandemie ist für uns alle eine völlig 

neue Erfahrung und wir müssen lernen, 

damit umzugehen. Da sind Unsicher-

heiten verständlich und es werden auch 

Fehler gemacht. Wichtig aber ist, dass 

wir daraus lernen und auf die nächste 

Pandemiephase dann noch besser vor-

bereitet sind. Deshalb haben wir Grüne 

die Einrichtung eines unabhängigen, 

wissenschaftlichen Pandemierates vor-

geschlagen. Dieser soll interdisziplinär 

Empfehlungen für den weiteren Um-

gang mit der Krise erarbeiten und auch 

die ökonomischen, sozialen und gesund

heitlichen Folgewirkungen der bereits 

getroffenen Maßnahmen beleuchten. 

Menschen, die in ihren Berufen anderen 

Menschen helfen, kommt in der Krise 

eine zentrale Bedeutung zu. Deswegen 

ist klar, dass wir den Pflegebereich stär-

ken müssen. Ohne ausreichend Perso-

nal, sichere Arbeitsbedingungen und fai

re Entlohnung werden sich die unter

schiedlichen Auswirkungen der Krise 

weiter verstärken.  
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gebürgerversicherung, bei der sich alle 

Bürgerinnen und Bürger nach ihren fi-

nanziellen Möglichkeiten beteiligen und 

alle Einkommensarten berücksichtigt 

werden. 

Die doppelte Pflegegarantie ist Teil un-

seres grünen Gesamtkonzepts für gute 

Pflege. Der Vorschlag kann aber auch 

unabhängig vom Konzept einer Pflege-

bürgerversicherung umgesetzt werden.

bpa-Magazin: Über das ‚Pflege-Sofort-

Programm‘ der Großen Koalition soll-

ten zusätzlich 13.000 Altenpflegerinnen 

und Altenpfleger eingestellt werden. 

Bisher konnten nur 2.631 Stellen be-

setzt werden, und das, obwohl die Stel-

len vollständig von den Krankenkassen 

bezahlt werden. Der Arbeitsmarkt für 

Pflegefachkräfte ist leer gefegt. Mit wel-

chen Maßnahmen wollen Sie dem Fach-

kräftemangel in der Pflege entgegen-

treten?

Katrin Göring-Eckardt: Das ‚Pflege-So-

fort-Programm‘ von Jens Spahn ist bis-

lang weitgehend wirkungslos geblie-

ben und mit der ‚Konzertierten Aktion 

Pflege‘ (KAP) wird seit zwei Jahren so 

getan, als gäbe es Verbesserungen in 

der Pflege. Das Pflegelöhneverbesse-

rungsgesetz legt zwar die Grundlage für 

bessere Löhne – aber davon steigen sie 

nicht automatisch. Es ist bezeichnend, 

dass eine erste Evaluation der Maßnah-

men nicht veröffentlicht worden ist. Und 

die Zahlen sprechen für sich: Die Um-

setzung stockt. Dabei muss sie dringend 

an Fahrt aufnehmen. Denn die ohnehin 

angespannte Situation hat sich in der 

Pandemiezeit noch einmal zugespitzt.

Wir müssen ganz klar mehr Menschen 

für die Pflegearbeit gewinnen. Und das 

sich diese Pflege auch leisten können. 

Beides wollen wir mit unserem Konzept 

garantieren: Zum einen wird der Eigen-

anteil, den Pflegebedürftige monatlich 

selbst für die Pflege aufbringen müs-

sen, zunächst abgesenkt und auf die-

sem Niveau dann festgeschrieben. Die 

darüber hinausgehenden Kosten für ei-

ne bedarfsgerechte Versorgung soll in 

Zukunft dann die Pflegeversicherung 

übernehmen. Niemand soll aus finanzi-

eller Not auf notwendige Pflegeleistun-

gen verzichten müssen. Unser Modell 

bietet also Verlässlichkeit und finanziel-

le Planbarkeit, weil klar ist, welche Kos-

ten für die Pflege bei den Pflegebedürf-

tigen und ihren Familien entstehen.

Ich sehe mit Sorge, dass Jens Spahn 

der nötigen Reform der Pflegeversiche-

rung ausweicht. Die Debatte läuft längst, 

und zwar ohne die Bundesregierung. Des

halb sind wir mit unserem Konzept der 

doppelten Pflegegarantie angetreten.  

bpa-Magazin: Wie sieht Ihr Finanzie-

rungsmodell aus?  

Katrin Göring-Eckardt: Wir müssen uns 

fragen: Welche Leistungen sind künftig 

aus der Pflegeversicherung zu finan

zieren? Zum Beispiel werden bei der 

häuslichen Pflege die Kosten für not-

wendige medizinische Behandlungen 

durch die Krankenversicherung über-

nommen. Dafür sind die Krankenversi-

cherungen da. Wir wollen, dass dieses 

Prinzip auch bei der stationären Pflege 

gilt. Der Pflegeanteil im Heim kann da-

durch kurzfristig sehr deutlich gesenkt 

werden. Außerdem sollen mit einem 

Steuerzuschuss auch für die Pflegever-

sicherung insbesondere versicherungs-

fremde Leistungen zur sozialen Siche-

rung der pflegenden Angehörigen aus-

geglichen werden. Auch das entlastet 

die Versicherten. 

bpa-Magazin: Ist die Einführung ei- 

ner Pflegebürgerversicherung zwin-

gend erforderlich zur Umsetzung Ihrer 

Reformpläne oder ginge es auch ohne 

sie?

Katrin Göring-Eckardt: Wir wollen mit 

der doppelten Pflegegarantie die stei-

genden Pflegekosten solidarischer ver-

teilen – von den Schultern weniger auf 

die Schultern aller Versicherten. Denn 

die steigenden Kosten sind eine ge-

samtgesellschaftliche Herausforderung. 

Das gleiche Prinzip setzen wir auch bei 

der Finanzierung der Pflegeversiche-

rung an. Auf die Pflegeversicherung 

kommt ein gewaltiges demografisches 

Problem zu, wenn in wenigen Jahren 

die geburtenstarken Jahrgänge ein Le-

bensalter erreichen, in dem Pflegebe-

dürftigkeit wahrscheinlicher wird. Ver-

bunden mit der demografischen Ent-

wicklung der Bevölkerung insgesamt, 

drängt das zu einer solidarischen Finan-

zierung. Unser Modell dafür ist die Pfle-
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Trägervielfalt als Angebotsvielfalt  
ist ein hoher Wert, wenn sie sich  
in einer guten Pflegeversorgung  

der Menschen niederschlägt.
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Menschen vor Ort. Und um den abzusi-

chern, wollen wir, dass alle Beteiligten, 

die Kommunen eingeschlossen, so gut 

wie möglich zusammenarbeiten. Ein 

Schritt dorthin ist der Aufbau einer 

Kreis- und Gemeindepflegebedarfspla-

nung. Kreise und Städte sollen mit der 

verpflichtenden Berücksichtigung die-

ser Planung Einfluss nehmen können, 

dass das Angebot vor Ort dem Bedarf 

entspricht.

bpa-Magazin: Unsere Mitgliedseinrich-

tungen leisten mehr als die Hälfte der 

pflegerischen Grundversorgung und sind 

auch aus den Angeboten für Menschen 

mit Behinderung nicht mehr wegzuden-

ken. Damit sind sie systemrelevanter 

Teil der Daseinsvorsorge. Welchen Wert 

hat für Sie die Trägervielfalt?

Katrin Göring-Eckardt: Trägervielfalt 

als Angebotsvielfalt ist ein hoher Wert, 

wenn sie sich in einer guten Pflegever-

sorgung der Menschen niederschlägt. 

Der Mensch steht im Mittelpunkt, und 

das heißt: hohe Pflegequalität und gu- 

te Arbeitsbedingungen. Private Pflege-

unternehmen, die sich an dieser Maxi-

me orientieren, sind für uns wichtige 

Partner, um die Versorgung sicherzu-

stellen.

bpa-Magazin: Es sind vor allem mittel-

ständische private Anbieter, die in ab-

gelegenen Regionen auf dem Land pfle-

gen. In vielen ländlichen Gegenden wä-

re ohne sie die Versorgung nicht gesi-

chert. Sie schaffen Pflegejobs und er-

möglichen Beschäftigung und Karriere 

vor Ort ohne großes Pendeln. Wie kann 

die Lage der Pflegedienste und deren 

Mitarbeiter gerade auch in ländlichen 

Regionen nachhaltig verbessert und die 

Wahlfreiheit der Pflegebedürftigen auf-

rechterhalten werden, wenn die Sicher-

stellung heute schon gefährdet ist?

heißt: Der Pflegeberuf muss attraktiver 

werden. Einerseits durch bessere Be-

zahlung. Und andererseits durch eine 

Personalbemessung, die sich am tat-

sächlichen Bedarf und nicht an fixen 

Untergrenzen orientiert. Pflege ist ja 

nicht nur Versorgung mit dem Nötigs-

ten. Pflege ist Fürsorge, zuhören, da 

sein. Und das braucht Zeit. Wir müssen 

über die Zuwanderung von ausländi-

schen Pflegekräften reden. Wir müssen 

die Digitalisierung in der Pflege voran-

treiben und mehr Kräfte für die Ausbil-

dung mobilisieren. 

bpa-Magazin: Bündnis 90/Die Grünen 

wollen die Steuerungs- und Planungs-

kompetenz der Landkreise und kreis-

freien Städte für die regionale Pflege-

struktur durch die Implementierung ei-

ner Kreis- und Gemeindepflegebedarfs-

planung stärken. Diese Pflegebedarfs-

planung soll perspektivisch bei der Zu-

lassung von Pflegeheimen und ambu

lanten Pflegediensten verpflichtend zu 

berücksichtigen sein. Nach Ansicht des 

bpa muss es zwar Aufgabe der Kommu-

nen sein, Versorgungslücken zu erken-

nen und diese zum Wohl der Pflegebe-

dürftigen zu schließen. Als Anbieter 

dieser fehlenden Leistungen müssen 

sie deshalb nicht auftreten. Es ist auch 

kein Risiko der Kommunen, wenn ein 

Dienstleister einen Pflegedienst, eine 

Tagespflege, eine Wohngemeinschaft 

oder ein Pflegeheim anbietet. Die Kom-

mune ging und geht hier keine Auslas-

tungsgarantie ein; das Risiko für ein be-

darfsgerechtes Angebot lag – und so 

sollte es auch bleiben – beim Träger. 

Welche Rolle gestehen Sie den privaten 

Pflegeanbietern (ambulant und statio-

när) in Ihrem Konzept zu? 

Katrin Göring-Eckardt: Ich glaube, für 

uns alle steht der pflegebedürftige 

Mensch mit seinen Bedürfnissen im 

Mittelpunkt. Ich will, dass Menschen 

dort, wo sie leben, in ihrer Heimat, die 

bestmögliche Unterstützung erhalten. 

Egal ob in einer Großstadt wie Berlin 

oder Hamburg oder in der Kleinstadt, 

dem Dorf gar, in Westfalen oder in der 

Lausitz. Entscheidend ist der Bedarf der 
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Katrin Göring-Eckardt: Ich will eines vor-

weg sagen: Die Pflegerinnen und Pfleger 

in unserem Land machen alle einen 

großartigen Job. Und ich weiß, dass das 

in manchen ländlichen Regionen zusätz-

lichen Aufwand bedeutet, für Dienste 

wie für Personal. Schon allein wegen der 

Kilometer, die da oft zurückgelegt wer-

den müssen. Die Arbeit der ambulanten 

Pflegedienste ist ganz wesentlich. Sie er-

möglichen, dass pflegebedürftige Men-

schen länger zu Hause bleiben können 

und auch in ländlichen Regionen gut ver-

sorgt sind. Wir wollen die ambulanten 

Angebote stärken und die vorhandenen 

Strukturen dem Bedarf angleichen.

Die Stärke in vielen kleineren Städten 

und ländlichen Regionen ist die Nähe 

im Wohnumfeld. Jeder kennt jeden und 

man hilft sich mitunter schneller mal 

über den Gartenzaun. Neben der pro-

fessionellen Pflegearbeit und dem koor-

dinierten Miteinander von privater und 

professioneller Pflege müssen wir das 

Umfeld, die Nachbarschaft stärker ein-

beziehen. Schon heute gibt es viele tol-

le Angebote über Generationengrenzen 

hinweg: Unterstützungsangebote der 

Wohnungsbaugenossenschaften. Pflege
einrichtungen, die sich als offene Orte 

für alle öffnen. Nachmittagsangebote 

durch Vereine. Diese Vielfalt wollen wir 

fördern, weil es das Leben im Quartier für 

alle Generationen lebenswerter macht.

bpa-Magazin: Mehr Personal wird oft 

als Lösung der kommenden Herausfor-

derungen in der Pflege herausgestellt. 

Wir alle wissen aber auch um die Aus-

wirkungen der Demografie. Einer schnell 

steigenden Zahl pflegebedürftiger Men

schen werden wir wohl mit einer bes-

tenfalls stagnierenden Zahl an Fachkräf

ten begegnen, da auch hier die starken 

Jahrgänge bald in den Ruhestand ge-

hen. Teilen Sie die Sorge, dass wir in die 

Situation kommen können, mit mehr 

Pflegenden einer wachsenden Zahl an 

pflegebedürftigen Menschen kein An-

gebot machen zu können? 

Katrin Göring-Eckardt: Sie haben recht, 

allein die Forderung nach mehr Perso-

nal ist nicht die Lösung. Bessere Bezah-

lung, Personalbemessungsinstrumente 

– das ist die eine Seite. Es muss aber 

auch darum gehen, die Potenziale, die 

wir haben, besser zu nutzen. Wir wol-

len, dass Pflegefachkräfte in ihrer Aus-

bildung Kenntnisse und Fähigkeiten zur 

Verbesserung der primären Gesund-

heitsversorgung vermittelt bekommen, 

erweiterte Kompetenzen erhalten und 

das pflegerische Know-how in interdis-

ziplinären Teams einbringen können. Un-

ser Ziel ist es, die Möglichkeiten der Prä

vention und der Rehabilitation zur Ver-

meidung, gar Verringerung von Pflege-

bedürftigkeit auszuschöpfen. 

Und wir müssen die Möglichkeiten von 

Digitalisierung und Automatisierung bes

ser nutzen. Für viele klingt das erst mal 

abschreckend, aber technische Hilfs-

mittel können zukünftig eine große Rol-

le dabei spielen, dass ältere und pflege-

bedürftige Menschen länger zu Hause 

leben können. Und sie können das Pfle-

gepersonal entlasten, damit mehr Zeit 

für den freundlichen Plausch bleibt. 

bpa-Magazin: Ihr Konzept sieht vor, dass 

die Krankenversicherung die Kosten für 

die aus medizinischen Gründen notwen

dige Behandlungspflege – wie im ambu

lanten Bereich – auch in stationären Pfle

geeinrichtungen übernimmt. Hierdurch 

soll der Eigenanteil im Heim gesenkt wer

den. Der bpa fordert dies ebenfalls seit 

Jahren. Welche weiteren Pläne zur Gestal

tung einer gerechten, stabilen und nach

haltigen Pflegeversicherung haben Sie?

Katrin Göring-Eckardt: Wir sehen, dass 

die Pflegeversicherung in ihrer aktuel-

len Struktur an ihre Belastungsgrenze 

kommt. Und ich hatte es ja schon ge-

sagt: Wir müssen Pflege stärker als ge-

samtgesellschaftliche Aufgabe betrach-

ten und ihre Finanzierung entsprechend 

besser verteilen. Pflegebedürftigkeit ist 

ein Risiko, das mit einer Versicherung 

abgedeckt wird. Ein gutes Leben im Al-

ter zu ermöglichen, das ist eine Aufgabe 

für uns alle. Deshalb wird über einen 

dauerhaften Steuerzuschuss zur Pflege-

versicherung für versicherungsfremde 

Leistungen zu sprechen sein.

Hohe Pflegequalität und gute Arbeits­
bedingungen. Private Pflegeunternehmen, 

die sich an dieser Maxime orientieren, 
sind für uns wichtige Partner, um die 

Versorgung sicherzustellen.
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Nach heftigen Auseinandersetzungen 

und zahlreichen Änderungen mehrerer 

Referentenentwürfe ist das Gesetz zur 

Stärkung von intensivpflegerischer Ver­

sorgung und medizinischer Rehabilita­

tion in der gesetzlichen Krankenversi­

cherung (Intensivpflege- und Rehabi­

litationsstärkungsgesetz – GKV-IPReG) 

vom Bundestag verabschiedet worden. 

Die abschließende Befassung des Bun­

desrates ist Formsache. Im Vergleich 

zur Kabinettsvorlage hat es in letzter 

Minute, ausgehend von der Sitzung des 

Gesundheitsausschusses im Bundestag, 

zu der auch der bpa als Sachverständi­

ger geladen war, noch zahlreiche Ände­

rungen am Gesetzentwurf gegeben.

Handlungsbedarf bestand in der Inten-

sivpflege für den Gesetzgeber aufgrund 

der deutlich gestiegenen Kosten, die 

geringe Entwöhnung von der Leistung 

verbunden mit dem Vorwurf der Dauer-

versorgung durch Pflegeeinrichtungen. 

Verkannt wurde bei diesem Vorwurf zu-

nächst, dass die Notwendigkeit sowie 

der Umfang und der Inhalt der Leistung 

einmal im Quartal ärztlich verordnet 

wird, vom Medizinischen Dienst der 

Krankenkassen (MDK) geprüft und von 

der Krankenkasse zu genehmigen ist. 

Folglich entscheiden nicht die Pflege-

einrichtungen, sondern die Ärzte, der 

MDK und die Kassen, ob und wenn ja, 

wie lange ein Anspruch auf die Intensiv-

pflege besteht. 

Das Gesetz wird im Kern mit Qualitäts-

verbesserungen und den damit verbun-

denen Heilungs- und Einsparungschan-

cen legitimiert. Dabei wurde nach an-

fänglichen Irritationen durchaus erkannt, 

wo die bisherigen Mängel der Intensiv-

pflege zu verorten sind: bei den Verant-

wortlichen für Diagnose, medizinische 

Maßnahmen und Inhalt wie Dauer der 

Verordnung häuslicher Krankenpflege. 

Daher wurden die Krankenhausentlas-

sung sowie die weitere Verordnung von 

Intensivpflegemaßnahmen an spezielle 

Fachärzte gebunden. Diese erhalten zu-

sätzliche finanzielle Anreize, damit sie 

zukünftig gezielter medizinische Diag-

nostik betreiben, Prognosen und Be-

handlungspläne erstellen und die erfor-

derlichen Maßnahmen, die auf die voll-

ständige Beatmungsentwöhnung oder 

ein Leben des Patienten ohne Tracheo

stoma zielen, einleiten und begleiten.  

Uneingeschränktes Wahlrecht fraglich

Für die Versicherten und Leistungser

bringer dürften die Änderungen zu § 37c 

Abs. 2 SGB V zum Wahlrecht des Leis-

tungsortes von besonderer Bedeutung 

sein. Diese Norm war bis zum Schluss 

höchst umstritten und wurde vielfach 

diskutiert.

Hieß es im Kabinettsentwurf noch: „Wün

schen der Versicherten, die sich auf den 

Ort der Leistung richten, ist zu entspre-

chen, soweit die medizinische und pfle-

gerische Versorgung an diesem Ort tat-

sächlich und dauerhaft sichergestellt ist“, 

ist nun zu lesen: „Berechtigten Wün-

schen der Versicherten ist zu entspre-

chen. Hierbei ist zu prüfen, ob und wie 

die medizinische und pflegerische Ver-

sorgung am Ort der Leistung nach Satz 

1 sichergestellt ist oder durch entspre-

chende Nachbesserungsmaßnahmen in 

angemessener Zeit sichergestellt wer-

den kann.“

Insbesondere die Unbestimmtheit der 

Begriffe „tatsächlich und dauerhaft“ 

löste Kritik aus. Von diesen Kriterien hat 

der Gesetzgeber deshalb schließlich 

Abstand genommen und in der Neufor-

mulierung hervorgehoben, dass allein 

„berechtigten“ Wünschen des Versi-

cherten nach dem Leistungsort durch 

die Krankenkassen Rechnung zu tragen 

ist. Da dieser Begriff ebenfalls gesetz-

lich nicht definiert ist, dürfte es dazu in 

der Praxis künftig zu Auseinanderset-

zungen über die Auslegung kommen. 

Allerdings wird das Wahlrecht der Ver-

sicherten dadurch gestärkt, dass die 

Ohne fachärztliches Weaning bleibt die Beatmungs
entwöhnung Fiktion
Neue gesetzliche Grundlage für zukünftige Intensivpflege

Von Bernd Tews

Bernd 

Tews
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Verpflichtung besteht, Nachbesserungs

maßnahmen am gewünschten Leis-

tungsort einzuräumen. Eine automati-

sche Ablehnung der intensivpflegeri-

schen Leistung am gewählten Leis-

tungsort soll dadurch ausgeschlos- 

sen werden. Krankenkasse und Versi-

cherter haben stattdessen eine Zielver-

einbarung über die Nachbesserungen 

zu treffen, um die Versorgung am ge-

wünschten Leistungsort zu ermögli-

chen. 

Zusätzlich wurden, wie vom bpa gefor-

dert, die Krankenkassen verpflichtet, die 

Kosten für eine selbst beschaffte Pfle

gefachkraft in angemessener Höhe zu 

erstatten, wenn sie keine qualifizierte Pfle

gefachkraft für die außerklinische Inten

sivpflege stellen können (§ 37c Abs. 4 

SGB V). Trotzdem besteht weiterhin die 

Befürchtung, dass die Krankenkassen 

hier eine sehr restriktive Auslegung 

verfolgen werden und das Wahlrecht 

der betroffenen Menschen dadurch de 

facto eingeschränkt wird. 

Vor dem Hintergrund dieser Befürch-

tungen hatten die Oppositionsfraktio-

nen der Grünen, der FDP und der Linken 

gemeinsam einen Änderungsantrag zur 

uneingeschränkten Wahlfreiheit der Ver

sicherten erfolglos ins Gesetzgebungs-

verfahren eingebracht. Zudem haben die 

Grünen eine Verfassungsklage ange-

kündigt.

Stationäre Intensivpflege

Auch im Rahmen des stationären Leis-

tungsanspruchs und damit auch für Ein-

richtungen der Phase F hat es noch Ver-

änderungen am Gesetzentwurf gege-

ben: Der Gesetzgeber stellt klar, dass 

bei einem Entfallen des Anspruchs auf 

außerklinische Intensivpflege – zum Bei

spiel aufgrund einer Besserung des Ge-

sundheitszustandes – die Leistungen 

grundsätzlich für bis zu sechs Monate 

weiter zu gewähren sind. Gleichzeitig 

wird den Krankenkassen die Möglich-

keit gegeben, innerhalb ihrer Satzung 

zu bestimmen, dass die Leistung der 

außerklinischen Intensivpflege auch 

über diesen Zeitraum hinaus bewilligt 

werden kann.

Klargestellt wurde, dass die Kosten-

übernahme für alle Leistungen, die 

Behandlungspflege sowie die Unter-

kunfts- und Verpflegungskosten, be-

reits mit dem Inkrafttreten des Geset-

zes erfolgt und nicht – wie zunächst vor-

gesehen – nach Abschluss eines Ver-

sorgungsvertrages durch die Einrich

tung auf Grundlage der neuen rechtli-

chen Regelungen. 

Eine wesentliche Änderung gab es auch 

zum Regelungsauftrag des Gemein

samen Bundesausschusses (G-BA). Ur

sprünglich war vorgesehen, dass der G-

BA in seinen neuen Richtlinien zur au-

ßerklinischen Intensivpflege unter an-

derem auch die Qualifikation der Pfle-

gekräfte zu bestimmen hätte. Mit dem 

Gesetz wird nun der Forderung des bpa 

gefolgt und die Rahmenempfehlungs-

partner nach § 132l SGB V, das heißt die 

Trägerverbände und die Krankenkas-

sen, werden mit der Festschreibung der 

Qualifikationsanforderungen für das Pfle

gepersonal beauftragt. 

Mit der Übernahme der Eigenanteile für 

Unterkunft, Verpflegung sowie der In-

vestitionskosten wurde ein wesentlich 

stärkerer Anreiz für intensivpflegebe-

dürftige Menschen und deren Angehö-

rige geschaffen, sich in stationären Ein-

richtungen versorgen zu lassen. Denn 

dort werden zukünftig kaum noch Zu-

zahlungen für die Betroffenen anfallen. 

In der ambulanten Intensivpflege hinge-

gen werden die Kosten für Miete, Unter-

kunft und Verpflegung weiterhin an

fallen. Damit werden die bisherigen fi-

nanziellen Anreize für die Wahl der Ver-

sorgungsform umgekehrt und durch 

den Gesetzgeber vom ambulanten auf 

den stationären Sektor übertragen. Die-

se Verlagerung der durch die Betrof

fenen zu finanzierenden Selbstbehalte 

wird nicht unerhebliche Auswirkungen 

auch auf die sogenannten Intensivpfle

gewohngemeinschaften und deren Ein-

ordnung in den ordnungsrechtlichen Sta

tus haben.

Umsetzung des Gesetzes

Für die ambulanten Pflegedienste und 

stationären Einrichtungen dürfte von 

besonderer Bedeutung sein, dass der 

Gesetzgeber die Krankenkassen künf-

tig verpflichtet, gemeinschaftlich und 

einheitlich als Krankenkassenverbände 

Kollektivverträge mit den Leistungs

erbringern abzuschließen. Die Bezah- 

lung von Gehältern bis zur Höhe ta

rifvertraglicher Vergütungen darf da-

bei nicht als unwirtschaftlich abgelehnt 

werden.

Aufgrund der hohen Sensibilität des 

Versorgungsbereiches der außerklini-

schen Intensivpflege wünscht der Ge-

setzgeber, dass es keinen verzerrenden 

Wettbewerb zwischen den Krankenkas-

sen dazu gibt.

Wettbewerbsverzerrungen, beispielswei

se wie bisher durch differierende Vorga

ben zum Personaleinsatz sowie zu den 

erforderlichen Qualifikationen, sollen aus

geschlossen werden.

Die Vielzahl unterschiedlichster Ergän

zungsvereinbarungen, wie sie heute üb-

lich sind, soll beendet werden. Kollektive 

Vereinbarungen, wie der bpa sie bereits 
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2001 mit der Techniker Krankenkasse 

oder seit 2018 mit dem Verband der 

Ersatzkassen (vdek) bundesweit abge-

schlossen hat, werden zur Regel.

Bevor neue Versorgungsverträge ge-

schlossen werden können, müssen zu-

nächst die Rahmenempfehlungen zur 

außerklinischen Intensivpflege erarbei-

tet werden. Die Inhalte dieser Rahmen-

empfehlungen sind dann Grundlage für 

die Versorgungsverträge.

Der Gesetzgeber hat den Partnern der 

Selbstverwaltung Pflege bis zu zwei 

Jahre Zeit für die Erarbeitung der neuen 

Rahmenempfehlungen gegeben und für 

den Konfliktfall die geforderte Schieds-

stelle vorgesehen.

Anschließend haben die Vertragspart-

ner auf Landesebene bis zu einem Jahr 

Zeit, die Regelungen der Rahmenemp-

fehlungen in die neuen Versorgungs

verträge, notfalls mit Schiedsperson, zu 

überführen. 

Bis zur Umsetzung – spätestens in drei 

Jahren – bleiben die bestehenden Ver-

einbarungen nach § 132a SGB V in Kraft 

und sind wie oben beschrieben Über-

gangsregelungen für die stationären Ein

richtungen zu erwarten.

Daneben wird die Erforderlichkeit der 

außerklinischen Intensivpflege zukünf-

tig einmal im Jahr im Auftrag der Kran-

kenkassen durch den medizinischen 

Dienst (MD) vor Ort überprüft. 

Ein Nebeneinander der Intensivpflege 

und der häuslichen Krankenpflege wur-

de unter bestimmten Voraussetzungen 

gesetzlich ermöglicht.

Die Bemühungen des Gesetzgebers, die 

anhaltend steigende Zahl von Versi-

cherten mit intensivpflegerischem Ver-

sorgungsbedarf zukünftig qualitätsge-

sichert durch eine strukturierte Überlei-

tung aus dem Krankenhaus unter ge-

zielter Nutzung von Entwöhnungspoten

zialen der Patienten zu begleiten, sind 

nachvollziehbar.

Die finanzielle Förderung gezielter me-

dizinischer Diagnostik von Fachärzten 

sowie die Erstellung von Prognosen und 

Behandlungsplänen, die auf die vollstän

dige Entwöhnung oder ein Leben des 

Patienten ohne Tracheostoma setzten, 

werden vom bpa ausdrücklich begrüßt. 

Allerdings bleibt offen, wie für die zu-

künftige Versorgung diese fachlichen 

Voraussetzungen umgesetzt werden 

können.

Bereits gegenwärtig herrscht ein er

heblicher Mangel an diesen Fachärzten 

vor, weshalb es regelhaft zu Verord- 

nungen durch Hausärzte kommt.

Weaning-Zentren sind gegenwärtig we-

der ausreichend, was die vorliegenden 

Auslastungsgrade belegen, noch flächen

deckend vorhanden. Wie die gesetzlich 

nachvollziehbar geplante qualitative 

Verbesserung der medizinischen Ver-

sorgung beatmeter oder tracheoto-

mierter Intensivpflegepatienten umge-

setzt werden soll, ist daher nicht ersicht

lich. 

Der Gesetzgeber führt die bisherige 

Qualität und Dauer der Versorgung auf 

die fehlende ausreichende Facharztein-

bindung zurück, ohne das Problem der 

mangelnden Facharztdichte zu lösen.

Eine gesetzliche Verpflichtung zur Leis-

tungsinanspruchnahme von Fachärzten 

wird weder zu weniger Versicherten mit 

intensivpflegerischem Versorgungsbe-

darf noch zu mehr Fachärzten oder 

Wseaning-Zentren führen.

Vor diesem Hintergrund hatte der bpa 

eine stärkere Einbindung der Pflegeein-

richtungen und deren Pflegefachkräfte 

in die fachärztliche Therapie nach Been-

digung der akutmedizinischen Versor-

gung gefordert. 

Die Telematik beispielsweise in Form von 

Televisiten des Facharztes hätte die Mög

lichkeit der interprofessionellen Zusam

menarbeit und des Weanings unter 

ärztlicher Aufsicht trotz Facharztman-

gel inklusive der Erschließung weiterer 

Entwöhnungspotenziale in der Lang

zeitpflege geboten.

So hätten sich Versorgungsengpässe 

beheben, eine Aufwertung des Pflege

berufes erzielen und zusammen mit 

Pflegeeinrichtungen ein ressourcenscho

nendes Versorgungskonzept schnüren 

lassen.

Dauerhaft hätten sich in der Langzeit-

pflege Weaning-Potenziale erschließen 

und heben lassen.

Zukünftig ist der Versicherte auf die 

Verordnung des Facharztes angewie-

sen und ohne fachärztliches Weaning 

bleibt die Beatmungsentwöhnung Fik

tion.
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Planungssicherheit und Transparenz für Pflegedienste
Bundesrahmenempfehlung um häusliche psychiatrische Krankenpflege 

ergänzt

Von Bernd Tews

Psychische Erkrankungen haben in den 

vergangenen Jahren stetig zugenom­

men und überflügeln einige der klassi­

schen Volkskrankheiten zwischenzei­

tig als Ursache für die Arbeitsunfähig­

keit von Arbeitnehmern insbesondere 

bezogen auf die Dauer der Arbeitsunfä­

higkeit. Nicht zuletzt diese Entwick­

lung hat den Bedarf an Unterstützung 

und damit auch an häuslicher psychia­

trischer Krankenpflege ansteigen las­

sen. Ein flächendeckendes Leistungsan­

gebot hingegen ist, neben den fehlen­

den Pflegefachkräften nicht zuletzt auf­

grund der restriktiven Zulassung der 

Pflegedienste durch die Krankenkassen, 

nicht vorhanden. 

Bisher gibt es in diesem Bereich der am-

bulanten Versorgung einen Flickentep-

pich an Regelungen in den Bundeslän-

dern. Weder existieren flächendeckend 

Pflegedienste mit einem Vertrag nach  

§ 132a SGB V für dieses Versorgungsan-

gebot noch sind die vorhandenen Ver-

sorgungsverträge oder die Qualifikati-

onsanforderungen bundesweit transpa-

rent oder einheitlich. 

Vor diesem Hintergrund haben der bpa 

und die übrigen Leistungserbringerver-

bände bereits vor längerer Zeit den GKV-

Spitzenverband zu Verhandlungen über 

die psychiatrische häusliche Krankenpfle-

ge (psychHKP) im Rahmen der Bundes-

rahmenempfehlung nach § 132a SGB V 

aufgefordert. Hierzu liegt nun das Er-

gebnis als Vergleich vor der Schieds-

stelle vor. Die Regelungen der Bundes-

rahmenempfehlung gelten ab Oktober 

2020 und sind für die Landesvereinba-

rungen zwischen den Pflegediensten und 

Krankenkassen verbindlich in den Ver-

trägen umzusetzen.

Voraussetzungen für einen ambulanten 

psychiatrischen Pflegedienst

Der Leistungsgegenstand der psychiatri-

schen häuslichen Krankenpflege (psy-

chHKP) richtet sich nach § 4 der Richtlinie 

über die Verordnung häuslicher Kranken-

pflege. Die Einzelheiten finden sich in 

Nummer 27a des Leistungsverzeichnis-

ses. Pflegedienste, die über einen Ver-

sorgungsvertrag mit den Krankenkassen 

(§ 132a Abs. 4 SGB V) verfügen, können 

ergänzend die Zusatzvereinbarung zur 

psychHKP abschließen, sofern sie über 

eine Pflegefachkraft als Pflegedienst- 

oder Bereichsleitung, mindestens in Teil

zeit, mit Zusatzqualifikation und zweijäh-

riger Berufserfahrung verfügen.

Als Weiterbildung anerkannt wird unter 

anderem eine Weiterbildung nach dem 

Curriculum des bereits 2010 vom bpa in 

Auftrag gegebenen Gutachtens „Ambu-

lante und gemeindenahe Pflege psy-

chisch kranker Menschen“ nach H. Hay-

nert, Universität Witten-Herdecke, er-

gänzt um 120 Stunden Praxiserfahrung.

Weitere Pflegefachkräfte sind erst bei 

der Übernahme der konkreten Leistun-

gen durch den Pflegedienst vorzuhal-

ten. Alle Pflegefachkräfte, die Leistun-

gen der psychHKP erbringen, müssen 

über eine einschlägige einjährige Be-

rufserfahrung oder über eine spezifi-

sche Weiterbildung im Umfang von 320 

Zeitstunden verfügen. Unter bestimm-

ten Voraussetzungen können neu ein-

gestellte Pflegefachkräfte innerhalb 

von sechs Monaten berufsbegleitend 

nachqualifiziert werden. Zudem gehört 

eine strukturierte Einarbeitung und Ein-

weisung in die psychHKP zu den Pflich-

ten der Dienste.

Bewertung durch den bpa

Bisher ist ein flächendeckendes Angebot 

der psychiatrischen häuslichen Kranken

pflege nicht existent. Bundesweit gibt es 

nur wenige Pflegedienste, die diese Leis-

tung erbringen oder sich hierauf speziali-

siert haben. Gesonderte Versorgungs- 

oder Zusatzvereinbarungen und spezielle 

Leistungs- und Vergütungsvereinbarun-

gen liegen nur in einzelnen Bundeslän-

dern vor. Die Gründe dafür sind vielfältig. 

Fehlendes Fachpersonal und hohe Zulas-

sungs- sowie Qualifizierungsvorausset-

zungen sowie die unzureichende Bereit-

schaft der Krankenkassen, die Leistun-

gen und Anforderungen angemessen zu 

refinanzieren, werden regelhaft von den 

Pflegediensten in den Bundesländern als 

Begründung genannt. Mit der neuen Bun-

desrahmenempfehlung liegen jetzt bun-

desweit geltende einheitliche Vorausset-

zungen für den Vertragsabschluss vor, 

davon abweichende zusätzliche Anfor

derungen haben zukünftig keine Berech-

tigung mehr. Damit besteht Planungs

sicherheit und Transparenz für Pflege-

dienste. Die Qualifizierungsanforderun-

gen sind überschaubar und umfassen ne-

ben den staatlich anerkannten Weiterbil-

dungen, in Anlehnung an das vom bpa in 

Auftrag gegebene Gutachten, eine maß-

geschneiderte Alternative für die psychi-

atrische häusliche Krankenpflege mit ei-

nem vertretbaren Umfang. Dies dürfte 

die Personalgewinnung und Nachqualifi-

zierung erleichtern. Daneben besteht die 

Möglichkeit der berufsbegleitenden Qua-

lifizierung. Insgesamt bietet die vorlie-

gende Bundesrahmenempfehlung eine 

gute Grundlage für Pflegedienste, die mit 

der Erbringung der psychHKP ihr Leis-

tungsportfolio erweitern oder die sich als 

Spezialanbieter etablieren wollen.
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Zu Beginn der Pandemie stand insbe­

sondere die Altenpflege im Fokus. Zu 

groß war das Risiko, wenn besondere 

Risikopersonen wie die pflegebedürfti­

gen Menschen und die Pflegenden infi­

ziert würden. Auch die warnenden Bil­

der aus Italien trugen dazu bei, dass 

sehr schnell wirksame Schutzmöglich­

keiten vereinbart wurden. Besonders 

hilfreich dabei war, dass die Finanzie­

rung auf Bundesebene sichergestellt 

wurde. Wenn auch wegen der arg be­

grenzten Mengen zunächst nur zaghaft, 

konzentrierte sich die Diskussion um 

zusätzliche Schutzausrüstung und um 

Tests auf die Altenpflege.

In der gesamten Zeit war zwar unbe-

stritten, dass auch die Eingliederungs-

hilfe (EGH) mit ihren vielen Angeboten 

zur systemrelevanten Infrastruktur zählt. 

Dies bedeutete aber nicht, dass auch 

dort die Unterstützung der immens be-

lasteten Einrichtungen ähnlich ent-

schieden stattfand wie in der Pflege.

Zwar mangelte es nicht an häufig durch-

aus unpassenden Appellen, die Sicher-

heit der Klienten und Mitarbeitenden si-

cherzustellen. Die Schließung ganzer 

Angebote bedeutete regelmäßig eine 

besondere und zusätzliche Belastung 

an anderer Stelle. Exemplarisch zeigte 

sich dies in den Wohneinrichtungen 

nach der fast flächendeckenden Schlie-

ßung zum Beispiel der Werkstätten 

oder externer Angebote zur Tagesstruk-

turierung.

Bei den Vorschriften konnte eine starke 

Orientierung an den Vorgaben für Pfle-

geeinrichtungen beobachtet werden, 

bei der Verantwortung für die finanziel-

le Sicherung schien es hingegen so zu 

sein, als ob sich niemand zuständig füh-

le und hoffe, dass sich irgendjemand 

schon kümmern werde. Die Einrichtun-

gen wurden in die Pflicht genommen 

und durch fehlende Finanzierungszusa-

gen zusätzlich unter Druck gesetzt. 

Mit einiger zeitlicher Verzögerung zeig-

te sich dann die grundsätzliche Bereit-

schaft der Fortsetzung der bisherigen 

Finanzierung. Die eigentlich zu erwar-

tenden Aussagen zur Finanzierung der 

zusätzlichen Schutzausrüstung, des pan

demiebedingten Mehraufwands oder der 

Mindereinnahmen blieben jedoch so-

wohl zeitlich als auch vom Volumen her 

deutlich zurück hinter der Altenpflege.

Hier zeigten sich dann auch viel zu 

deutlich die Verwerfungen des Föde

ralismus. Einheitlichen Finanzierungs-

regelungen für die Altenpflege stand 

allzu oft die Sprachlosigkeit einzelner 

Landesregelungen gegenüber. Ein kla-

res Signal der geteilten Verantwortung 

fehlte nicht selten, auch wenn die Er-

wartungen an die Einrichtungen durch-

aus hoch waren. Erwartungen äußern 

ging leichter von der Hand als die part-

nerschaftliche Suche nach Lösungen 

in gemeinsamer Verantwortung. So 

wundert es nicht, dass vielerorts bis 

heute der Blick zur Decke geht, wenn es 

um die Finanzierung der so dringend 

benötigten zusätzlichen Schutzausrüs-

tung geht. Der guten Ordnung halber 

soll erwähnt werden, dass es auch 

gute Beispiele gab, mit denen Kos

tenträger früh die Finanzierungssicher-

heit des bestehenden Hilfeangebotes 

erklärten.

Soziale Dienstleister – als wesentliche 

Säule des Sozialstaates systemrelevant

Ebenso wie die Pflegekräfte in Kranken-

häusern und Altenpflegeheimen leisten 

Christof Schaefers,  

bpa-Präsidiumsmitglied

Herbert Mauel,  

bpa-Geschäftsführer

Antje Zeiger, Stabsstelle Inklusion, 

Schottener Soziale Dienste gGmbH

Eingliederungshilfe und Corona
Was lernen wir aus der Pandemie?
Von Herbert Mauel, Christof Schaefers und Antje Zeiger
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die Mitarbeiter des Sozialwesens tag-

täglich unermüdlich und hoch profes

sionell ihren Einsatz.

Neue Konzepte der Unterstützung im Be-

reich der sozialen Teilhabe sowie der ar-

beitsweltbezogenen Teilhabe wurden ad 

hoc entwickelt und umgesetzt – und et-

liche Beschäftigte haben übergangswei

se ihren Arbeitsplatz verlagert. Waren sie 

gestern noch in einer Werkstatt tätig, 

unterstützen sie nun die besonderen 

Wohnformen. Menschen und Gebäude 

wurden auf Quarantänemaßnahmen vor-

bereitet, Ängste und Krisen bewältigt.

Die sozialen Dienstleister der Einglie

derungshilfe haben unter Ausschöp-

fung aller Möglichkeiten Arbeitskräfte, 

Räumlichkeiten und Sachmittel zur Ver-

fügung gestellt, um die Pandemie und 

deren Auswirkungen zu bewältigen.

Das Personal der Eingliederungshilfe  

ist hinsichtlich Aufgabenstellung, Struk

tur und Rahmenbedingungen (fehlende 

Schutzausrüstung, fehlende Testungen 

beziehungsweise fehlende Kostenüber-

nahme) bereits bei der Bewältigung der 

ersten Welle des Virusgeschehens weit 

über die Zumutbarkeitsgrenze belastet 

worden. Wie soll das System nun einer 

zweiten Welle standhalten?

Soziale Dienstleister in Gefahr – 

Sozialdienstleister-Einsatzgesetz 

bietet Möglichkeiten zur Sicherung

Ziel des Sozialdienstleister-Einsatzgeset

zes ist es, der Gefahr des Verlustes so

zialer Dienstleistungen im Rahmen der 

Corona-Krise entgegenzuwirken.

Hierbei haben die Leistungsträger ei-

nen besonderen Sicherstellungsauftrag 

zur finanziellen Absicherung der sozia-

len Dienstleister. Um auf die seinerzeit 

noch nicht absehbare Notwendigkeit 

zur Verlängerung und dem Inkrafttreten 

von neuen Maßnahmen nach dem In-

fektionsschutzgesetz schnell reagieren 

zu können, hat das Bundesministerium 

für Arbeit und Soziales (BMAS) eine 

Verordnung vorgelegt, die die Dauer 

des besonderen Sicherstellungsauftra-

ges verlängert. Darin wird explizit auf 

die Möglichkeit einmaliger Erfüllungs-

aufwendungen in nicht bezifferbarer 

Höhe in Form von Zuschüssen hinge-

wiesen. 

Der bpa hatte die Möglichkeit zur Stel-

lungnahme gegenüber dem BMAS und 

wies dabei auch auf die noch immer un-

befriedigende Situation bei der Finan-

zierung zusätzlicher Schutzausstattung 

hin.

Die Versorgung mit Schutzausrüstung 

(insbesondere Schutzkleidung und Des-

infektionsmittel) ist insbesondere für die 

Beschäftigten und Menschen mit Be-

hinderungen, die in besonderen Wohn-

formen leben, von wesentlicher Bedeu-

tung.

Es ist bedauerlich, dass bisher keine bun

desweite Regelung ähnlich dem Kosten

erstattungsverfahren für Mehraufwen-

dungen in Pflegeeinrichtungen etabliert 

werden konnte, sondern mühsam auf 

Landesebene Absprachen mit den je-

weiligen Kostenträgern zu treffen sind, 

die aber oft als freiwillige Leistungen an

gesehen werden.

Der bpa fordert eine verlässliche Ab

sicherung der notwendigen sozialen 

Infrastruktur. Finanzierung notwendi-

ger Mehrausgaben wie Mindereinnah-

men, klare Unterstützung bei der zu-

sätzlichen Schutzausrüstung, verlässli-

cher Zugang zu Tests sind dabei zentra-

le Stichworte. 

Soziale Dienstleister der Eingliederungs

hilfe sind systemrelevant. Mehr als an-

gemessen wäre daher auch die Finan-

zierung einer Prämie. Die Beschäftigten 

in den Einrichtungen sichern tagtäglich 

unter erschwerten Bedingungen eine 

bestmögliche Betreuung der behinder-

ten Menschen. Dies verdient auch ma-

terielle Anerkennung. Wir unterstützen 

die Forderung der Finanzierung einer Prä

mienzahlung im Bereich der EGH orien-

tiert an den Regelungen des SGB XI.

bpa-Fachtagung für Einrichtungen der Behindertenhilfe 
findet dieses Jahr nicht statt

Am 26. und 27. November 2020 hätte in Berlin unsere 20. Jahrestagung 

stattfinden sollen. Aufgrund der Corona-Pandemie müssen wir diese schwe­

ren Herzens absagen. Vor dem Hintergrund unseres 20. Jubiläums schmerzt 

diese Absage umso mehr. Die Umstände lassen uns aber keine andere Wahl. 

Wir werden Sie zu gegebener Zeit über den neuen Termin informieren.
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Pflege. Die Zahl der Menschen, die ge­

pflegt werden müssen, wird infolge der 

demografischen Entwicklung in Deutsch­

land weiter steigen. Weil die Pflegever­

sicherung nicht alle Kosten abdeckt, ist 

das IW der Frage nachgegangen, ob die 

Bundesbürger über genügend Vermö­

gen – und private Zusatzversicherun­

gen – verfügen, um im Fall der Fälle ih­

ren Eigenanteil zu finanzieren.

Das Problem der Pflegefinanzierung 

spitzt sich zu. Einerseits steigt die Zahl 

der Pflegebedürftigen, andererseits be-

kommt das Pflegepersonal seit Juni die-

ses Jahres höhere Mindestlöhne, was 

die Preise für Pflegeleistungen erhöht. 

Und zudem könnten die Folgen der Co-

rona-Pandemie für den Arbeitsmarkt an 

der Einnahmebasis der Pflegeversiche-

rung nagen und deren Finanzierungs-

spielräume einengen.

Da die Pflegeversicherung nur einen Teil 

der Kosten abdeckt, werden auch die Be-

troffenen den steigenden Kostendruck 

zu spüren bekommen. Ihr Eigenanteil 

steigt bereits seit Jahren (Abbildung 1).

Dass die Pflegeversicherung nur eine 

Teilleistungsversicherung ist, hat einen 

Grund: Jeder Bundesbürger soll, so die 

Idee, zusätzlich privat vorsorgen. Das ist 

gar nicht so einfach, denn die Kosten ei-

ner eventuellen Pflegebedürftigkeit sind 

für den Einzelnen nur schwer kalkulier-

bar. Erstens hängen sie von der Versor-

gungsart ab – also davon, ob der Betrof-

fene in ein Pflegeheim kommt oder am-

bulant gepflegt wird –, zweitens ist die 

Pflegedauer schwer abzuschätzen und 

drittens basiert die Höhe des Eigenan-

teils auch darauf, welche Kosten die Pfle

geversicherung übernimmt.

Angesichts all dieser Unwägbarkeiten 

wäre zu erwarten, dass sich die Men-

schen dagegen absichern. Tatsächlich 

aber tun das nur die wenigsten: Im Jahr 

2018 hatten nur 2,8 Millionen Bundes-

bürger eine private Pflegezusatzversi-

cherung.

Folglich stellt sich die Frage, wie viele 

Bundesbürger ein ausreichendes Ver-

mögen besitzen, um im Pflegefall nicht 

auf die Unterstützung durch Angehöri-

ge oder den Staat angewiesen zu sein. 

Doch darüber ist bislang nur wenig be-

kannt. Deshalb hat das IW die Daten des 

Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) 

analysiert. Gewählt wurde das Jahr 

2017, weil das SOEP in diesem Jahr zum 

vorerst letzten Mal regulär sowohl die 

Einkommen als auch die Vermögen ab-

gefragt hat.

Konkret geht es in dieser Analyse dar-

um, die Vermögensdaten der Haushalte 

mit den 2017er Eigenanteilen der vollsta-

tionären Dauerpflege zu vergleichen. Ei-

ne Besonderheit: Bei Rentnerhaushalten 

wird neben dem Vermögen auch das 

Einkommen berücksichtigt. Denn wäh-

rend bei ihnen die Höhe der Renten oder 

anderer Alterseinkommen im Pflegefall 

nicht beeinträchtigt wird, brechen bei 

den Beschäftigten in vollstationärer 

Pflege die Erwerbseinkommen weg.

Als Vermögen gelten die Nettovermö-

gen der Haushalte, also Finanzvermö-

gen wie Bargeld und Aktien sowie Ver-

mögenswerte wie Immobilien abzüg-

lich Verbindlichkeiten wie Darlehen und 

Hypotheken. Außerdem wird in der IW-

Unsichere Finanzierung
Von Susanna Kochskämper, Silvia Neumeister und Maximilian Stockhausen
Institut der deutschen Wirtschaft Köln

Abbildung 1: Im Bundesschnitt musste ein Pflegebedürftiger in stationärer Pflege 

im Jahr 2017 knapp 1.700 Euro pro Monat privat finanzieren – im Juli 2020  

waren es schon mehr als 2.000 Euro.
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Rechnung jedem Haushaltsmitglied ein 

Schonvermögen von einmalig 5.000 Eu-

ro zugesprochen, wie es in der Sozial-

hilfe, also der Hilfe zur Pflege, Praxis ist. 

Die Einkommen sind definiert als Haus-

haltsnettoeinkommen, also Arbeits- 

und Kapitaleinkommen aller Haushalts-

mitglieder einschließlich privater und 

öffentlicher Transfers wie Kindergeld 

und Rente abzüglich Steuern und So

zialabgaben.

Werden die Kosten der vollstationären 

Pflege den Nettovermögen gegenüber-

gestellt, dann zeigt sich für das Jahr 

2017 (Abbildung 2).

Aufschlussreich ist auch die Unterschei

dung nach Altersgruppen – wobei hier 

unterstellt wird, dass alle Haushalte 

noch kein pflegebedürftiges Mitglied 

hatten. Der Grund: Haushalte mit pfle-

gebedürftigen Mitgliedern haben even-

tuell bereits Teile ihres Vermögens für 

die Pflege aufgewendet, sodass ihnen 

zum Zeitpunkt der Analyse weniger Geld 

zur Finanzierung weiterer Pflegejahre 

zur Verfügung gestanden hätte.

40- bis 65-Jährige

Von ihnen hätten 2017 rund 35 Prozent 

die stationäre Pflege für ein Jahr nicht 

aus ihrem Vermögen finanzieren kön-

nen. Ab vier Jahren Pflegedauer ist mehr 

als die Hälfte dieser Haushalte finanziell 

überfordert.

Rentnerhaushalte

Wenn man nur das Vermögen heran-

zieht, schneiden die älteren Generatio-

nen besser ab als die jüngeren – nur 

rund ein Drittel der über 65-Jährigen 

kann sich eine einjährige Pflege nicht 

leisten.

Das ist jedoch nicht überraschend, da 

das Vermögen in der Regel mit dem Al-

ter ansteigt. Berücksichtigt man zusätz-

lich das Einkommen eines potenziell pfle

gebedürftigen Rentners, wird der finan-

zielle Vorteil noch größer: Fast 72 Pro-

zent dieser Haushalte können einen Pfle

geaufenthalt von einem Jahr privat fi

nanzieren – für gut zwei Drittel sind auch 

fünf Jahre kein Problem.

Das Fazit: Die meisten Haushalte könn-

ten die Kosten der stationären Pflege ei-

ne Zeitlang tragen. Je länger der Auf-

enthalt jedoch dauert, desto mehr sind 

finanziell überlastet. Eine lange Pflege-

dauer ist aber nicht unwahrscheinlich – 

rund die Hälfte der Fälle dauert länger 

als ein Jahr, knapp ein Viertel der Be-

troffenen ist länger als vier Jahre in ei-

ner Pflegeeinrichtung. Gleichwohl wi-

derlegen die Zahlen die pauschale An-

nahme, dass Pflegebedürftigkeit für 

den Großteil der Bundesbürger eine Ar-

mutsfalle ist – auch wenn diese Gefahr 

für einen Teil der Bevölkerung durchaus 

relevant sein kann.

Wichtig ist zudem die Feststellung, 

dass all diese Ergebnisse lediglich eine 

grobe Einschätzung der finanziellen Si-

tuation der Haushalte in Sachen Pflege 

sind. Denn die Zahlen beziehen sich 

ausschließlich auf die stationäre Pflege 

– man muss jedoch davon ausgehen, 

dass viele Menschen vor ihrem statio-

nären Aufenthalt bereits ambulant ge-

pflegt wurden. In diesen Fällen wurden 

eventuell bereits Teile des Vermögens 

und Einkommens aufgewendet, sodass 

sich der Anteil jener Haushalte, die sich 

die stationäre Pflege nicht leisten kön-

nen, tendenziell noch erhöht.

Außerdem wurde unterstellt, dass in 

jedem Haushalt nur ein Mitglied statio-

när gepflegt werden muss – in der Pra-

xis kommen aber auch mehrere Pfle

gefälle in einem Haushalt vor, was zu ei-

ner zusätzlichen finanziellen Belastung 

führt. Und schließlich wurde bei den 

Pflegekosten der bundesweite Durch-

schnitt zugrunde gelegt, regional kön-

nen die Kosten jedoch sehr viel höher 

liegen.  © 2020, IW Medien, iwd 18

Stationäre P�ege: Wie lange reicht das Vermögen?
So viel Prozent aller Haushalte in Deutschland hätten 2017 die privaten Kosten der 

vollstationären Pflege dieser Dauer aus ihrem Vermögen …

… leisten können

… nicht leisten können

Quellen: Sozio-oekonomisches Panel, Institut der deutschen Wirtscha�   

© 2020 IW Medien / iwd

1 Jahr 2 Jahre 3 Jahre 4 Jahre 5 Jahre

41,2

58,8
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44,1
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Abbildung 2: Rund 41 Prozent aller Haushalte wären nicht in der Lage gewesen, 

ein Jahr stationäre Pflege eines Haushaltsmitglieds aus ihrem Vermögen  

zu finanzieren – bei fünf Jahren Pflege hätten sogar 59 Prozent passen müssen.

IW-Report 36/2020:

Susanna Kochskämper,  

Silvia Neumeister,  

Maximilian Stockhausen:  

Unspezifische Vorsorge –  

reicht es für die Pflege?

iwkoeln.de/pflege
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Aufgrund der Corona-Pandemie haben zahlreiche Firmen und 

Betriebe ihr Angebot an Ausbildungsplätzen in diesem Jahr 

zum Teil deutlich reduziert. Daneben sind auch die bei Schul­

abgängern beliebten Auslandsaufenthalte derzeit nicht oder 

nur sehr eingeschränkt möglich. Das Freiwillige Soziale Jahr 

(FSJ) kann hier dazu beitragen, jungen Menschen die Mög­

lichkeit einer sinnvollen Betätigung zu bieten und sie für so­

ziale Berufe zu interessieren.

FSJ-Plätze anbieten und finden

Träger für das FSJ im bpa ist die „bpa gGmbH Gemeinnützi-

ge Gesellschaft für bürgerschaftliche Freiwilligendienste, pä-

dagogische Begleitung, Aus- und Fortbildung mbH“ mit Sitz 

in Bonn. Diese ist vom zuständigen Bundesministerium 

(BMFSFJ) anerkannt und wird entsprechend gefördert. Damit 

erhalten bpa-Mitglieder, die diese jungen Menschen einset-

zen, die Möglichkeit, von der durch das BMFSFJ zur Verfü-

gung gestellten Förderung des Jugendfreiwilligendienstes 

im FSJ zu profitieren. Denn durch die Anerkennung seitens 

des Ministeriums wird ein Großteil der Kosten für die päda-

gogische Begleitung der FSJ-Teilnehmerinnen und -Teilneh-

mer von der bpa gGmbH getragen. Sie ist auch für die päda-

gogische und individuelle Begleitung verantwortlich. Hier-

durch wird die pädagogische und individuelle Begleitung der 

FSJler sichergestellt. Die bpa gGmbH vermittelt zwischen den 

Motiven und Bedürfnissen 

der jungen Menschen und 

den Anforderungen der Ein-

satzstellen in den Mitgliedseinrichtungen.

Einrichtungen, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des FSJ 

einsetzen, bieten jungen Menschen, die sich engagieren und 

beruflich orientieren möchten, eine Möglichkeit, sich sozial 

für ältere Menschen, Kinder oder Menschen mit Behinderun-

gen zu engagieren. Es ist ein gegenseitiges Nehmen und Ge-

ben, das für alle Beteiligten Chancen bis hin zum Ausbil-

dungsplatz bietet.

Ein FSJ kann eine wichtige Entscheidungshilfe für die beruf-

liche Orientierung darstellen. Es ermöglicht, die Aufgabenfel

der im sozialen Bereich kennenzulernen, dabei Vorurteile ab-

zubauen und Pflegeeinrichtungen als interessante und zukunfts-

sichere Arbeitsorte zu erfahren. Und selbst wenn das FSJ am 

Ende nur der Überbrückung von Wartezeiten auf einen Studi-

enplatz diente oder die berufliche Orientierung doch in eine 

andere Richtung geht, bot es die Chance, den Bereich Pflege 

besser kennenzulernen und wertvolle Erfahrungen und Ein-

drücke für das weitere Leben sammeln zu können.

Als ein Angebot der außerschulischen Jugendbildung er-

möglicht das FSJ jungen Menschen, die die Vollzeitschul-

pflicht erfüllt, aber das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet 

haben, soziale Einrichtungen mit ihren vielfältigen Arbeits

feldern kennenzulernen. Es versteht sich als soziales Bildungs- 

und Orientierungsjahr und bietet die Gelegenheit, in der so

zialen Praxis eigene Erfahrungen zu machen und individuelle 

Fähigkeiten zu erproben. Durch ihren Einsatz für das Gemein-

wohl stärken die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des FSJ 

ihr Verantwortungsbewusstsein, wirken an der Lösung so

zialer Probleme unserer Gesellschaft mit und fördern so 

nicht zuletzt die eigene Persönlichkeitsentwicklung.

Auskünfte zu den Möglichkeiten, das FSJ zu absolvieren, zu 

möglichen Einsatzorten und Infos dazu, wie Mitgliedseinrich-

tungen Einsatzstellen des FSJ werden können, sowie zu Kos-

ten und Taschengeld erteilen die Landesgeschäftsstellen des 

bpa. Sie halten Bewerbungsbögen bereit und haben einen 

genauen Überblick über die freien Plätze bei bpa-Mitglieds-

einrichtungen in der Region. 

Unter www.fsj.bpa.de stehen umfangreiche Informationen 

zum FSJ bereit.  sj

Das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) bei der bpa gGmbH
Interesse für soziale Berufe wecken – Chance zum Einstieg  
in eine Pflegeausbildung

Der direkte Draht zu uns:

Die bpa-Geschäftsstellen in den Bundesländern 

stehen für alle Fragen rund um das FSJ zur 

Verfügung. Sie halten die Bewerbungsbögen bereit 

und haben einen genauen Überblick über die 

freien Plätze bei bpa-Mitgliedseinrichtungen in der 

Region. Noch unsicher? Dann könnte ein Klick 

ins Internet bei der Entscheidungsfi ndung helfen: 

Unter www.fsj.bpa.de sind umfangreiche Informa-

tionen und lebendige Einblicke ins FSJ zu fi nden.

Kontakt und Informationen

bpa.Bundesverband privater Anbieter 

sozialer Dienste e.V. und bpa gGmbH

· Landesgeschäftsstelle 

 Baden-Württemberg

 Marienplatz 8 · 70178 Stuttgart

 Telefon: +49 711 960496

 Telefax: +49 711 9604970

 baden-wuerttemberg@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Bayern 

 Westendstraße 179 · 80686 München

 Telefon: +49 89 890448320 

 Telefax: +49 89 890448321

 bayern@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Berlin 

 Kurfürstendamm 92 · 10709 Berlin

 Telefon: +49 30 338475250 

 Telefax: +49 30 338475279

 berlin@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Brandenburg 

 Schopenhauerstraße 7 · 14467 Potsdam

 Telefon: +49 331 97923370 

 Telefax: +49 331 97923379

 brandenburg@bpa.de
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bpa gGmbH

Gemeinnützige Gesellschaft für 

bürgerschaftliche Freiwilligendienste, 

pädagogische Begleitung, 

Aus- und Fortbildung mbH

Oxfordstraße 12–16 

53111 Bonn

Telefon: +49 228 6043870

Telefax: +49 228 6043899

fsj@bpa.de

Das Freiwillige Soziale Jahr beim bpa

· Landesgeschäftsstelle 

 Bremen/Bremerhaven

 Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen

 Telefon: +49 421 68544175

 Telefax: +49 421 68544177

 bremen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Hamburg 

 Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg 

 Telefon: +49 40 25307160 

 Telefax: +49 40 253071629 

 hamburg@bpa.de 

· Landesgeschäftsstelle 

 Hessen 

 Schiersteiner Straße 86 · 65187 Wiesbaden

 Telefon: +49 611 3410790 

 Telefax: +49 611 34107910

 hessen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle    

 Mecklenburg-Vorpommern 

 Köpmarkt – Am Grünen Tal 19 · 19063 Schwerin

 Telefon: +49 385 3992790

 Telefax: +49 385 3992799

 mecklenburg-vorpommern@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Niedersachsen

 Herrenstraße 5 · 30159 Hannover 

 Telefon: +49 511 12351340 

 Telefax: +49 511 12351341 

 niedersachsen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle

 Nordrhein-Westfalen

 Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf

 Telefon: +49 211 3113930

 Telefax: +49 211 31139313

 nordrhein-westfalen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Rheinland-Pfalz

 Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz

 Telefon: +49 6131 880320 

 Telefax: +49 6131 8803210

 rheinland-pfalz@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Saarland

 Heinrich-Barth-Straße 18 · 66115 Saarbrücken

 Telefon: +49 681 9488840

 Telefax: +49 681 9488842

 saarland@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Sachsen

 Elsterstraße 8 a · 04109 Leipzig

 Telefon: +49 341 52904460 

 Telefax: +49 341 52904489

 sachsen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Sachsen-Anhalt 

 Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg

 Telefon: +49 391 24358630 

 Telefax: +49 391 24358659

 sachsen-anhalt@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Schleswig-Holstein

 Hopfenstraße 65 · 24103 Kiel

 Telefon: +49 431 66947060

 Telefax: +49 431 66947189

 schleswig-holstein@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle 

 Thüringen

 Haarbergstraße 61 a · 99097 Erfurt

 Telefon: +49 361 6538688

 Telefax: +49 361 6538689

 thueringen@bpa.de

www.fsj.bpa.de
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Kontakt und Informationen
bpa.Bundesverband privater Anbieter  sozialer Dienste e.V. und bpa gGmbH

· Landesgeschäftsstelle  Baden-Württemberg Marienplatz 8 · 70178 Stuttgart Telefon: +49 711 960496 Telefax: +49 711 9604970 baden-wuerttemberg@bpa.de
· Landesgeschäftsstelle  Bayern 
 Westendstraße 179 · 80686 München Telefon: +49 89 890448320  Telefax: +49 89 890448321 bayern@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle  Berlin 
 Kurfürstendamm 92 · 10709 Berlin Telefon: +49 30 338475250  Telefax: +49 30 338475279 berlin@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle  Brandenburg  Schopenhauerstraße 7 · 14467 Potsdam
 Telefon: +49 331 97923370  Telefax: +49 331 97923379 brandenburg@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle  Bremen/Bremerhaven Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen Telefon: +49 421 68544175 Telefax: +49 421 68544177 bremen@bpa.de

bpa gGmbH
Gemeinnützige Gesellschaft für bürgerschaftliche Freiwilligendienste, pädagogische Begleitung, Aus- und Fortbildung mbH

Oxfordstraße 12–16 53111 Bonn
Telefon: +49 228 6043870Telefax: +49 228 6043899fsj@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle  Hamburg 
 Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg 
 Telefon: +49 40 25307160  Telefax: +49 40 253071629  hamburg@bpa.de 

· Landesgeschäftsstelle  Hessen 
 Schiersteiner Straße 86 · 65187 Wiesbaden
 Telefon: +49 611 3410790  Telefax: +49 611 34107910 hessen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle    
 Mecklenburg-Vorpommern  Köpmarkt – Am Grünen Tal 19 · 19063 Schwerin

 Telefon: +49 385 3992790 Telefax: +49 385 3992799 mecklenburg-vorpommern@bpa.de
· Landesgeschäftsstelle  Niedersachsen Herrenstraße 5 · 30159 Hannover  Telefon: +49 511 12351340  Telefax: +49 511 12351341  niedersachsen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle Nordrhein-Westfalen Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
 Telefon: +49 211 3113930 Telefax: +49 211 31139313 nordrhein-westfalen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle   Rheinland-Pfalz Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz Telefon: +49 6131 880320  Telefax: +49 6131 8803210 rheinland-pfalz@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle   Saarland
 Heinrich-Barth-Straße 18 · 66115 Saarbrücken
 Telefon: +49 681 9488840 Telefax: +49 681 9488842 saarland@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle   Sachsen
 Elsterstraße 8 a · 04109 Leipzig Telefon: +49 341 52904460  Telefax: +49 341 52904489 sachsen@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle  Sachsen-Anhalt  Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg Telefon: +49 391 24358630  Telefax: +49 391 24358659 sachsen-anhalt@bpa.de
· Landesgeschäftsstelle   Schleswig-Holstein Hopfenstraße 65 · 24103 Kiel Telefon: +49 431 66947060 Telefax: +49 431 66947189 schleswig-holstein@bpa.de

· Landesgeschäftsstelle   Thüringen
 Haarbergstraße 61 a · 99097 Erfurt Telefon: +49 361 6538688 Telefax: +49 361 6538689 thueringen@bpa.de

www.fsj.bpa.de
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Freiwilliges Soziales JahrAktuelle Infos für Mitgliedseinrichtungen des bpa



E-Mobilität?

Das Konjunkturpaket 
gibt Starthilfe.
Profi tieren Sie jetzt vom Flottenaustauschprogramm „Sozial & Mobil“ 
des Corona-Konjunkturprogramms der Bundesregierung.

Wir unterstützen Sie mit Know-how, Service und Technik – damit Sie bald 
mit Ihren E-Autos staatlich gefördert und klimafreundlich starten können:

Beratung, Begleitung und Technik aus einer Hand 

Planung, Umsetzung und Betrieb der Ladeinfrastruktur

Ladetechnik nach Bedarf und örtlichen Gegebenheiten

Transparenter, sicherer Abrechnungsservice

Mit uns fahren Sie gut: EWE Go ist seit 2008 
bundesweit elektrisch unterwegs und gehört zur 
EWE AG, Deutschlands fünftgrößtem Energieversorger.

  QR-Code scannen
  und mehr erfahren.

Fragen Sie uns jetzt unverbindlich an.
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und 
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Landesgruppe Baden-Württemberg

„Es hat sich gezeigt, dass im Vertrauen  
und in Transparenz miteinander nahezu alles 
möglich wird“

Interview mit Britta March, Referatsleiterin „Pflege und Beratung  
in der Pflege“ bei der AOK Baden-Württemberg

bpa-Magazin: Frau March, seit Mitte 

März hält uns alle das Corona-Virus in 

Atem und prägt unseren Alltag. Wie 

geht es Ihnen? Wie haben Sie persön-

lich die vergangenen Monate erlebt?

Britta March: Mir geht es soweit gut, 

wenngleich Corona – das darf ich ehrli-

cherweise sagen – eine gewisse Er-

schöpfung produziert hat. Es waren bi-

zarre Wochen und sehr harte Monate. 

Wir Akteure in der Pflege waren alle in 

einem noch nie dagewesenen Maße ge-

fordert. Ich habe schon viel Anstren-

gendes erlebt – das aber war neu und 

extrem zugleich.

bpa-Magazin: Welche Rückmeldungen 

bekommt die AOK Baden-Württemberg 

von pflegebedürftigen Versicherten 

und deren Angehörigen zur Corona-

Pandemie? Wie geht es Ihren Versicher-

ten und wie unterstützt die AOK Baden-

Württemberg besonders die Menschen 

mit einem erhöhten Hilfe- und Pflege-

bedarf? 

Britta March: Wir haben von Verzweif-

lung und Angst vor dem, was ist und 

noch kommen könnte bis hin zu aus-

drücklichem Dank und Lob ob der ver-

lässlichen Unterstützung, Beratung und 

Hilfestellungen alles gehört. Um unsere 

Versicherten auch in dieser Extremsitua-

tion bestmöglich zu unterstützen, haben 

wir zum Beispiel sehr schnell auf kon-

taktlose telefonische Beratung umge-

stellt und die Online-Erreichbarkeit mas-

siv erhöht. Denn: Unsere Haltung gegen-

über unseren Versicherten und auch un-

seren Vertragspartnern hat sich durch 

die Pandemie und die damit verbunden 

Risiken ja nicht verändert! Da die 

bestgelingende Versorgung mit der um-

fassenden Beratung beginnt, haben wir 

alles dafür getan, auch mit geschlosse-

nen Beratungsstellen für die ratsuchen-

den Menschen da zu sein und im Zusam-

menspiel mit den Pflegeunternehmen 

für die bestmöglichen Hilfen zu sorgen.

bpa-Magazin: Sie haben die sogenannte 

AG Krisenmanagement (AG-K) initiiert 

und moderiert, ein gemeinsames Gremi-

um der Kostenträger, Leistungserbrin-

ger, der kommunalen Vertreter und mit 

Beteiligung eines Vertreters aus dem 

Pflegereferat des Sozialministeriums im 

Land. Was genau war der Auftrag? Wel-

che Beschlüsse konnten die Akteure in 

Baden-Württemberg fassen? 

Britta March: Eine gemeinsame AG zu 

organisieren erschien uns alternativlos, 

denn schnell war klar, dass wir viel zu 

regeln hätten und für mehrfachen 

Austausch zu denselben Themen keine 

Zeit bleiben würde. Somit entschieden 

wir pragmatisch diese AG-K, damit alle 

von Beginn an dabei sind und durch ge-

meinsame Beratung bestmögliche Lö-

sungen gefunden werden. Den Auftrag 

haben wir uns selbst gegeben. Ein be-

schließendes Gremium sind wir nicht – 

aber eines, das Lösungen findet und 

Entscheidungen miteinander traf und 

weiter treffen wird.

bpa-Magazin: Wie bewerten Sie die bis-

herige Arbeit in der AG-K?

Britta March: Eine tolle und höchst effek-

tive Zusammenarbeit! Wir waren zu jeder 

Zeit in einem vertrauensvollen Bera-

tungsmodus und mit dem gemeinsamen 

Ziel unterwegs, die Versorgung für die 

Menschen bestmöglich aufrecht erhalten 

zu wollen. Gleichzeitig waren wir immer 

zielstrebig dran, den vielen neuen Geset-

zen, Bestimmungen, Richtlinien und Auf-

lagen unmittelbar gerecht werden zu 

können und das Beste daraus zu machen. 

Es ist immer wichtig, alle Perspektiven zu 

durchdenken. Aber es hat sich wieder ge-

zeigt, dass im Vertrauen und in Transpa-

renz miteinander nahezu alles möglich 

wird. Und auch die enge Begleitung 

durch den Kollegen des Sozialministeri-

ums war in der AG-K sehr hilfreich.

bpa-Magazin: Wenn Sie auf die vergan-

genen Monate zurückblicken: Was ist 

uns besonders gut gelungen?

Britta March: Die engmaschige, offene 

und vertrauensvolle Kommunikation zwi

schen allen maßgeblichen Akteuren war 

beispiellos und hervorragend. Trotz al-

len Stresses und den hohen Anforderun

gen, die uns allen nach und nach die 

Kräfte raubte, hat die Arbeit mit den 

Kollegen und Kolleginnen der AG-K so-

gar immer Spaß gemacht. Denn: Wir 

sind immer vorangekommen, haben Lö-

sungen gefunden. 

bpa-Magazin: Was hätte besser laufen 

können?

Britta March: Die Beschaffung von 

Schutzkleidung war schlicht ein Desas-
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ter. Aber das hatten wir leider zu Beginn 

nicht in der Hand. Und dass im Sozial-

ministerium ein Krisenstab ohne Pfle-

gebeteiligung eingerichtet wurde, war 

auch alles andere als glücklich. Nur gut, 

dass ein Kollege aus dem Pflegereferat 

des Sozialministeriums regelhaft in un-

serer AG-K teilnahm und sich sehr en-

gagiert einbrachte. Auch wurde mit je-

der weiteren Vorschrift klar, wie wenig 

alle Neuerungen systematisch konse-

quent durchdrungen wurden. Nicht nur 

an einer Stelle passten die neuen „An-

sagen“ nicht zusammen und anderer-

seits mussten wir in den Ländern viel zu 

häufig und viel zu lange auf dringende 

Rahmen oder Konkretisierungen vom 

Bund warten. 

bpa-Magazin: Der bpa ist mit Abstand 

der größte Leistungserbringerverband 

in Baden-Württemberg. Insgesamt sind 

mehr als 1.200 ambulante Pflegediens-

te, Pflegeheime und Tagespflegeein-

richtungen im bpa organisiert. Welche 

Rolle spielen die privaten Träger in der 

pflegerischen Versorgung in Baden-

Württemberg – insbesondere auch in 

Zeiten von Corona?

Britta March: Die privaten Träger spie-

len eine große Rolle, weil sie – wie in 

der Frage schon formuliert – eben eine 

so große Anzahl der Pflegenden stellen. 

Wir wissen alle, wie sehr sich die pfle-

gerische Unterstützung über Zeit durch 

menschliche Zuwendung definiert und 

die Anzahl derer, die diese Zeit und Zu-

wendung brauchen, steigt stetig. Somit 

kommt es auf jede Pflegeperson an, die 

sich engagiert – ohne und mit Corona. 

Was in meinen Augen bedeutsam ist, 

dass wir hier in Baden-Württemberg  

ein ausdrückliches Miteinander pfle-

gen, weil alle wissen, dass die Heraus-

forderungen nur miteinander zu lösen 

sein werden. Ich für meinen Teil unter-

scheide nicht, ob gut und schlecht nach 

Organisationsform oder Trägerschaft. 

Es kommt immer auf den Dialog an  

und darauf, wie man diesen gestaltet 

und was man miteinander imstande ist, 

daraus zu machen. Den bpa und die 

AOK Baden-Württemberg verbindet 

hier im Land eine sehr gute Kommuni-

kation und nicht nur gemeinsame For-

schungsvorhaben sprechen eine ein-

deutige Sprache.

 

bpa-Magazin: Der Weg zurück in die 

Normalität ist kein einfacher Weg. Das 

zeigt sich exemplarisch an den statio

nären Pflegeeinrichtungen, wo es ei

nerseits ein nachvollziehbares Bedürfnis 

nach Besuchen und Kontakt gibt und an-

dererseits die große Sorge der Verant-

wortlichen, dass zu schnelle Lockerun-

gen das Virus wieder aufflammen las-

sen. Wie finden wir eine gute Balance? 

Wie können wir die Einrichtungen und 

ihre Mitarbeiter schützen?

Britta March: Ich bin nicht diejenige, die 

Bestimmungen macht. Für meinen Ge-

schmack sollte man vor allen Dingen 

mit Pflegeunternehmern sprechen, wie 

Schutzmaßnahmen möglich sind, damit 

Kontakte möglich sind. Es gibt Wege 

ohne totale Verbote. Als Gerontologin 

warne ich entschieden davor, alte und 

hochaltrige Menschen unnötig der Ge-

fahr der Vereinsamung auszusetzen, die 

man nicht unterschätzen darf. Ich bin 

ausdrücklich für die richtigen Schutz-

maßnahmen – keiner darf leichtfertig 

gefährdet werden. Aber man muss ers-

tens zwingend den Wunsch der alten 

Menschen respektieren und zweitens 

müssen Bestimmungen hinterfragt wer

den dürfen – es ist höchste Zeit, dass 

endlich die Pflegeexpertise gehört wird.

bpa-Magazin: Die Corona-Zeit schreibt 

auch positive Geschichten: Teams, die 

sich neu zusammenfinden, Mitarbeiter, 

die Verantwortung übernehmen, Ko-

operationen, die neu mit Leben gefüllt 

werden. Welche positiven Erfahrungen 

haben Sie gemacht? Wie gelingt es uns, 

diese positiven Ansätze in eine Zeit 

nach Corona mitzunehmen?

Britta March: Es liegt ja an uns! Und ich 

habe keine Zweifel daran, dass wir den 

vertrauensvollen Dialog fortführen. Wir 

waren vor Corona schon im guten Mit-

einander unterwegs und es hat sich be-

stätigt, dass dieses Miteinander-Wollen 

trägt. Wir haben den aktuellen Dialog 

und haben gemeinsam den Zukunftsdi-

alog für die Pflege in Baden-Württem-

berg ins Leben gerufen – in dem wir 

schon Ende 2019 zeigten, dass wir of-

fensichtlich auch für Krisensituationen 

gewappnet sind. Wir werden den Dia-

log als einen der wertvollsten Instru-

mente nutzen und weiterhin für die 

bestmögliche pflegerische Versorgung 

für die Menschen einstehen, für die wir 

alle miteinander Verantwortung tragen.

Britta March, AOK Baden-Württemberg
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Die private Pflege ist geprägt durch Unternehmer, die sich 

engagieren und anstrengen, zumeist vor Ort ansässig und 

ansprechbar sind, investieren, Risiken eingehen und für die 

eigenen Entscheidungen haften. Die Startphase der Exis­

tenzgründung ist dabei häufig mit Hindernissen verbunden: 

Pflegekassen, die die Versorgungsverträge nicht rechtzeitig 

ausstellen, Pflegesoftware, die nicht funktioniert und Haus­

ärzte, die lieber mit der örtlichen Sozialstation kooperieren. 

In der Regel lassen sich derartige Anlaufschwierigkeiten be­

heben und die Prozesse spielen sich ein. Doch wie verläuft 

eine Pflegedienstgründung, wenn auch noch die Corona-

Pandemie hinzukommt?

Konstantin Ricker, Geschäftsführer und Pfleger aus Leiden-

schaft, hat letztlich gute Erfahrungen gemacht: Er gründete 

die Rick Care Company UG in Blaustein in der Nähe von Ulm, 

erhielt zum 1. Februar 2020 die Zulassung als ambulanter 

Pflegedienst und stand die folgenden Monate gut durch. „Wir 

hatten schon schlaflose Nächte und befanden uns in einem 

Wechselbad der Gefühle“, beschreibt er die ersten Wochen 

der Corona-Pandemie. „Zuerst waren wir zuversichtlich, dann 

folgte die Ernüchterung, der Lockdown dauert an und wir ha-

ben einen Rückgang bei den ohnehin noch nicht so zahlreich 

vorhandenen Patienten erlebt. Der bpa hat uns in dieser Pha-

se sehr geholfen“, lobt Ricker das Krisenmanagement des 

Verbandes. „Wir waren immer up to date und gehen so ei-

gentlich gestärkt aus der Krise hervor. Wir hatten keine 

Schonfrist, aber die hat man als Unternehmer ohnehin nicht.“

Der bpa freut sich über junge und neue Unternehmer und un-

terstützt bei der Existenzgründung mit Checklisten, Arbeits-

hilfen, Fortbildungen und ausführlicher Beratung.  bd

Landesgruppe Baden-Württemberg

Existenzgründung in Zeiten von Corona

Die Geschäftsfüh-

rer Konstantin 

Ricker und Georg- 

Friedrich Frey (2. 

und 3. von li.) und 

das Team des 

ambulanten 

Pflegedienstes 

Rick Care Com- 

pany
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Die Pflegebeauftragte der SPD-Bundes­

tagsfraktion Heike Baehrens hat die 

Arbeit der Pflegedienste und -einrich­

tungen während der Coronakrise ge­

lobt. Je nach Entwicklung des Infekti­

onsgeschehens müsse es gegebenen­

falls vonseiten der Bundespolitik wei­

tere Unterstützung geben. „Die profes­

sionell Pflegenden haben mit hoher 

Fachlichkeit Konzepte und Standards 

entwickelt und ich bin der Überzeu­

gung, dass Infektionsrisiken erheblich 

minimiert wurden“, erklärte die Abge­

ordnete Anfang August bei einem Be­

such der Tagespflege Uhingen im Ober­

dorf.

Sie stehe in ständigem Austausch mit 

Pflegeeinrichtungen und ambulanten 

Diensten, sagte Baehrens. „Ich weiß 

um die Verunsicherung bei vielen 

Menschen, hoffe aber sehr, dass sie 

Entlastungsangebote wie die Tages-

pflege wieder stärker in Anspruch neh-

men.“

Für die 24 Gäste der Tagespflege Uhin-

gen, von denen viele die Einrichtung als 

ein zweites Zuhause ansehen, sei mit 

dem Lockdown ein wichtiger Teil des 

Alltags verloren gegangen, berichtete 

die Inhaberin Evelyn Papp im Gespräch 

mit der Abgeordneten. „Jetzt ist ein Be-

such der Tagespflege wieder möglich; 

viele Tagesgäste und deren Familien 

freuen sich, aber es gibt auch noch Ver-

unsicherung, der wir mit Aufklärung 

und einem umfassenden Hygienekon-

zept begegnen.“

Für Tagespflegeeinrichtungen sei die Co-

ronakrise auch wirtschaftlich belastend, 

sagte der baden-württembergische bpa-

Landesvorsitzende Rainer Wiesner. „Der 

Rettungsschirm für Pflegeeinrichtungen, 

dessen Fortsetzung aufgrund der andau-

ernden Pandemie geboten ist, war ein 

starkes Signal der Bundesregierung an 

die Pflege. Wir benötigen aber auch eine 

Refinanzierung der entgangenen Investi-

tionskosten.“ Hier greife der Rettungs-

schirm nicht, sagt Wiesner und nimmt die 

Landesregierung in die Pflicht. „Andere 

Bundesländer sind hier schon weiter. Oh-

ne Unterstützung durch das Land ist das 

in den letzten Jahren gut gewachsene 

Angebot der Tagespflege gefährdet.“  bd

Landesgruppe Baden-Württemberg

Die Pflege hat mit hoher Fachlichkeit Infektionsrisiken 
verringert

SPD-Pflegebeauftragte Baehrens (MdB) lobt Arbeit der Pflege
einrichtungen und -dienste während der Coronakrise

Die Pflegebeauftragte der SPD Heike Baehrens (2. von rechts) bei der bpa-Mit-

gliedseinrichtung Tagespflege Uhingen im Oberdorf. Von links: bpa-Landesbeauf-

tragter Berthold Denzel, Inhaberin Evelyn Papp, Heike Baehrens MdB und Linda 

Köhler, die Leiterin der Tagespflege.
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Eine sehr positive Rückmeldung er­

reichte uns aus dem Rhein-Neckar-Kreis 

vom Pflegedienst Sanitas in Altluß­

heim. Wie Inhaber und Pflegedienstlei­

ter Matthias Schenk berichtet, erhielt er 

am Samstagabend von der Hausärztin 

einer betreuten Kundin die Nachricht, 

dass diese positiv auf Covid-19 getestet 

worden sei. Die Folge: eine schlaflose 

Nacht des Inhabers und viele Gedanken 

über die Auswirkungen auf die Mitar­

beiter, die Kunden und den eigenen Be­

trieb. Sonntagmorgen um 8 Uhr: Anruf 

beim örtlichen Gesundheitsamt in 

Schwetzingen. Zur Überraschung von 

bpa-Mitglied Matthias Schenk erreichte 

er nicht eine Hotline, sondern eine enga­

gierte Mitarbeiterin, die mit der Thema­

tik vertraut war und sofort die Testung 

aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

die an der Versorgung der betroffenen 

Patientin beteiligt waren, organisierte. 

Bis 14 Uhr am selben Sonntag (!) waren 

alle Mitarbeiter getestet – negativ, wie 

sich später herausstellte.

Im Verlauf der folgenden Woche meldete 

sich das Gesundheitsamt täglich zur Ab-

stimmung weiterer Schritte: Auch die 

noch verblieben Mitarbeiter wurden ge-

testet und die Bezugspfleger der Betrof-

fenen ein zweites Mal. Die Mitarbeiter 

des Gesundheitsamtes waren die ganze 

Woche über besonnene Ratgeber und 

dem Pflegedienst eine große Hilfe. Ge-

gen Ende der Woche wurden dann alle 

Testergebnisse bekannt: negativ. Somit 

wurde – auch dank der Unterstützung 

durch das Gesundheitsamt – aus einer 

Corona-Infektion keine kritische Situation 

für den Betrieb, für die Kollegen und die 

Patienten. Eine Erfahrung, die Matthias 

Schenk wieder mehr Vertrauen in die Be-

hörden schenkt, die aus seiner Sicht aber 

auch nicht unbedingt wiederholt werden 

muss: „Das war schlimmer als fünf MDK-

Prüfungen am Stück – aber ich war für die 

Unterstützung ehrlich dankbar!“.  bd

Landesgruppe Baden-Württemberg

In Zeiten von Corona: Wenn das Gesundheitsamt 
zweimal klingelt …

Landesgruppe Berlin

Corona in Berlin: Crash-Kurs in Krisen
management erfolgreich bestanden

Böse Zungen behaupten ja über die 

Berliner Verwaltung, dass diese im Ver­

gleich vor allem zu den südlichen Bun­

desländern in besonderem Maße lang­

sam und unorganisiert handle. Und in 

der Tat konnte man Mitte März, als sich 

die Gefahr unkontrolliert steigender 

Corona-Infektionszahlen deutlich zeig­

te, dieses Vorurteil zunächst als bestä­

tigt ansehen. 

So empfand man es bei der Berliner Se-

natsverwaltung noch Mitte März als ei-

ne gute Idee, weit über hundert Vertre-

terinnen und Vertreter der Berliner Pfle-

gelandschaft in einen geschlossenen 

Raum einzuladen, um über den neuarti-

gen Virus zu informieren. Aus heutiger 

Sicht erscheint das kaum nachvollzieh-

bar, der bpa hatte zu diesem Zeitpunkt 

seinen Mitgliedern bereits geraten, grö-

ßere Veranstaltungen und Sitzungen 

nicht mehr zu besuchen. 

In den ersten Wochen im März und April 

entstand durch den Umzug vieler An-

sprechpartner ins Home-Office eine ge-

fährliche Lücke bei der Erreichbarkeit 

von Entscheidungsträgern. So wurden 

die Nerven der Mitglieder bei der Kom-

munikation mit den Kostenträgern oft 

auf eine Zerreißprobe gestellt. Ein Anruf 

endete, egal ob bei Kranken- und Pflege-

kassen, bei Gesundheitsämtern oder in 

der öffentlichen Verwaltung häufiger 

wie folgt: dauerhaft besetzt, warten in 

der Dauerschleife, nur im Home-Office 

erreichbar, im Urlaub, krank, keiner 

nimmt ab, Auskunft können wir nicht ge-

ben oder wenden Sie sich bitte nicht an 

uns, sondern einfach an den Verband. 

Während sich die Verwaltung also selbst 

neu organisierte, waren die Einrichtun-

gen und Dienste auf ihr eigenes Engage-

ment angewiesen. Es ist ihrem umsichti-

gen Handeln zu verdanken, dass in die-

sen Wochen größere Ausbruchsgesche-

hen vermieden werden konnten.

Was nach dieser anfänglichen Schock-

starre jedoch folgte, kann man als Be-

stätigung eines weiteren Bonmots über 

die Stadt Berlin betrachten: Aufgaben 

werden unkonventionell angegangen, 

aber dann auch erfolgreich. Die Zusam-

menarbeit zwischen der öffentlichen 
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Tief berührt nehmen wir zur Kenntnis, 

dass Irina Wotschke am 1. Juni 2020 im 

Alter von 68 Jahren verstorben ist. Die 

Mitglieder des Vorstandes der bpa-Lan-

desgruppe Berlin trauern über den Tod 

unserer ehemaligen Vorstandskollegin.

Irina Wotschke war von 2000 bis 2015 Mitglied im bpa und ge-

hörte 2004 und 2005 dem Landesvorstand der bpa-Landes-

gruppe an. Sie vertrat über viele Jahre engagiert die Interes-

sen insbesondere der ambulanten Mitglieder des bpa in Berlin. 

Ihr Unternehmen – die Sozialstation Impuls in Reinickendorf – 

gründete die gelernte Krankenschwester im Jahre 1996. Schon 

frühzeitig spezialisierte sich Irina Wotschke auf die Betreuung 

Pflegebedürftiger in Wohngemeinschaften und engagierte sich 

insbesondere in der qualitätsgesicherten Versorgung, unter an

derem im Netzwerk „Selbstbestimmtes Wohnen im Alter e.V. 

(SWA)“. Jahrelang vertrat sie den bpa Berlin in Angelegenhei-

ten, die die Wohngemeinschaften betreffen. Mit ihrem reich-

haltigen Wissen, ihrer langjährigen Erfahrung und ihrer 

freundlichen und lebenslustigen Art war sie stets eine sehr gu-

te Beraterin unserer Mitglieder und des Vorstandes. 

Wir trauern um eine politisch und sozial engagierte Kollegin, 

die uns durch ihr vorbildliches Engagement unvergessen blei

ben wird. Unsere Gedanken sind bei der Familie und all denen, 

die um den Tod von Irina Wotschke trauern. Wir werden ihr ein 

ehrendes Andenken bewahren.

Der bpa trauert um Irina Wotschke

Verwaltung, den Kranken- und Pflege-

kassen und den Verbänden der Leis-

tungserbringer gestaltete sich zuneh-

mend konstruktiver.

Hervorzuheben in dieser Pandemiezeit 

war die schnelle Reaktion des Berliner 

Senats auf die äußerst kritische Markt-

situation bei der Beschaffung von per-

sönlicher Schutzausrüstung (PSA). Ber-

lin stellte als einziges Bundesland recht 

früh erhebliche Mengen zur Verfügung, 

die über die Verbände der Leistungser-

bringer verteilt wurden.

Bereits Ende März konnten unsere Mit-

glieder erstmalig PSA entgegenneh-

men. Insgesamt wurden bis heute bei 

fünf Verteilaktionen über 1,1 Millionen 

Schutzprodukte im Wert von weit über 

600.000 Euro allein an die im bpa orga-

nisierten Einrichtungen verteilt. In Kom-

bination mit dem erfolgreichen bpa-On-

line-Shop war die Versorgung mit PSA 

daher für unsere Mitglieder im bundes-

weiten Vergleich sehr gut. 

Zu den weiteren positiven Erfahrungen 

in den letzten Monaten gehört das Kos-

tenerstattungsverfahren nach § 150 Abs. 

3 SGB XI, da die Regelungen zum Pflege-

rettungsschirm nicht nur überlebens-

notwendig waren, sondern auch nach 

Rückmeldungen aus der Mitgliedschaft 

weitgehend unproblematisch verliefen. 

Hier zeigten auch die örtlichen Pflege-

kassen, dass sie hohe Antragsvolumen 

schnell und unbürokratisch bewerkstelli-

gen, wenn die Not es erfordert.

Durch die enge Verzahnung zwischen 

Verwaltung und Leistungserbringerver-

bänden bei der Bewältigung der Corona-

Krise, welche durch die bereits erwähnte 

PSA-Verteilung ausgelöst wurde und 

dort aber nicht endete, konnten viele Ini-

tiativen in Gang gebracht werden, die 

sich für die versorgenden Einrichtungen 

als äußerst hilfreich herausstellten.

Eine wesentliche Forderung des bpa 

während der Krise war es ja, dass wenn 

durch den politischen Willen die Ein-

richtungen vermeidbare Infektionsrisi-

ken eingehen sollen, die Verwaltung 

auch an der Seite der Einrichtungen ste-

hen muss, sollten sich diese Risiken 

verwirklichen.

Hier ist in Berlin bei der Verwaltung eine 

deutliche Bereitschaft erkennbar, nicht 

nur Forderungen an die Einrichtungen 

zu stellen, sondern auch entsprechende 

Verantwortung zu übernehmen. So be-

gleitete die Heimaufsicht in beratender 

Funktion die Vorkehrungen der Heime 

bei der vorsichtigen Öffnung für Besu-

cher. Das Land öffnete ein eigenständi-

ges Notfallversorgungsheim, wenn bei 

Überleitungen aus den Krankenhäusern 

der Infektionsschutz in den Heimen nicht 

sichergestellt werden kann und Berlin 

ist auch früh eines der Bundesländer, in 

denen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer in Pflegeeinrichtungen einen 

Anspruch auf asymptomatische, kosten

lose Testungen haben. 

Die erste Verordnung zur Eindämmung 

des neuartigen Corona-Virus liegt nun 

bald ein halbes Jahr zurück. Trotz der im 

Bundesvergleich insgesamt überdurch-

schnittlich hohen Infektionszahlen in 

der Bevölkerung in Berlin konnte die 

Versorgung in der Pflege ohne dramati-

sche Ausbruchsgeschehen fortgeführt 

werden. Die vergangenen Monate wa-

ren für alle Beteiligten sehr lehrreich, al-

le bleiben entsprechend wachsam. Aber 

man kann vorläufig das Fazit ziehen, dass 

die Beteiligten in Berlin ihren Crashkurs 

in Krisenmanagement erfolgreich ab-

solviert haben.  aim/dsch

Fo
to

: F
ot

ol
ia

 –
 F

ie
de

ls



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
26

Zu Beginn der Corona-Pandemie stell­

ten sich viele Fragen, was einen ra­

schen Informationsaustausch und eine 

bestmögliche Zusammenarbeit aller Be­

teiligten in der sehr dynamischen Lage 

forderte. Im Land Brandenburg haben 

sich hierbei verschiedenste Akteure im 

Einsatz für die Pflegebedürftigen und 

Pflegeeinrichtungen im Land Branden­

burg hervorgetan. 

Besonders herausheben möchten wir 

aber die vielfachen Berichte der bran-

denburgischen bpa-Mitgliedseinrichtun

gen über herausragendes Engagement 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Mit 

hohem Verantwortungsgefühl und Enga-

gement machten sie möglich, dass trotz 

erheblich gestiegener Arbeitsbelastung 

selbstverständlich das geleistet wurde, 

was in einer Krisensituation geleistet 

werden musste. Kohortenbildung ist oh-

ne grundlegende Akzeptanz der damit 

verbundenen Veränderungen auch bei 

den Beschäftigten kaum zu realisieren. 

Auch die Solidarität untereinander war 

und ist hoch, wenn zum Beispiel Dienste 

von Kolleginnen und Kollegen übernom-

men werden mussten, die selber einer 

besonderen Risikogruppe angehören.

Steile Lernkurve

In den Landkreisen zeigten sich die 

Unterschiede in der Handlungsfähigkeit 

der Gesundheitsämter schnell. Positiv 

hervorzuheben waren insbesondere die 

Landkreise Märkisch-Oderland, Prignitz 

und Uckermark. Diese nutzten die Ko-

operation mit dem bpa und ermöglich-

ten auch im eigenen Interesse selbst-

verständliche Kontakte zum Krisenstab. 

Es zeigte sich, dass ein reger Informa

tionsaustausch und die Gewissheit, ver

lässliche Ansprechpartner jederzeit er-

reichen zu können, für beide Seiten Si-

cherheit schafft.

Zu Beginn der Pandemie wirkten aber 

auch zahlreiche Gesundheitsämter über

fordert mit der neuen Ausnahmesitua

tion. Die Ansprechpartner bei den Äm-

tern waren in einigen Regionen nur un-

zureichend erreichbar. Absprachen zwi-

schen den jeweiligen Landkreisen und 

kreisfreien Städten sowie dem Ministe-

rium für Soziales, Gesundheit, Integrati-

on und Verbraucherschutz des Landes 

Brandenburg (MSGIV), um ein gestütz-

tes einheitliches Vorgehen sicherzustel-

len, waren oft nicht erkennbar. So reicht 

es zum Beispiel nicht, wenn erst nach 

zwei Tagen ein Ansprechpartner für die 

Einrichtung gefunden werden konnte.

Hilfsbereitschaft in der Bevölkerung

In dieser außergewöhnlichen Zeit zeigte 

sich die brandenburgische Bevölkerung 

solidarisch und fertigte fehlenden Mund-

Nasen-Schutz vielfach in eigener Hand-

arbeit für die Pflegeeinrichtungen der 

unterschiedlichen Regionen an. Eine ziel

gerichtete Unterstützung bei der schnel

len Beschaffung dringend benötigter 

Schutzausrüstung seitens des Ministe-

riums war lange Zeit nicht zu sehen. Bei 

konkreter Übernahme von Verantwor-

tung wurde eher auf Landkreise und 

kreisfreie Städte verwiesen, den Pflege-

einrichtungen wurde trotz bekanntlich 

fehlender Lieferquellen die Verantwor-

tung für die Beschaffung der zusätzli-

chen Schutzausrüstung zugewiesen. 

Entsprechend dankbar waren die Mit

gliedseinrichtungen für das entschlos-

sene Handeln des bpa, mit dem die flä-

chendeckende Ausstattung vor allen an

deren ermöglicht wurde.

Freitagabend wird bemerkt,  

dass Sonntag Muttertag ist

Zusagen des Ministeriums sowie Ab-

sprachen mit den Leistungserbringer

verbänden schützten auch bei einschnei

denden Maßnahmen nicht vor Überra-

schungen. So wurden beispielsweise von 

einem auf den anderen Tag Besuche in 

Pflegeheimen durch die Eindämmungs-

verordnung des Landes Brandenburg 

ermöglicht, ohne dies zuvor den Leis-

tungserbringern und deren Verbänden 

wie vereinbart mitzuteilen. Stattdessen 

hatte das MSGIV wenige Tage zuvor 

noch betont, dass für die Öffnung und 

die entsprechenden Vorbereitungen zur 

Umsetzung der Besuchsregelungen und 

Hygienemaßnahmen durch die Pflege-

einrichtungen ein Vorlauf von zwei Wo-

chen eingeplant werde. 

Unterstützung erhielten der bpa und 

seine Mitglieder vom Deutschen Hotel- 

und Gaststättenverband in Brandenburg 

(DEHOGA), der seinen Mitgliedern emp-

fohlen hatte, nicht benötigte Schutz

mittel etwa für die Flächendesinfektion 

an bpa-Mitgliedseinrichtungen abzuge-

ben. Hier zeigt sich, welch großen posi-

tiven Effekt schnelle und pragmatische 

Entscheidungen haben können. Herzli-

chen Dank für diese tolle Aktion!  swe

Landesgruppe Brandenburg

Vor Überraschungen nie gefeit
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Landesgruppe Bremen/Bremerhaven

Einfluss nehmen, Rahmenbedingungen  
weiter verbessern

Landesvorsitzender Sven Beyer im Interview über sein Engagement  
im bpa-Vorstand Bremen/Bremerhaven

Die DKV-Residenz in der Hansestadt ist 

seit mehr als 15 Jahren bpa-Mitglied. 

„Selbstständig, aber sicher. In der Ge­

meinschaft und doch unabhängig“, 

nach diesem Motto bieten die DKV-Re­

sidenzen in Bremen und auch in Müns­

ter ein mehrgliedriges Angebot für Se­

niorinnen und Senioren mit und ohne 

Pflegebedarf an.  

Sven Beyer, seit vielen Jahren ehren-

amtlicher Vorstandsvorsitzender der 

bpa-Landesgruppe Bremen/Bremerha-

ven und Geschäftsführer der DKV-Resi-

denzen in Bremen und Münster, be-

schreibt das Angebot so – „alles kann – 

nichts muss“. Das mehrgliedrige Ange-

bot ist ein hybrides Wohn- und Service-

angebot, umfasst Wohnen mit Service 

in unterschiedlich großen Apartments, 

eine Tagespflege und einen Pflege-

wohnbereich. „Insbesondere durch die 

breite Angebotspalette unserer Leis-

tungen und das kulturelle Angebot ha-

ben wir eine kontinuierliche Nachfrage“, 

berichtet Beyer. 

bpa-Magazin: Herr Beyer, was motiviert 

Sie, neben Ihrer herausfordernden Tä-

tigkeit als Geschäftsführer an zwei Stand

orten sich im Vorstand zu engagieren? 

Sven Beyer: Durch die ehrenamtliche Tä-

tigkeit im Vorstand habe ich zusammen 

mit meinen Kollegen die Möglichkeit, die 

Rahmenbedingungen der pflegerischen 

Versorgung in Bremen mitzugestalten. 

Gemeinsam mit der Landesgeschäfts-

stelle setzen wir uns für die privaten Trä-

ger ein. Als Vorstandsvorsitzender ver-

trete ich den bpa in unterschiedlichen 

Landesgremien und vertrete dort die In-

teressen der privaten Träger und sorge 

für den Blickwinkel der Praxis. Die Betei-

ligung an den Entscheidungen und die 

gewonnenen Informationen helfen den 

Mitgliedsunternehmen, um sich frühzei-

tig auf Veränderungen und Entwicklun-

gen einstellen zu können. Am Puls der 

Informationen und Veränderungen zu 

sein, treibt mich an. Auch der Zusam-

menhalt unter den Mitgliedern, den ich 

bei unseren Veranstaltungen erlebe, ist 

etwas ganz Besonderes. Diese tolle und 

konstruktive Atmosphäre charakterisiert 

die Landesgruppe Bremen/Bremerhaven. 

In diesem Jahr stehen wieder Vorstands-

wahlen an und ich möchte unsere Mit-

glieder motivieren, sich zur Wahl aufstel-

len zu lassen. Der Vorstand lebt von ei-

ner Vielfalt an Mitgliedern und ich freue 

mich auf neue Kandidatinnen und Kandi-

daten.

bpa-Magazin: Welche inhaltlichen The-

men lagen Ihnen in den acht Jahren im 

bpa-Vorstand besonders am Herzen? 

Sven Beyer: Die auskömmliche Refinan-

zierung durch die Pflegesätze ist mir ein 

wichtiges Anliegen. Dafür setze ich 

mich seit Jahren in der Landesempfeh-

lungskommission und in der Bremer 

Pflegeinitiative ein und repräsentiere 

die Belange der privaten Träger. Ein 

weiteres Anliegen ist mir eine konstruk-

tive und kooperative Zusammenarbeit 

Aus Anlass der 

15-jährigen Mit- 

gliedschaft im 

bpa erhält Sven 

Beyer die Jubi- 

läumsurkunde 

von der Landes-

beauftragten 

Johanna Kaste 

überreicht und 

zieht Bilanz über 

sein bisheriges 

Engagement im 

bpa.
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mit den anderen Leistungserbringer-

verbänden, um gemeinsam mit einer 

starken Stimme auf Landesebene auf-

zutreten.

bpa-Magazin: Sie erwähnten bereits die 

anstehenden Vorstandswahlen. Sie möch

ten wieder als Vorsitzender kandidie-

ren. Welche Inhalte würden Sie fokus-

sieren, sollten Sie wieder in den Vor-

stand gewählt werden?

Sven Beyer: Personal, Personal und 

nochmals Personal! Der Druck auf die 

Politik und die Kostenträger muss er-

höht werden, um endlich die Lohnlücke 

zwischen der Alten- und Krankenpflege 

zu schließen. Die neue Pflegeausbil-

dung wird den Wettbewerb weiter ver-

schärfen und es muss uns gelingen, die 

gleichen Gehälter wie in der Kranken-

pflege zu zahlen und auch refinanziert 

zu bekommen. Insgesamt müssen die 

Rahmenbedingungen in der Pflege ver-

bessert werden. Dazu gehört auch, dass 

die Ergebnisse aus der Personalbemes-

sung von Prof. Rothgang modellhaft 

umgesetzt und die Pflegekräfte in den 

Einrichtungen entlastet werden.

bpa-Magazin: In Ihrer langjährigen Mit-

arbeit im Vorstand stellt die Corona-

Pandemie ein besonderes Kapital dar. 

Welche Konsequenzen leiten Sie aus 

der Corona-Pandemie ab?

Sven Beyer: Während der Corona-

Pandemie haben die Träger in Bremen 

und Bremerhaven von der Politik sehr 

deutlich zu spüren bekommen, dass  

die Verantwortung ganz alleine von 

dem jeweiligen Träger zu tragen ist. In 

dem Spannungsfeld zwischen Infek

tionsschutz und Isolation der Bewoh

nerinnen und Bewohner sind die Ein-

richtungen von der Politik alleine ge

lassen worden. Ich hätte mir ge-

wünscht, dass die Politik uns beispiels-

weise bei den weiteren Lockerungen 

der Besuchsregeln in Pflegeeinrichtun-

gen mehr unterstützt und uns nicht mit 

unerfüllbaren hygienischen Anforde-

rungen vor zusätzliche Schwierigkeiten 

stellt. Hygiene wird dauerhaft einen 

noch höheren Stellenwert haben, was 

sich wiederum auch bei der Refinanzie-

rung im Pflegesatz widerspiegeln muss. 

Auch müssen neue betreuerische As-

pekte in den Alltag einfließen, da iso-

lierte Bewohnerinnen und Bewohner 

umfassender betreut werden müssen. 

Bedanken möchte ich mich beim bpa, 

den Mitarbeitern und Vorstandsmitwir-

kenden. Gemeinsam haben wir für die 

erforderliche verlässliche Unterstüt-

zung während der Pandemie gesorgt. 

Nicht nur die Beschaffung der dringend 

notwendigen Masken, sondern auch die 

zahlreichen Informationen und Arbeits-

hilfen waren eine große Entlastung für 

uns und alle Mitglieder. Daran schließt 

sich auch mein Wunsch für die Zukunft 

an – ich habe während der Pandemie er-

fahren, wie schwierig der Umgang mit 

den gestellten Herausforderungen für 

mehrgliedrige Einrichtungen ist, weil 

ein klassisches Zuordnen in die einzel-

nen Sektoren ambulant, teilstationär 

oder stationär nicht möglich ist. Bei den 

behördlichen Auflagen war immer wie-

der aufs Neue zu klären, welcher Teil 

des Angebots unter welche Bestim-

mungen fällt. Hier würde ich mir wün-

schen, dass der Verband diese zukunfts-

trächtigen hybriden Angebotsformen 

mehr fokussiert, um uns passgenau un-

terstützen zu können.

Die Corona-Pandemie dominierte ab 

Mitte März nicht nur den persönlichen 

Alltag, sondern auch alle Arbeitspro­

zesse in der bpa-Landesgeschäftsstel­

le. Die besondere Herausforderung be­

stand darin, ein Krisenmanagement zu 

etablieren, welches Lösungen zur Si­

cherstellung der pflegerischen Versor­

gung vorsieht und die Reduzierung des 

Infektionsrisikos für Pflegebedürftige 

sowie Pflegekräfte zum Ziel hat.

Die bekannten und bewährten Gremi-

enstrukturen passten aus mehrerlei 

Hinsicht nicht mehr: Persönliche Sitzun-

gen mussten ausdrücklich vermieden 

werden, Akteure aus den unterschied-

lichsten Bereichen brauchten regelhaf-

te Besprechungsformate und Fragestel-

lungen mussten verlässlich innerhalb 

kürzester Zeit geklärt werden. Gleich-

zeitig galt nach wie vor, dass der bpa 

kontinuierlich für seine Mitglieder er-

reichbar blieb.

Landesgruppe Bremen/Bremerhaven

Corona-Hochphase – aus konstruktiver Zusammenarbeit 
für die Zukunft lernen
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Dem bpa war besonders daran gelegen, 

koordinierte Vorgehensweisen mit kur-

zen Entscheidungswegen aufzubauen, 

damit die Einrichtungen handlungs- und 

planungssicher die Versorgung von Pfle

gebedürftigen sicherstellen können. Zu

sätzliche Belastungen sollten auf ein 

Minimum reduziert werden. 

Lösungen für die Praxis durch neue 

Kommunikations- und Entscheidungs­

strukturen 

Gleich am Anfang der Corona-Pande-

mie wurde deutlich, wie wichtig ein ge-

genseitiger Austausch zwischen den 

Akteuren der Pflege und verlässliche 

Absprachen für unsere Mitglieder und 

deren Mitarbeiter vor Ort sind.

Auf Initiative des bpa wurde ein wö-

chentlicher Jour fixe als Telefonkonfe-

renz mit Vertreterinnen und Vertretern 

der Pflegekassenverbände, Sozialhilfe-

träger, Wohn- und Betreuungsaufsicht, 

den relevanten Referaten für Soziales, 

Jugend, Krankenhauswesen und Pflege 

bei der Senatorin für Gesundheit, Frau-

en und Verbraucherschutz, den Gesund

heitsämtern Bremen/Bremerhaven, Lan

desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl

fahrtspflege, Arbeitsgemeinschaft der 

ambulanten Pflege und dem bpa einge-

führt. Die Motivation und Zielsetzung 

aller Teilnehmenden orientierte sich an 

pragmatischen und praxisrelevanten Lö

sungen. 

Die Verbände der Pflegeeinrichtungen 

haben diesen Jour fixe maßgeblich durch 

Fragestellungen aus der Praxis geprägt. 

Gerade zu Beginn trieb eine zentrale 

Fragestellung alle Beteiligten um: Was 

braucht es, um die pflegerische Versor-

gung in Bremen/Bremerhaven aufrecht 

zu erhalten?

Die Ergebnisse dieser sehr konstrukti-

ven Zusammenarbeit aus den Entschei-

dungsrunden sprechen für sich – bei-

spielsweise haben die Pflegekassenver-

bände mit der schnellen Umsetzung der 

GKV-Empfehlungen, basierend auch 

auf den Forderungen des bpa auf Bun-

desebene, für Bremen dazu beigetra-

gen, dass die Einrichtungen unter an

derem von bürokratischen Anforde

rungen, wie zum Beispiel Unterschrif-

ten auf den Leistungsnachweisen teil-

weise entbunden wurden, sodass sie 

sich in dieser herausfordernden Zeit  

auf ihre Kernaufgaben konzentrieren 

konnten.

Besonders das Zusammenspiel zwi-

schen der Bundesebene und den Län

derebenen hat sowohl beim bpa als 

auch bei den Kranken- und Pflegekassen 

verlässlich funktioniert. Die Forderun-

gen von den Mitgliedern, die über die 

Landesgeschäftsstellen an die Bundes-

geschäftsstelle in das gesetzgeberische 

Verfahren eingebracht wurden, sind in 

Maßnahmen, Verordnungen und Gesetz 

wiederzufinden. 

Solidarität zwischen den Einrich­

tungen und enge Zusammenarbeit 

der Verbände 

Der Zusammenhalt unter den Diensten 

und Einrichtungen während der Coro-

na-Pandemie war beispielhaft für ein 

solidarisches Miteinander. Viele ambu-

lante Dienste haben sich bereit erklärt, 

im Ernstfall Patienten von anderen Diens

ten mitzuversorgen, um die pflegeri-

sche Versorgung in der Häuslichkeit auf-

recht zu erhalten. 

Besonders hervorzuheben ist auch die 

enge Zusammenarbeit zwischen bpa und 

Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 

Wohlfahrtspflege während der Pande-

mie.

Von Anfang an war klar, die Leistungs-

erbringerverbände müssen an einem 

Strang ziehen! Und das ist gelungen, wie 

diverse gemeinsame Stellungnahmen, 

Pressemitteilungen und Gespräche be-

weisen. 

Träger im Spannungsfeld zwischen  

Infektionsschutz und Normalität 

Jedoch zeigte sich beim zweiten Schritt 

der Lockerung der Besuchsregeln, dass 

der politische Druck, angebliche Grund-

rechtseinschränkungen aufzuheben, so 

hoch ist, dass das abgestimmte vor-

sichtige Lockern durch eine übereilte 

Öffnung der Pflegeeinrichtungen er-

setzt wird. Der Infektionsschutz kommt 

demnach bedauerlicherweise erst an 

zweiter Stelle. Die eindringlichen War-

nungen der Verbände fanden bei der 

Politik kein Gehör.

Die Träger stehen vor der großen Her-

ausforderung, die hygienischen Anfor-

derungen vom Gesundheitsamt mit der 

übereilten Öffnung zu vereinbaren. An-

hand dieses Beispiels wird deutlich, in 

welchem Spannungsfeld die Träger sich 

tagtäglich befinden. 

Auch für die Zukunft wünscht sich der 

bpa, dass die gute und konstruktive Zu-

sammenarbeit fortgesetzt wird und die 

Träger nicht mit der Verantwortung al-

lein gelassen werden.

Die Corona-Pandemie hat gezeigt, wie 

notwendig es ist, die Anforderungen aus 

der Praxis in die Lösungsfindung einzu-

beziehen.

Dafür bedarf es, dass die Praxis mehr 

und regelhaft in entscheidungsfähige 

Gremien einbezogen wird. Denn eines 

muss allen Beteiligten klar sein: Nur ge-

meinsam lassen sich die weiteren Her-

ausforderungen tragen.  kas
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Durch unkomplizierte und institutions­

übergreifende Zusammenarbeit zwi­

schen den Leistungserbringerverbänden 

und den zuständigen Behörden konn­

ten in Hamburg Probleme für Pflege­

einrichtungen pragmatisch und kurz­

fristig gelöst werden.

Bereits zum Start der Corona-Pandemie 

wurde ein regelmäßig tagendes Gremi-

um zum Austausch mit Vertretern der 

Sozialbehörde (damals Behörde für Ge-

sundheit und Verbraucherschutz), wei-

teren zuständigen Behörden und der 

Leistungserbringerverbände eingesetzt, 

in dem ein intensiver und offener Aus-

tausch bezüglich des Umgangs mit den 

Herausforderungen durch die Corona-

Pandemie für die Pflegeeinrichtungen 

stattfand. Dabei wurden die Kenntnisse 

des bpa von der Situation vor Ort und 

der Erfordernisse aus der Praxis ge-

schätzt. Teilweise wurde der bpa unmit-

telbar in geplante Änderungen der Ein-

dämmungsverordnung einbezogen.

Entlastungen für Pflegeeinrichtungen 

durch pragmatische Lösungen

Für Pflegeheime hat der Schutz der Be-

wohner oberste Priorität. Um dies gewähr

leisten zu können, waren zunächst starke 

Einschränkungen der Besuchsregeln so-

wie schließlich die Schließung der Ein-

richtungen für Besucher notwendig. Bei 

konkreten Ausbruchsgeschehen schaffte 

die unkomplizierte Lieferung von Schutz-

materialien des bpa sowie das zwischen 

Behörde und Verbänden auferlegte Mel-

desystem für Notfallbedarfe eine beruhi-

gende Entlastung für die Mitglieder. 

Parallel zur Schließung der Tagespflege-

einrichtungen in Hamburg entwickelte 

der Sozialhilfeträger auf Forderung des 

bpa und weiterer Verbände ein Verfahren 

zur Übernahme der Investitionskosten 

der Einrichtungen, um Liquiditätsengpäs-

sen vorzubeugen und stellte damit die Fi-

nanzierung der Tagespflegen sicher.

Insbesondere in stationären Pflegeein-

richtungen und ambulanten Pflege-

diensten traten vermehrt Personaleng-

pässe im Zuge von Quarantänemaß-

nahmen auf. Um diesem Notstand zu 

begegnen, entwickelte der bpa gemein-

sam mit der Hamburgischen Pflegege-

sellschaft (HPG) und der Sozialbehörde 

ein ebenfalls unkompliziertes Verfahren 

mit einem schnellen Zugang zur Tes-

tung für Pflegepersonal („Fast Track“). 

Die Durchführungskosten trägt die Freie 

und Hansestadt Hamburg.

Kritische Auseinandersetzung  

mit negativen Ereignissen  

der Zusammenarbeit

Vermehrt berichteten Mitglieder des bpa, 

dass keine kurzfristige Erreichbarkeit in 

Notfällen der jeweils zuständigen Ge-

sundheitsämter gegeben sei. Einer For-

derung des bpa zur Einrichtung einer 

Hotline wurde nicht nachgekommen. 

Zudem wurde wiederholt kein einheitli-

ches Vorgehen der jeweiligen Gesund-

heitsämter in Bezug auf Auslegung der 

Eindämmungsverordnung und Um-

gang mit SARS-CoV-2-Infektionen fest-

gestellt. Beides sorgte bei akuten Not-

fällen für massive Verunsicherung.

Mittels Eindämmungsverordnung wur-

den zwischen April und Juni 2020 alle 

Pflegeeinrichtungen zur täglichen Mes-

sung der Körpertemperatur bei den ver-

sorgten Pflegekunden, Tagesgästen und 

Bewohnern verpflichtet. Eine Refinan-

zierung der Kosten dieses Mehraufwan-

des wurde dabei von der Sozialbehörde 

nicht vorgesehen und ist weiterhin zu Las

ten der Pflegeeinrichtungen ungeklärt.

Die Umsetzung der Eindämmungsver-

ordnung in Pflegeheimen ist weiterhin 

problematisch, da die dort hinterlegte 

Besucherregelung den Anspruch der 

Pflegeheime, die Bewohner zu schüt-

zen, massiv erschwert. Zusätzlich zu den 

zwischenzeitlich aufgrund von Sach- 

und Personalmängeln kaum umzuset-

zenden Anforderungen werden seitens 

der Gesundheitsämter unnütze und 

nicht umsetzbare Anforderungen ge-

stellt sowie vermeintliche Verfehlungen 

dokumentiert, statt gemeinsam an ei-

ner pragmatischen Lösung zu arbeiten.

Bei Ausbruchsgeschehen war in zwei 

Fällen die Kommunikation mit den zu-

ständigen Gesundheitsämtern äußerst 

schwierig. Die Abstimmung konkreter 

und dringend notwendiger Maßnah-

men bezüglich des Schutzes von pfle-

ge- und betreuungsbedürftigen Perso-

nen war mit den Mitarbeitern der Ge-

sundheitsämter nur schwerlich möglich 

und darüber hinaus wurde statt an einer 

Lösung der Problemstellung zu arbei-

ten auf formale, nicht umsetzbare und 

zur konkreten Situation unpassende 

Vorgaben verwiesen.

Insbesondere die gemeldeten Proble-

me werden gemeinsam von Sozialbe-

hörde, Gesundheitsämtern, Kranken- und 

Pflegekassen sowie Leistungserbringer

verbänden im Rahmen einer Arbeits-

gruppe kritisch hinterfragt und konst-

ruktiv an Verbesserung für zukünftige 

Ereignisse gearbeitet.  eck

Landesgruppe Hamburg

Wirkungsvolle Ansätze in der Corona-
Pandemie: Nur in Zusammenarbeit mit  
den Leistungserbringern
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Landesgruppe Hessen

Neuer Landesvorstand meistert Heraus- 
forderungen mit Engagement und Sachverstand

Wer das bei der Wahl des neuen hessi­

schen Landesvorsitzenden Ralf Geisel 

und seines Stellvertreters Dirk Mohr En­

de vergangenen Jahres vorausgesagt 

hätte, könnte auch auf jedem Jahrmarkt 

als Hellseher sein Auskommen finden: 

Der ohnehin umfangreichen ehrenamt­

lichen Stellenbeschreibung eines bpa-

Landesvorsitzenden mussten die bei­

den schon wenige Monate nach Amts­

antritt noch die Aufgabe als Pandemie-

Krisenmanager hinzufügen. Wie gut, 

dass man bekanntlich mit seinen Aufga­

ben wächst. Geisel und Mohr haben das 

– nennen wir es „enorme Wachstums­

potential“ – beherzt angenommen und 

dafür gesorgt, dass die Leistungen der 

privaten Pflege- und Betreuungseinrich­

tungen und ihres Verbandes bpa in der 

Krise gegenüber Politik und Öffentlich­

keit deutlich wahrgenommen wurden. 

So ist es wahrlich nicht alltäglich, wenn 

sich der bpa-Landesvorsitzende an der 

Seite des Hessischen Ministerpräsiden-

ten in einer Pressekonferenz wiederfin-

det, um zur Situation der Pflegeeinrich-

tungen im Land während der Pandemie 

Rede und Antwort zu stehen. Als exami-

nierter Krankenpfleger und Geschäfts-

führer eines ambulanten Dienstes so-

wie einer Tagespflege hat Ralf Geisel 

stets den doppelten Fokus aus dem 

Blickwinkel einer Pflegefachkraft und 

eines Einrichtungsverantwortlichen auf 

die Herausforderungen gerichtet.

An Dirk Mohr war es, die Sicht eines pri-

vat geführten Familienbetriebes in die 

öffentliche Debatte einzubringen. Unter 

anderem im Interview mit dem Landes-

magazin von Sat1 erläuterte er in seiner 

Eigenschaft als Heimleiter und Betreiber 

die Notwendigkeit von zeitweisen Kon-

taktbeschränkungen bei den Besuchen 

von Angehörigen. Dass mit einer Kombi-

nation aus moderner Digital-Technik und 

traditionellem Schwätzchen am Fenster-

sims dennoch viel geht, wenn eigentlich 

gar nichts mehr geht, schilderte er dem 

Fernsehteam eindrucksvoll. 

Alle gewählten Verbandsvertreter im 

Landesvorstand und die hauptamtli-

chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

betonten aber zu jeder Zeit eines ganz 

besonders: Es waren die Pflege- und 

Betreuungskräfte, die in der Krise so 

manchen fehlenden Kontakt ausgegli-

chen haben, als Besuche nicht möglich 

waren. Sie sind im ambulanten Bereich 

eingesprungen, als die vielfach illegal 

eingestellten osteuropäischen Hilfskräf

te über Nacht das Land verlassen muss-

ten und haben eine Notbetreuung aus 

der Tagespflege heraus organisiert, wenn 

es die häusliche Pflegesituation erfor-

derte.

Die hessische Landesregierung hat nach 

anfangs durchaus kontrovers geführten 

Diskussionen erkannt, dass mit dem bpa 

gerade auch in der Pandemie Staat zu 

machen ist. Im Planungsstab „Covid“ 

des Sozialministeriums und darüber hin

aus wurde gerne und intensiv auf die 

ehren- und hauptamtliche Expertise und 

Praxiserfahrung des bpa zurückgegrif-

fen.  mm

Der stellv. bpa-Landesvorsitzende 

Dirk Mohr informierte im Sat1-Live-

Landesmagazin darüber, wie die 

Pflegeheime Angehörigenbesuche 

in der Pandemie sicher und kreativ 

gestalten.

Fo
to
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Hessens Ministerpräsident Volker Bouffier (Mitte) steht im Rahmen einer Presse- 

konferenz gemeinsam mit dem bpa-Landesvorsitzenden Ralf Geisel (rechts) so- 

wie LIGA-Vorstand Michael Schmidt Rede und Antwort zur Situation der hessi- 

schen Pflegeeinrichtungen in der Corona-Pandemie.
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Landesgruppe Hessen

Krisenbewältigung in der Eingliederungs- und Jugendhilfe: 
Licht und Schatten

Die Corona-Pandemie hat nicht nur die 

Einrichtungen und Dienste der Pflege 

vor große Herausforderungen gestellt 

– und tut es noch. Auch unsere Mitglie­

der aus der Eingliederungs- sowie der 

Kinder- und Jugendhilfe waren massiv 

betroffen. Betretungsverbote für Werk­

stätten für behinderte Menschen oder 

Schul- und Kitaschließungen sorgten 

für einen massiven Mehraufwand in­

nerhalb der Einrichtungen. Die ambu­

lanten Dienste konnten einige Leistun­

gen wie Schulbegleitung gar nicht 

mehr anbieten oder mussten ihre An­

gebote innerhalb kürzester Zeit ‚co­

ronafest‘ machen.

Standen die Krankenhäuser von Anbe-

ginn der Krise im Fokus der politischen 

Aufmerksamkeit, so war es in Hessen 

unter anderem dem bpa zu verdan- 

ken, dass neben den Pflegeeinrichtun-

gen auch an unsere Mitglieder der Ein-

gliederungs- oder Jugendhilfe gedacht 

wurde.

So unterstützte der bpa das hessische 

Sozialministerium beispielsweise darin, 

einen landesweiten Verteilschlüssel für 

die vom Land beschaffte persönliche 

Schutzausrüstung zu entwickeln, der al-

le Sozialbereiche umfasst. Dass Hessen 

mittlerweile erklärt hat, dass zumindest 

die in mehreren Zügen gelieferte Schutz

ausrüstung des Landes den Einrichtun-

gen und Diensten kostenfrei zur Ver

fügung gestellt wurde, ist dabei keine 

Selbstverständlichkeit.

Dies kann aber nicht über den Umstand 

hinwegtrösten, dass die Träger der Ein-

gliederungshilfe sowie der Kinder- und 

Jugendhilfe weiterhin ein erhebliches 

ungelöstes Finanzierungsproblem bei 

der Schutzausrüstung haben, da die vom 

Land gestellte Schutzausrüstung bis-

lang bei weitem nicht die tatsächlichen 

Bedarfe decken konnte. Entsprechend 

waren die Träger zum Schutz der Mitar-

beitenden und Klienten in deutliche fi-

nanzielle Vorleistung getreten. 

Für die Eingliederungs- sowie die Kin-

der- und Jugendhilfe gab es auch kei-

nen gesetzlichen Rettungsschirm, wie 

er mit dem § 150 SGB XI für die Pflege 

aufgespannt wurde.

Umso wichtiger war es, dass der über-

örtliche Träger der Sozialhilfe (LWV)  

in Person seines ersten Beigeordneten  

Dr. Andreas Jürgens bereits in der ers-

ten Telefonkonferenz des Covid-19-Pla

nungsstabs ein starkes Signal aussand-

te, indem er für den LWV die Verantwor-

tung für den Erhalt des sozialen Unter-

stützungssystems der Eingliederungs-

hilfe (EGH) erklärte.

Hessen hat damit eine befristete Zu

sage zur 100-Prozent-Finanzierung aller 

Leistungen der EGH gegeben. Dies hat 

viele Zukunftsängste genommen und 

auch den Einsatz von Mitarbeitenden 

aus vorübergehend pandemiebedingt 

eingestellten Angeboten in den Betreu-

ungseinrichtungen ermöglicht.

So konnte zum Beispiel die weggebro-

chene zweite Lebenswelt am Arbeits-

platz zumindest teilweise kompensiert 

werden. Ohne bereits alle Detailfra- 

gen geklärt zu haben und lange vor Ver-

abschiedung des Sozialdienstleister-

Einsatzgesetzes (SodEG), war somit klar, 

dass die Leistungsträger und Leis

tungserbringer der Eingliederungshil- 

fe die Krise gemeinsam bestehen wol-

len.

Ein ähnliches Signal hätten wir uns für 

die Jugendhilfe gewünscht. Hier hat es 

leider an einer landesweiten Steuerung 

oder Moderation der Krise durch das Lan

desjugendamt gefehlt. Einzelne Land-

kreise und Kommunen haben eng und 

gut mit den Einrichtungen und Diensten 

zusammengearbeitet, in anderen fühl-

ten sie sich jedoch alleingelassen. Auch 

wurden teils unterschiedliche oder sich 

gar widersprechende Anforderungen 

an die Träger gestellt.

Insbesondere die kommunalisierte hes-

sische Heimaufsicht in der Jugendhil- 

fe muss man an dieser Stelle als eine 

wenig krisenfeste Konstruktion anse-

hen.

Den Mitarbeitenden in beiden Sozialbe-

reichen musste es zudem wie ein Schlag 

ins Gesicht vorgekommen sein, dass 

die intensiv geführte öffentliche Diskus-

sion zu den systemwichtigen Berufen 

weder in der Jugendhilfe noch in der 

Eingliederungshilfe zu einer auch finan-

ziellen Anerkennung in Form einer Be-

teiligung der öffentlichen Hand an einer 

Corona-Prämie geführt hat.   

Als deutliche Erfahrung aus den ver-

gangenen Pandemiemonaten ist aber 

trotz dieser teils widrigen Bedingungen 

vor allem festzuhalten: Unsere bpa-Mit-

glieder haben mit ihren Mitarbeitenden 

großartige Arbeit geleistet.  hiss/mm
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Im Rahmen des Projektes zur Gewin­

nung ausländischer Auszubildender ha­

ben 21 junge Menschen aus Vietnam 

am 1. Juli 2020 ihre dreijährige Pflege­

ausbildung bei Mitgliedsunternehmen 

des bpa in Schwerin und Umgebung be­

gonnen. Doch der Weg von der Projekt­

idee bis zum Ausbildungsstart war lang 

und mitunter steinig. 

Die Sicherung der pflegerischen Ver-

sorgung stellt aufgrund des sich stetig 

verschärfenden Personalmangels eine 

große Herausforderung dar. Mit der Ge-

winnung vietnamesischer Teilnehmer für 

eine Ausbildung in Deutschland ist der 

bpa außergewöhnliche Wege gegan-

gen, um sich dieser Herausforderung zu 

stellen. 

Bereits Anfang 2019 hatte der bpa zur 

Umsetzung seines Vorhabens Kontakt 

zu einem Ausbildungs- und Qualifizie-

rungsträger aufgenommen, der junge 

Vietnamesen, welche eine Pflegeausbil-

dung in Deutschland absolvieren wol-

len, bei der Einreise nach Deutschland, 

aber auch während ihrer gesamten Aus-

bildung in Deutschland unterstützt und 

begleitet. Im April 2019 führte die bpa-

Landesgruppe Mecklenburg-Vorpom-

mern gemeinsam mit der SAWOS-Pfle-

gefachschule in Schwerin und dem Aus-

bildungs- und Qualifizierungsträger ei-

ne erste Infoveranstaltung durch, um 

interessierte Träger für die praktische 

Ausbildung zu gewinnen.

Nach Abschluss eines Kooperationsver

trages, intensiver Bewerbung des Pro-

jektes und der Durchführung einer wei-

teren Infoveranstaltung zur konkreten 

Projektumsetzung, entschlossen sich 

im Herbst 2019 acht bpa-Mitgliedsein-

richtungen verbindlich zur Teilnahme. 

Sie erhielten die Profile der ersten viet-

namesischen Interessenten.

Bevor die Ausbildungsverträge unter

zeichnet werden konnten, war die not-

wendige sprachliche Qualifikation der 

Auszubildenden zu klären. Dank der gu-

ten Unterstützung durch die bpa-Bun-

desgeschäftsstelle und hier insbeson-

dere unseres Justitiars Robert Mittel-

städt gelang es, mit dem Auswärtigen 

Amt abzustimmen, dass die Sprachqua-

lifikation (B2) ausbildungsbegleitend er

Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Vietnamesische Auszubildende starten  
in den Pflegeberuf

Sven Wolfgram 

und Frau Ohsiek 

begrüßen die 

ersten vietname-

sischen Auszubil-

denden in der 

Pflegeschule 

Schwerin

Gruppenbild mit den vietnamesischen Auszubildenden auf dem Campus am 

Ziegelsee
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worben werden kann und für die Einrei-

se nach Deutschland eine Sprachquali-

fikation auf dem Niveau B1 genügt. Auch 

ein durch das Bundesamt für Migration 

und Flüchtlinge (BAMF) geförderter B2-

Sprachkurs wurde organisiert.

Im Februar 2020 wurden Ausbildungs-

verträge mit den Teilnehmern geschlos-

sen und Visa beantragt. Zu diesem Zeit-

punkt war die Einreise der Auszubilden-

den noch für Ende März 2020 geplant; 

die Ausbildung hätte ursprünglich am  

1. Mai 2020 beginnen sollen. Die Coro-

na-Pandemie und die Schließung der EU-

Außengrenzen Mitte März 2020 durch-

kreuzten diese Planung. Erst Ende April 

2020 bestätigte das Bundesgesund-

heitsministerium auf vehemente Forde-

rung des bpa, dass nicht nur Pflege-

fachkräfte, sondern auch Auszubilden-

de in einem Pflegeberuf von den Einrei-

sebeschränkungen ausgenommen sind. 

So konnten die jungen Vietnamesen 

schließlich im Juni 2020 nach Deutsch-

land einreisen. Zwischenzeitlich hatten 

die bpa-Mitglieder den erforderlichen 

Wohnraum organisiert.

 

Im Rahmen eines Festaktes begrüßten 

Sven Wolfgram, Leiter der bpa-Landes-

geschäftsstelle MV, und die Geschäfts-

führerin des Kooperationspartners die 

vietnamesischen Auszubildenden in 

Schwerin. Spürbar hohes Engagement 

und gute Deutschkenntnisse der künfti-

gen Azubis sowie enger Austausch und 

gegenseitige Unterstützung der teilneh-

menden bpa-Mitgliedsbetriebe lassen 

auf eine erfolgreiche Ausbildung hoffen.

Der bpa wird das Projekt zur Gewin-

nung ausländischer Auszubildender fort

führen. Bereits zum Ausbildungsbeginn 

am 1. September beginnen weitere acht 

vietnamesische Auszubildende bei Mit-

gliedseinrichtungen des bpa ihre Aus-

bildung.  awe/wed

Glücklicherweise konnte Mecklen­

burg-Vorpommern im Verlauf der ers­

ten Corona-Infektionswelle sehr ge­

ringe Infektionszahlen verzeichnen. 

Auch dank des umsichtigen Vorge­

hens in den Pflegeeinrichtungen und 

der vom bpa gelieferten Schutzaus­

rüstung waren nur einige wenige 

Mitgliedsbetriebe mit tatsächlichen 

Covid-19-Erkrankungen ihrer Mitarbei­

ter, Bewohner, Gäste oder Klienten 

konfrontiert.

Dies ist neben dem enormen Enga

gement der bpa-Mitglieder im Hin- 

blick auf die Einhaltung umfassender 

Schutzmaßnahmen sicher auch dem 

schnellen und konsequenten Einschrei-

ten der Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommerns zuzuschreiben.

So wurde mit dem Erlass des Ministe

riums für Wirtschaft, Arbeit und Ge-

sundheit bereits zum 20. März 2020 ein 

allgemeines Besuchs- und Betretungs-

verbot für teil- und vollstationäre Pfle

geeinrichtungen geregelt.

Lockerungen wurden erst nach Aus

tausch mit Vertretern von Verbänden, 

Kassen, Universitäten und Gesundheits

ämtern und intensiver Beratung in einer 

extra einberufenen Expertenkommission 

zugelassen.

Weiter positiv hervorzuheben ist die von 

Landesgesundheitsminister Harry Gla-

we veranlasste und vom Land finanzier-

te Testung auf eine Covid-19-Infektion 

aller Pflegekräfte und Bewohner bezie-

hungsweise Gäste der teil- und vollsta-

tionären Pflegeeinrichtungen. Gerade 

während der Lockerungen der Besuchs- 

und Betretungsregelungen in vollstatio-

nären Pflegeeinrichtungen und der Rück

kehr der teilstationären Pflegeeinrichtun

gen zum geschützten Regelbetrieb wur

de damit dem Interesse der Mitglieds-

betriebe an einem bestmöglichen Schutz 

ihrer Mitarbeitenden und Bewohner be-

ziehungsweise Gäste Rechnung getra-

gen.  wed

Landesgruppe Mecklenburg-Vorpommern

Vorbildlich: Vom Land finanzierte Testung auf Covid-19- 
Infektion aller Pflegekräfte und Bewohner der teil- und  
vollstationären Pflegeeinrichtungen
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Wie sehr der Vorstand der bpa-Landes­

gruppe Niedersachsen im Verband ver­

wurzelt ist, lässt sich aktuell beson­

ders gut an den Mitgliedsjubiläen der 

beiden Vorsitzenden ablesen. Die Lan­

desvorsitzende Ricarda Hasch und  

der stellvertretende Vorsitzende Thors­

ten Meilahn sind mit ihren Unterneh­

men seit mehr als 25 Jahren Teil des 

bpa.

Seniorenpflegeheim Haus Hasch

Ricarda Hasch führt heute gemeinsam 

mit ihrer Mutter Gerda Hasch ein Unter-

nehmen, das sogar seit 40 Jahren in der 

Pflege aktiv ist.

In Oyten betreut das Seniorenpflege-

heim Haus Hasch 111 Menschen mit 

Demenz und gerontopsychiatrischen 

Erkrankungen und hat sich besonders 

auf diese spezielle Bewohnerklientel 

ausgerichtet. „Früher habe ich dort 

meine Hausaufgaben gemacht und mit 

Bewohnerinnen und Bewohnern ge-

spielt, heute genieße ich es jeden Tag, 

das Lebenswerk meiner Mutter gemein-

sam mit ihr fortzuführen und weiterzu-

entwickeln“, sagt Hasch, die selbst im-

mer wieder neue Konzepte in der De-

menzbetreuung umsetzt. „Wenn wir in 

diesen Tagen einen ‚Corona-Meeting-

point‘ einrichten, der einen Mühlen

graben als natürliche Sicherheitsbar

riere nutzt, dann ist in eine solche Idee 

viel Erfahrung im Umgang mit demenzi-

ell veränderten Menschen eingeflos-

sen.“

Verbandspolitisches Engagement war 

für Ricarda Hasch schon früh eine wich-

tige Ergänzung ihrer alltäglichen Arbeit 

in der Einrichtung.

Denn sie will Veränderungen in den Rah

menbedingungen nicht passiv erdul-

den, sondern aktiv an der Verbesserung 

der Bedingungen in der Pflege mitwir-

ken.

So engagierte sie sich im Vorstand der 

Landesgruppe Bremen, bevor sie schon 

vor zehn Jahren in den niedersächsi-

schen bpa-Landesvorstand gewählt wur

de und auch im bpa-Gesamtvorstand 

auf Bundesebene tätig ist. „Es ist für 

uns alle enorm hilfreich, wenn Praktiker 

wie wir bei Gesetzgebungsverfahren mit

reden und die Erfahrungen mit den täg-

lichen Hürden und Problemen einbrin-

gen.

Die Vorstandsarbeit mit engagierten 

Kolleginnen und Kollegen und hoch-

kompetenten Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeitern der Geschäftsstelle macht 

aber auch eine Menge Spaß.“

Und auch dabei hilft der enge Familien-

Landesgruppe Niedersachsen

Seit 25 Jahren im bpa verwurzelt:  
Hasch und Meilahn feiern Jubiläum

Die niedersächsi-

sche Landesvor-

sitzende des bpa 

Ricarda Hasch 

führt heute 

gemeinsam mit 

ihrer Mutter 

Gerda Hasch das 

Pflegeunterneh-

men in Oyten
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verbund im Haus Hasch. „Meine Mutter 

kümmert sich mit um meine Kinder und 

hält mir dabei oftmals für das Tagesge-

schäft und die Verbandsarbeit im bpa 

den Rücken frei.“

Team Meilahn

Der stellvertretende niedersächsische 

Landesvorsitzende Thorsten Meilahn 

hat Unternehmertum und Verbandsen-

gagement ebenfalls von Anfang an eng 

miteinander verbunden.

Schon wenige Jahre nach der Grün-

dung des ambulanten Dienstes der Fa-

milie durch seine Mutter Elsbeth Mei-

lahn wurde er Mitglied im Landesvor-

stand. Hier streitet Meilahn in ständigen 

Verhandlungen mit den Kostenträgern 

für eine angemessene Vergütung der 

pflegerischen Arbeit und hat dabei am-

bulante wie teilstationäre und stationä-

re Mitgliedsunternehmen gleicherma-

ßen im Blick.

Folgerichtig wurde er in diesem Jahr 

auch in die Schiedsstelle SGB XII in Nie-

dersachsen berufen und ist zudem stell-

vertretendes Mitglied der Schiedsstelle 

SGB XI. Das überzeugte Eintreten für ei-

ne angemessene Entlohnung von Mit

arbeiterinnen und Mitarbeitern zeigt 

sich in Meilahns Engagement im bpa-

Arbeitgeberverband – als Gründungs-

mitglied und aktuelles Vorstandsmit-

glied.

Nachdem Thorsten Meilahn im Laufe 

der vergangenen 25 Jahre zunächst 

eine ganze Reihe stationärer und teil

stationärer Einrichtungen konzipiert, er-

öffnet und erfolgreich betrieben hat, 

folgte im Jahr 2019 unternehmerisch 

der bewusste Schritt zurück zu den 

Wurzeln: Nach dem Verkauf aller übri-

gen Einrichtungen entwickelt Meilahn 

am ursprünglichen Standort Edewecht 

heute eine mitarbeiterzentrierte Leit

kultur. „Mit der Konzentration auf einen 

Standort ist die Zusammenarbeit mit 

meinem Team wieder deutlich enger 

geworden und wir alle sind viel zu

friedener“, zieht der stellvertretende 

bpa-Landesvorsitzende eine Zwischen-

bilanz. 

Familiäre Führung und Kontinuität im 

unternehmerischen Engagement sind 

für Ricarda Hasch und Thorsten Mei-

lahn wichtige Erfolgsfaktoren. Das gilt 

für das eigene Unternehmen ebenso 

wie für die Zusammenarbeit mit Kolle-

ginnen und Kollegen in der gesamten 

bpa-Landesgruppe Niedersachsen.  cad

Gratulierten zum bpa-Jubiläum: Der stellvertretende niedersächsische bpa-Lan-

desvorsitzende Thorsten Meilahn (Mitte) freut sich über die Urkunde mit den 

Glückwünschen des bpa-Präsidenten Bernd Meurer und der bpa-Landesvorsit-

zenden Ricarda Hasch, die Carsten Adenäuer, Leiter der bpa-Landesgeschäfts-

stelle Niedersachsen, und der bpa-Landesbeauftragte Jens Krüger am Firmensitz 

in Edewecht überbrachten.
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Landesgruppe Niedersachsen

Zwischenbilanz zu Corona
Nicht immer ist alles rund gelaufen, doch  
der Einsatz stimmte und die Kommunikation 
hat gut funktioniert

Die Corona-Pandemie hat auch Nieder­

sachsen vor große Herausforderungen 

gestellt und das nicht nur, was die Be­

kämpfung und Eindämmung des Virus 

angeht, sondern auch, was die Praxis­

herausforderungen der Pflegeeinrich­

tungen und deren Mitarbeiter zur Ab­

wendung des Infektionsgeschehens und 

den in dem Zusammenhang erforderli­

chen Meinungs- und Informationsaus­

tausch zwischen den einzelnen Akteu­

ren wie Sozialministerium, Landesge­

sundheitsamt, Kostenträger und Leis­

tungserbringerverbände betrifft.

Sicherlich ist nicht immer alles rund ge-

laufen, dennoch kann man heute fest-

stellen, dass die Kommunikation und 

Abstimmung zwischen den oben ge-

nannten Beteiligten alles in allem in der 

Corona-Hochphase recht gut funktio-

niert hat.

Geeint hat dabei letztlich alle Beteilig-

ten das gemeinsame Ziel, die pflegebe-

dürftigen Menschen in Niedersachsen 

zu schützen und dafür schnelle und ein-

heitliche Entscheidungen auf Landes-

ebene zu treffen.

So wurde unter Federführung des nie-

dersächsischen Ministeriums für Sozia-

les, Gesundheit und Gleichstellung eine 

wöchentliche Telefonkonferenz zur „Pfle

ge-Lage“ eingerichtet, an der alle be-

sagten Akteure beteiligt waren. Dort in-

formiert das Sozialministerium zum ei-

nen über geplante neue Verordnungen 

und deren Inhalt, zum anderen findet 

aber auch ein fachlicher Austausch da-

zu statt, was in der Praxis wie umge-

setzt werden kann beziehungsweise 

welche Praxiserfahrungen konkret mit 

einzelnen Corona-Maßnahmen der Lan-

desregierung gemacht wurden.

Aufgrund der regen Kommunikation 

des bpa mit seinen Mitgliedern, insbe-

sondere während der Corona-Hochpha-

se, wurde der bpa recht schnell zum 

wertvollen Gesprächspartner in der „Pfle

ge-Lage“.

Daneben waren auch die bpa-Landes-

vorsitzende, Ricarda Hasch, und deren 

Stellvertreter, Thorsten Meilahn, regel-

mäßig in den von den Unternehmerver-

bänden Niedersachsen e.V. initiierten 

„Dialogkreis Pflege“ mit der Gesund-

heits- und Sozialministerin, Dr. Carola 

Reimann, eingebunden. Dort ging es 

ebenfalls um einen grundsätzlichen fach

lichen Austausch zwischen Politik und 

Praxis und um Praxiserfordernisse und 

Erfahrungen mit den von der Landesre-

gierung festgelegten Corona-Maßnah-

men.

Auch wenn die oben dargestellten Kom-

munikationsforen sicherlich wertvoll 

waren, mussten wir am Ende dennoch 

oft feststellen, dass die von Seiten der 

Einfach. 
Direkt. 
Kompetent.

www.as-bremen.de
0421 303 83 149

info@as-bremen.de

Hanseatisch 
abrechnen.

Persönlicher
Ansprechpartner. 

Keine
Vertragslaufzeiten.

Auszahlung bereits 
ab 48 Stunden.

Anzeige
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Praxis gegebenen Hinweise und Kriti-

ken wenig Niederschlag in den Verord-

nungen fanden. Zudem war die Infor-

mationspolitik in vielen Fällen wenig 

hilfreich. Soeben noch in Telefonkonfe-

renzen oder Videokonferenzen mit dem 

Sozialministerium kommunizierte Sach-

verhalte wurden kurz darauf deutlich 

anders oder aber auch gar nicht umge-

setzt. Der bpa hat wie die anderen Be-

teiligten auch manchmal erst in der 

Presse von wesentlichen Neuerungen 

(wie zum Beispiel der Besuchsöffnung 

in stationären Einrichtungen) erfahren 

müssen. Dies hätten wir uns definitiv 

anders gewünscht.

Darüber hinaus war die kommunale 

Selbstverwaltung mehrfach ein großes 

Hindernis für ein landesweit einheitli-

ches und stringentes Vorgehen. Wäh-

rend in einigen Landkreisen Verordnun-

gen und ergänzende Hinweise in die ei-

ne Richtung interpretiert wurden, ging 

es im Nachbar-Landkreis teils genau in 

die andere Richtung. Hier hat oftmals 

die gute Kommunikation des bpa mit 

dem Niedersächsischen Landkreis- und 

Städtetag geholfen, deren Vertreter auf 

Hinweise von uns direkt mit den ent-

sprechenden Mitarbeitern gesprochen 

haben und somit teils völlig skurrile Vor

gehensweisen in einzelnen Landkreisen 

geraderücken konnten. 

Positiv hervorzuheben ist das von der 

AOK und dem Sozialministerium initi

ierte Projekt „Videosprechstunden in 

Pflegeheimen“. Im Rahmen dieses Pro-

jekts konnten alle Pflegeheime in Nie-

dersachsen Tablets beantragen, mit de-

nen sowohl eine Videosprechstunde 

mit Ärzten als auch eine Kommunikati-

on mit Angehörigen möglich ist. Das 

insgesamt 370.000 Euro teure Projekt 

wird zu 60 Prozent vom Land und zu 40 

Prozent von den Pflegekassen finan-

ziert.

Aufgrund der stetigen Forderung insbe-

sondere des bpa wurde in Niedersach-

sen mit der Änderung des Niedersäch-

sischen Pflegegesetzes die gesetzliche 

Grundlage dafür geschaffen, einen vom 

Land Niedersachsen finanzierten Aus-

gleich auch für Covid-19-bedingte Min-

dereinnahmen bei den Investitionskos-

ten in Einrichtungen der vollstationären, 

teilstationären, ambulanten und Kurz-

zeit-Pflege zu erhalten. Diesen Schritt 

des Landes haben wir ausdrücklich be-

grüßt, wenn auch der im Gesetz veran-

kerte Abschlag von 10 Prozent vom bpa 

kritisch bewertet wurde.

Zum guten Schluss ist ferner die Lan-

desprämie für die Mitarbeitenden in der 

Altenpflege positiv zu erwähnen, zu der 

sich das Land Niedersachsen bekannt 

hat und die in einem vereinfachten Ver-

fahren von den Einrichtungen und am-

bulanten Pflegediensten beantragt wer-

den kann.  cad

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

25 Jahre Pflegedienst AKH Maria Ludwig  
in Warburg

Maria Ludwig, Gründerin und Inhaberin 

der gleichnamigen Alten- und Kranken­

pflege zu Hause (AKH) in Warburg, 

konnte am 1. April 2020 ihr 25-jähriges 

Jubiläum begehen. Ebenso lange ist das 

Familienunternehmen Mitglied im bpa. 

Zwar musste die geplante große Feier 

pandemiebedingt auf unbestimmte Zeit 

verschoben werden, jedoch konnte 

Maria Ludwig mit ihren Mitarbeiterin­

nen und Mitarbeitern zahlreiche Glück­

wünsche entgegennehmen.

Mit ihrem Unternehmergeist, ihrem 

Fachwissen und ihren Qualitätsansprü-

chen hat Maria Ludwig aus den kleinen 

Anfängen ihres Pflegedienstes ein ge-

sundes florierendes Pflegeunternehmen 

Pflegedienst-Gründerin Maria Ludwig (Mitte vorn) und ihr Mitarbeiterteam sowie 

ihre Söhne Fritz Ludwig (2. v. l.) und Marc Ludwig (Mitte, links neben Maria 

Ludwig) – Das Foto entstand bereits vor den Corona-Beschränkungen.
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gemacht, das sich ständig wachsender 

Beliebtheit erfreut und heute nicht mehr 

aus Warburg und der Umgebung weg-

zudenken ist. 

Ihre Qualitätsansprüche spiegeln sich 

auch im Prüfergebnis der letzten MDK-

Prüfung wieder. Der Pflegedienst „AKH 

Maria Ludwig“ schnitt in der Prü- 

fung des Medizinischen Dienstes der 

Krankenkassen am 26. August 2019 mit 

einem Gesamtergebnis von 1,5 ab, bei 

der Zufriedenheit der Kunden war es 

die 1,0. 

Bereits seit 2011 ist das Unternehmen 

als Palliativpflegedienst zertifiziert. In-

novationsgeist bewies die Pflegeun

ternehmerin unter anderem mit den 

Gründungen ihrer Tagespflegeeinrich-

tungen – der Tagespflege Heidhof mit 

Plätzen für 17 pflegebedürftige Gäste 

sowie der Tagespflege Eiserweg mit 

zwölf Plätzen. Hier bietet sie in groß

zügigen Räumen und schönen Gär- 

ten Gästen mit und ohne dementielle 

Veränderungen, mit und ohne körper

lichen Einschränkungen Geselligkeit 

und Rückzugsmöglichkeiten gleicher-

maßen. Zudem ermöglichst sie in ihren 

Einrichtungen Praktika oder Einsätze im 

Rahmen des Bundesfreiwilligendiens-

tes. Junge Menschen für den Zukunfts-

beruf in der Pflege zu gewinnen und zu 

begeistern, sie darauf vorzubereiten – 

dafür gebührt Maria Ludwig Dank und 

Anerkennung.

Bei all den Aktivitäten wird Maria Lud-

wig seit einigen Jahren von ihren Söh-

nen Marc Ludwig und Fritz Ludwig tat-

kräftig unterstützt. Inzwischen beschäf-

tigt das Familienunternehmen 100 Mit-

arbeitende.

Der bpa gratuliert zu diesem Jubiläum 

herzlich – auch im Namen des Präsidi-

ums, des Vorstands und aller Mitarbei-

ter der nordrhein-westfälischen Lan-

desgruppe.  ms

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Alten-Pflegeheim Barhoff feiert 
50-jähriges Bestehen und 45-jährige 
bpa-Verbandszugehörigkeit

Im Mai 1970 haben Gertrud und Gerd 

Barhoff das Alten-Pflegeheim Barhoff 

in Sankt Augustin eröffnet. Damals fan­

den elf Senioren in familiärer Gemein­

schaft ein neues Zuhause. Der Pflege­

satz für erhöht Pflegebedürftige betrug 

seinerzeit zwölf Deutsche Mark  und 

für Schwerstpflegebedürftige 15 Deut­

sche Mark am Tag. Ein halbes Jahrhun­

dert später können Sohn Friedhelm 

und dessen Ehefrau Elfriede Barhoff 

auf die 50-jährige Firmengeschichte und 

die 45-jährige Mitgliedschaft im bpa 

zurückblicken.

Im Jahr 1975 hatte der Mitbegründer 

und langjährige Präsident des bpa, Wer-

ner Schulz aus Hamburg, persönlich die 

Einrichtung besucht und das Alten-Pfle-

geheim Barhoff in den Verband aufge-

nommen. Seitdem ist die bpa-Landes-

gruppe NRW immer an der Seite des Fa-

milienunternehmens.

Ebenfalls 1975 wurde die Einrichtung 

als „gerontopsychiatrische Einrichtung“ 

anerkannt. Friedhelm und Elfriede Bar-

hoff qualifizierten sich 1987 bis 1990 zur 

Heimleitung und modernisierten 1989 

und 1990 und erweiterten auf 23 Pflege-

plätze. Seit 1990 leitet Elfriede Barhoff 

diese Einrichtung mit tatkräftiger Un

terstützung von Ehemann Friedhelm, 

der hierfür seinen Beamtenposten auf-

gab.

Zehn Jahre war Elfriede Barhoff Vor-

standsmitglied im Landesvorstand NRW: 

„Es war mir immer ein Anliegen, beson-

ders die kleinen Einrichtungen zu för-

dern und zu unterstützen.“ Um die Qua-

lität in Pflegeheimen zu sichern und zu 

verbessern, war die Heimleitung Mitbe-

gründer der bpa-Arbeitsgruppen Ge-

rontopsychiatrie, Heimbegehung, Qua-

litätssicherung, Pflegekonferenzen, Er-

fahrungsaustausch kleiner Einrichtun-

gen und Mitglied in der Arbeitsgruppe 

Vergütung. Heute engagieren sich die 

Eheleute Barhoff in den noch vorhande-

nen Arbeitsgruppen. 

Um die gesetzlich geforderte Einzelzim-

merquote von 80 Prozent zu erreichen, 

wurde in den Jahren 2017 und 2018 er-

Das gab es in 50 

Jahren nicht, Jubi-

läumsfoto mit 

Masken: Elfriede 

(Mitte, rotes Kleid)  

und Friedhelm 

Barhoff (hintere 

Reihe, rechts) im 

Kreis der Mitar- 

beiterinnen und 

Mitarbeiter des 

privaten Alten- 

und Pflegeheims



A
kt

u
el

le
s 

au
s 

d
en

 L
än

d
er

n
40

neut umgebaut und modernisiert. In die

sem Zuge musste leider die Platzzahl auf 

jetzt 22 reduziert werden.

Die geplante große Jubiläumsfeier mit 

Bewohnern, Angehörigen, der Gemein-

de und den Mitarbeitern ist aufgrund 

der Corona-Pandemie verschoben wor-

den.

Stattdessen wurde die Jubiläumsfei- 

er zum 50-jährigen Bestehen und zu  

30 Jahre Heimleitung von Elfriede Bar-

hoff zunächst am 13. Juni 2020 im klei-

nen Kreis mit den Bewohnern und Mit-

arbeitern begangen.

Hierbei konnten die Bewohner für ein 

paar Stunden die Sorgen und Beein-

trächtigungen aufgrund der Pandemie 

vergessen.

Die „richtige“ Jubiläumsfeier wird – 

wenn die Umstände dies zulassen – im 

großen Rahmen auch mit Angehörigen 

und Gästen nachgefeiert.

Wir gratulieren recht herzlich, verbun-

den mit den besten Wünschen für die 

Zukunft. ipo

Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

Solidarität in der Krise

Pflegedienst bot stationärer Mitgliedseinrichtung 
Unterstützung für den Notfall an

Trotz größter Anstrengungen zur Ver­

meidung von Infektionen wurden lei­

der auch in Nordrhein-Westfalen im 

März und April 2020 einige Pflegeein­

richtungen vom Covid-19-Virus heim­

gesucht. Die bpa-Landesgeschäftsstel­

le in Düsseldorf hatte eigens einen Kri­

senstab von Mitarbeitern gebildet, der 

nahezu rund um die Uhr für alle Fra- 

gen im Zusammenhang mit der Coro­

na-Problematik für die Mitglieder zur 

Verfügung stand und sich mit allen 

Kommunen im Land regelmäßig aus­

tauschte. 

Ein Beispiel: So erreichte uns an einem 

Freitag im April der Notruf einer statio-

nären Einrichtung, in der sich mehr als 

20 Bewohner und deutlich mehr als zehn 

Mitarbeitende mit dem Covid-19-Virus 

infiziert hatten.

Das Wochenende stand vor der Tür und 

die Einrichtung befürchtete, die Ver

sorgung der Bewohner mit den verblie-

benen nichtinfizierten Mitarbeitern am 

Wochenende nicht mehr aufrecht erhal-

ten zu können. Auch die Heimaufsicht 

des Kreises stand mit dem bpa in Kon-

takt und hatte ebenfalls um Unterstüt-

zung gebeten. 

Es folgten viele Telefonate mit allen am-

bulanten und stationären bpa-Mitglieds

einrichtungen im selben Kreis, um zu 

eruieren, ob schlimmstenfalls Mitarbei

ter anderer Einrichtungen in der vom Vi- 

rus betroffenen Einrichtung einspringen 

könnten.

Letztlich wurde im Kreis ein ambu- 

lanter Pflegedienst, dem auch eine 

Tagespflegeeinrichtung angeschlossen 

ist, gefunden, der zwei Mitarbeiterin-

nen als Aushilfe zur Verfügung gestellt 

hätte. 

Der bpa konnte dem Heim diese Bot-

schaft, die ein wenig Entspannung für 

die Einrichtung bedeutete, zeitnah mit-

teilen – auch wenn auf das sehr lobens-

werte Angebot der Mitarbeiterinnen des 

Pflegedienstes nicht zurückgegriffen wer

den musste, da das Heim letztlich mit 

dem eigenen Personal die Situation ge-

meistert hat.  ms
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Landesgruppe Rheinland-Pfalz

„Mach was für dich, mach was für Andere“ – 
Kampagne wirbt für das Freiwillige Soziale Jahr

In der Corona-Pandemie ist freiwilliges 

Engagement als Beitrag für die Gesell­

schaft besonders wichtig; sei es etwa 

in der Notbetreuung an Schulen, in Kin­

dertagesstätten, in Krankenhäusern, in 

der Altenpflege oder in der Eingliede­

rungshilfe für Menschen mit Behinde­

rungen. Um für die vielseitigen Aufga­

ben weiterhin Freiwillige zu gewinnen 

und die Aufmerksamkeit für ihre Arbeit 

zu erhöhen, hat der bpa gemeinsam 

mit der koordinierenden Landesarbeits­

gemeinschaft Freiwilligendienste LAG 

und weiteren Trägern der Freiwilligen­

dienste in Rheinland-Pfalz die Aktion 

„Mach was für dich, mach was für An­

dere“ gestartet. 

Die Kampagne, deren erster Teil bereits 

im Mai 2020 online ging, wird durch das 

rheinland-pfälzische Ministerium für Fa

milie, Frauen, Jugend, Integration und Ver

braucherschutz gefördert. „Gerade jetzt ist 

soziales Engagement besonders wichtig. 

In dieser Krisensituation sind wir alle ge-

fragt. Wir alle müssen mithelfen“, sagte 

die Jugendministerin von Rheinland-Pfalz 

Anne Spiegel zum Start der Aktion. „Das 

tun FSJler und FSJlerinnen mit ihrem 

Dienst gerade jetzt in besonderer Weise 

und leisten damit einen systemrelevan-

ten Beitrag für unsere Gesellschaft.“

Für junge Leute ist ein FSJ (Freiwilliges 

Soziales Jahr) eine Erfahrung fürs Leben. 

„Man kann während eines FSJ viel Neu-

es entdecken – um sich herum und an sich 

selbst. Für viele ist es der Einstieg in ei-

ne mögliche Ausbildung in der Pflege“, 

sagt der bpa-Landesvorsitzende Bernd 

Meurer.

Den Hauptteil der Kampagne bildete ei-

ne gemeinsame Videoaktion. Hier wur-

den Anfang Mai und Anfang Juli 2020 

extra produzierte Kurzclips, Videos und 

Postkarten von allen teilnehmenden Trä

gern und unseres Kooperationspartners 

für das Seminarwesen „Schottener So-

ziale Dienste gGmbH“ zeitgleich über 

die jeweiligen Social-Media-Kanäle ver-

breitet.

Im aktuellen Video, welches auf unse-

rer Homepage www.fsj.bpa.de in der 

Rubrik „Freiwilligendienste“ im Ordner 

„Speziell Rheinland-Pfalz“ eingestellt 

ist, können sich Interessierte über Ein-

satzmöglichkeiten informieren und Ein-

drücke von den vielen tollen Erfahrun-

gen bekommen, die Freiwillige in ihrem 

FSJ gemacht haben. Die Videos wurden 

alle mit jungen Leuten gedreht, die sel-

ber einen Freiwilligendienst machen, so 

dass sie authentisch darüber berichten 

können. 

Insgesamt wurden im Rahmen der 

Kampagne 650 weiterführende Schu-

len angeschrieben, um den Freiwilli-

gendienst mit extra gestalteten Werbe-

materialien wie Postkarten, Flyern und 

Postern vorzustellen. Vor-Ort-Termine 

in den Schulen waren geplant, mussten 

aber leider aufgrund der Corona-Pande-

mie ausfallen. Angeschrieben wurden 

auch die Geschäftsstellen der Beiräte 

für Migration und Integration. Es wur-

den PR-Berichte lanciert und Interviews 

mit Freiwilligen aus dem Bereich der Al-

tenpflege als Radiobeitrag an Jugend-

sender wie BIG FM und DAS DING ver-

sendet.

Die Kampagne hat nicht nur große Auf-

merksamkeit erzielt, sondern auch dazu 

beigetragen, dass trotz Corona-Pande-

mie die Nachfrage nach FSJ-Plätzen in 

bpa-Trägerschaft für Rheinland-Pfalz 

ungebrochen anhält.  the
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Landesgruppe Sachsen-Anhalt

bpa ist Stimme der Privaten im neuen Fach-
gremium zur Pflegefachausbildung

Der Start in ein neues Ausbildungsjahr 

in der Pflege steht kurz bevor. Viele 

junge Menschen gehen damit den ers­

ten Schritt in eine gesicherte berufli­

che Zukunft, denn der Bedarf an Pfle­

gefachkräften ist anhaltend hoch. Zu­

gleich erfährt die gesamte Pflegebran­

che durch die Corona-Pandemie ein 

hohes Maß an gesellschaftlicher und 

politischer Aufmerksamkeit.

Einrichtungen, die Pflegefachleute neu 

ausbilden möchten, müssen nach In-

krafttreten des Pflegeberufegesetzes 

zu Jahresbeginn erstmals Koopera

tionspartner für die Ausbildungsantei-

le finden, die nicht in der eigenen Ein-

richtung vermittelt werden können. 

Zur Förderung dieser Kooperations

verbünde zwischen Ausbildungsträ-

ger, Praxiseinsatzstellen und Pflege-

schulen hat das Sozialministerium ei-

ne Koordinierungsstelle und ein Fach-

gremium der Pflegeausbildung für das 

Land Sachsen-Anhalt eingesetzt. Dort 

werden Rahmenbedingungen und För-

deroptionen für die Pflegeausbildung 

erarbeitet, Ausbildungskooperationen 

begleitet sowie an Entscheidungen zur 

Finanzierung der Pflegeausbildung mit

gewirkt.

Als Teilnehmer am Fachgremium sind 

Vertreter der Leistungserbringer aus 

der Pflege und den Krankenhäusern, 

Vertreter der Kostenträger sowie der 

Schulen von der Landesregierung ein-

geladen worden. Als einziger Vertre-

ter privater Pflegeleistungsanbieter ist 

der bpa dort Mitglied und gibt mehr als 

der Hälfte aller Pflegeeinrichtungen in 

Sachsen-Anhalt eine starke Stimme.

Durch Förderung aus dem Bundes-

haushalt fließen für die Jahre 2019 bis 

2021 mehr als eine halbe Million Euro 

für den Aufbau der Koordinierungs-

stelle. Das Land ergänzt diesen Zufluss 

mit 200.000 Euro aus eigenen Mit- 

teln. 60 Prozent des Budgets stehen für 

die Förderung der Pflegeschulen zur 

Verbundbildung und für projektbezo-

gene Ausgaben zur Unterstützung von 

Einrichtungen bereit. So sollen am

bulante Pflegedienste einen Zuschuss 

für die Praxisanleiterausbildung er

halten und Schulen steht ein Bonus  

zu, wenn sie zusätzliche Pflegeein

richtungen als Praxiseinsatzstellen für 

einen Ausbildungsverbund gewinnen 

können. Eine geplante digitale „Mat-

ching-Plattform“ für Ausbildungsplät-

ze soll die Akteure durch einen „Pfle-

geatlas“ besser vernetzen helfen. 

Nach Anlaufen der neuen Ausbildungs-

gänge und Etablierung weiterer Ko-

operationsverbünde soll das Fachgre-

mium weiter als Kommunikations

plattform für Budgetverhandlungen 

dienen, um Fragen und Hemmnisse 

der Pflegeausbildung auf Landesebe-

ne zu erörtern. Das Land Sachsen-An-

halt plant daher, die Koordinierungs-

stelle und das Fachgremium auch über 

den Förderzeitraum ab 2021 hinaus 

fortzuführen, um die zu erwartenden 

Fragen zur neuen Pflegeausbildung 

schnell klären zu können.

Eine begleitende Förderung und Koor-

dinierung der Pflegefachausbildung ist 

dringend geboten, wenn die von der 

Landespolitik gesteckten Ziele erreicht 

werden sollen.

Von etwa 1.600 geschätzten jährlichen 

Pflegeschülern sind die Ausbildungs-

zahlen in diesem Jahr nach erstmaliger 

Einführung der generalistischen Fach-

ausbildung weit entfernt.

Bisher plant nur etwas mehr als ein 

Drittel der rund 1.400 möglichen Aus-

bildungsbetriebe im Land, eigene Aus-

zubildende einzustellen.

Im Sinne einer auskömmlichen Fach-

kräftesicherung für unsere Mitgliedsein

richtungen zur verlässlichen und pro-

fessionellen Versorgung der Versicher-

ten wird sich der bpa weiter aktiv in 

den Umsetzungsprozess des Pflegebe-

rufegesetzes einbringen.  herr

Auftaktveranstal-

tung des Fachgre- 

miums zur Pfle- 

gefachausbildung 

in Sachsen- 

Anhalt. Der bpa 

ist der Vertreter 

der privaten 

Einrichtungen.
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Nachdem in mehreren Pflegeeinrich­

tungen in Schleswig-Holstein in den 

vergangenen Monaten Corona-Aus­

brüche aufgetreten sind, hat die Lan­

desregierung seit Juni 2020 in Pfle­

geeinrichtungen in den Kreisen Her­

zogtum Lauenburg (Kreis mit hoher In­

zidenz) und Dithmarschen (Kreis mit 

niedriger Inzidenz) im Rahmen eines 

Prävalenz-Pilotprojektes Stichproben­

untersuchungen beim Personal der 

Einrichtungen vorgenommen. 

Eines der teilnehmenden Pflegeheime 

war das Askanierhaus, eine bpa-Mit-

gliedseinrichtung in Lauenburg. Nach-

dem dort im April 2020 eine Mitarbeite-

rin positiv auf das Corona-Virus getes-

tet worden war, hatte das zuständige 

Gesundheitsamt die Testung aller Be-

wohnerinnen und Bewohner sowie 

Mitarbeitenden veranlasst. 

Jeweils donnerstags und über einen 

Zeitraum von drei Wochen wurden alle 

Bewohnerinnen und Bewohner sowie 

Mitarbeitende getestet. Die gute Nach-

richt: alle 160 Tests waren negativ,  

die Studienergebnisse insgesamt lie-

gen noch nicht vor. In den Kreisen Pin-

neberg und Rendsburg-Eckernförde 

sind weitere Erhebungen vorgenom-

men worden. 

Die Tests wurden vom zuständigen Ge-

sundheitsamt und der Kassenärztlichen 

Vereinigung (KVSH) durchgeführt. „Die 

Zusammenarbeit war sehr konstruktiv 

und lief absolut reibungslos“, sagt Phi-

lipp Staneck. Der Geschäftsführer des 

Askanierhauses spricht sich für regel-

mäßige Tests in Pflegeheimen aus. 

„Sie lassen sich effizient durchführen 

und stellen einen Baustein zur Infek

tionsprävention dar.“ Die Bewohnerin-

nen und Bewohner wie auch die Mitar-

beitenden würden diese sehr begrü-

ßen, schafften sie doch in dieser an-

spruchsvollen Zeit ein Gefühl von Si-

cherheit. 

Der bpa fordert, dass Testungen für al-

le Beschäftigten der Pflegeeinrichtun-

gen sowie von versorgten Personen 

und deren Angehörigen jederzeit mög-

lich sind. Diese Tests sollten auch un-

abhängig von einer Anordnung der Ge-

sundheitsämter erfolgen können. Die 

Teststrategie des Gesundheitsminis

teriums in Schleswig-Holstein dage-

gen beinhaltet routinemäßige Testun-

gen derzeit leider nur bei Vorliegen be-

stimmter Indikationen.

Auf Basis der aus dem Pilotprojekt ge-

wonnenen Erkenntnisse soll das Test-

konzept des Landes zum präventiven, 

regelmäßigen Screening von Personal 

in Pflegeheimen weiterentwickelt wer-

den. Der bpa wird die Weiterentwick-

lung kritisch begleiten.  tvo

Philipp Staneck, Geschäftsführer 

Askanierhaus

Das Pflegeheim Askanierhaus in Lauenburg

Landesgruppe Schleswig-Holstein

bpa-Mitgliedseinrichtung nimmt an Prävalenz- 
studie des Gesundheitsministeriums Schleswig- 
Holstein teil
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Landesgruppe Schleswig-Holstein

Arbeiten in der Corona-Krise aus Sicht eines Pflege
dienstes – Herausforderung und Chance zugleich

Die Corona-Krise hat alle Akteure in 

der Pflege vollkommen unvorbereitet 

getroffen, so auch die Ambulanten Pfle­

gedienste Johannes Carstensen, bpa-

Mitglieder in Haselund bei Flensburg. 

„Von einem Tag auf den anderen pras­

selten plötzlich Unmengen an Informa­

tionen und Anweisungen auf das Un­

ternehmen ein“, sagt Mit-Inhaber Chris­

ter Carstensen, der gemeinsam mit sei­

nem Bruder Leif das ambulante Pflege­

unternehmen betreibt.

Eiligst bildeten Geschäftsführung und 

Pflegedienstleitung einen Corona-Kri-

senstab und besprachen in unzähligen 

Sitzungen Probleme und Maßnahmen. 

„Wir haben sofort ein Wir-Gefühl ent-

wickelt, das war vielleicht auch unsere 

große Stärke bei der Bewältigung der 

Krise“, sagt Mit-Inhaber Leif Carsten-

sen. Ein Gefühl der Sicherheit im Um-

gang mit der Pandemie habe der erar-

beitete Pandemieplan gegeben. 

 

Ein einschneidendes Erlebnis sei die 

Schließung der hauseigenen Tagespfle

ge „Lebenslust“ gewesen. „Den Gäs

ten und Mitarbeitern mitzuteilen, dass 

wir schließen müssen und in keiner 

Weise absehbar war, wie es weiterge-

hen würde, war sehr bedrückend“, er-

innert sich Christer Carstensen.

Am Ostersonntag folgte die Schre-

ckensnachricht: Eine pflegebedürftige 

Kundin hatte sich mit dem Virus infi-

ziert. Das Gesundheitsamt gab jetzt den 

Ton an, Teile des Personals und einige 

Kunden mussten in Quarantäne. „Die 

Zusammenarbeit mit dem Gesundheits

amt war sehr gut und unaufgeregt. Wir 

bekamen nun auch endlich wichtige 

und genaue Informationen über Inku-

bationszeiten und zur Berechnung von 

Quarantänezeiten“, resümiert Leif Cars

tensen. Der Verlauf der Infektion bei 

der Kundin und einer Mitarbeiterin sei 

milde verlaufen und beide seien nach 

kurzer Zeit wieder gesund gewesen. 

Inzwischen sind alle Mitarbeitenden beim 

Pflegedienst Carstensen bestens vor-

bereitet. Videoschulungen, Infomateri-

al und die Bildung eines Corona-Teams 

sind nur Teile der eingeleiteten Maß-

nahmen. „Es gab auch eine Kooperati-

on mit dem Pflegedienst Schildgen aus 

Wester-Ohrstedt, mit dem wir verabre-

det haben, uns wechselseitig im Falle 

massiver Personalausfälle zu unter-

stützen und ein gemischtes ‚Corona-

Team‘ für die Versorgung von Infizier-

ten einzusetzen, falls die Zahl infizier-

ter Kunden steigen sollte“, sagt Cars-

tensen. „In so einer Ausnahmesituation 

müssen wir solidarisch sein.“ 

Um die Kontakte im Haus zu reduzie-

ren, wurde kurzerhand die Eingangs-

post eingescannt und digital weiterge-

leitet. „Das Ziel ist nun, auch dauerhaft 

ein papierloser Pflegedienst zu wer-

den. Ich bin mir sicher, dass uns dies 

ohne Corona-Krise nicht annähernd in 

der Schnelligkeit gelungen wäre“, sagt 

Christer Carstensen und betont, dass 

die Krise auch Gutes hervorgebracht 

habe, das es jetzt zu bewahren gelte.  

ccar/old

Die Brüder Leif 

und Christer 

Carstensen
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Landesgruppe Schleswig-Holstein

Blick auf die Zusammenarbeit während der Corona-Krise

Die Corona-Pandemie ist nicht über­

wunden. Trotzdem ist jetzt ein guter 

Zeitpunkt, einmal den Blick darauf zu 

richten, was gut funktioniert hat und 

was verbesserungswürdig ist, denn es 

ist ja nicht ausgeschlossen, dass die 

Pandemie noch einmal Fahrt aufnimmt 

und die Schutzmaßnahmen für Pflege­

bedürftige und Pflegende wieder hoch­

gefahren werden müssen.

Verbesserungswürdig war unbedingt 

die Ausstattung mit Schutzausrüstung 

in der ersten Phase der Pandemie. Uns 

haben viele verzweifelte Anrufe erreicht, 

etwa dass die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter in der Frühschicht die Ar-

beit verweigern, wenn nicht umgehend 

für die nötige Schutzausrüstung ge-

sorgt werde

In Schleswig-Holstein war lange nicht 

erkennbar, ob und wie das Land sich 

um die schnelle Beschaffung von Schutz

ausrüstung bemüht. Hier hätten wir 

uns mehr Mut in der Beschaffung, Ver-

teilung und Kommunikation gewünscht.

Schneller als alle anderen hat der bpa 

mit mutigem Handeln und einem gro-

ßen Beschaffungsprogramm unsere 

Einrichtungen versorgt. Eine Aktion, 

die den Einrichtungen viel Sicherheit 

zurückgegeben hat und die unseren 

Mitgliedseinrichtungen sicher noch 

lange dankbar in Erinnerung bleiben 

wird!

Gut funktioniert hat vom ersten Tag an 

die Umstellung auf die Kommunikation 

in Video- und Telefonkonferenzen. Hier 

waren wir als Landesgeschäftsstelle gut 

aufgestellt und haben unseren Part-

nern ermöglicht, miteinander einen re-

gelmäßigen Austausch zu finden.

So hat sich zügig eine wöchentliche 

Runde der Leistungserbringerverbän-

de und Kostenträger etabliert, die sich 

insbesondere bei Fragen zum Rettungs

schirmverfahren oder zum Pflegebo-

nus bewährt hat. Beides Themen, die 

insbesondere den Pflegekassen viel 

abverlangt haben und die sie aus unse-

rer Sicht schnell, pragmatisch und in 

kollegialem Umgang mit den Leistungs

erbringerverbänden behandelt haben. 

Auch hier möchten wir uns an dieser 

Stelle für das gute Miteinander und 

den Einsatz für die Pflege bedanken.

Aus dieser Runde heraus konnten wir 

zum Beispiel auch gemeinsam die Ar-

gumente in das andere zu dieser Zeit in 

Schleswig-Holstein besonders wichti-

ge Gremium geben, den Vorstand des 

Landespflegeausschusses. Über die-

sen haben wir den wesentlichen Kon-

takt in das in Schleswig-Holstein unter 

anderem für Pflege und Gesundheit zu-

ständige Sozialministerium (MSGJFS) 

aufrecht erhalten und beispielsweise 

erreicht, dass das Land das letzte Drit-

tel des Pflegebonus übernimmt und 

sich dem Verfahren vollumfänglich an-

geschlossen hat. Dadurch blieb den 

Einrichtungen ein weiteres Antrags-

verfahren erspart und den Pflegenden 

kann der komplette Pflegebonus rasch 

ausgezahlt werden.

Im Vorstand des Landespflegeausschus

ses konnten auch die Infektionsschutz-

maßnahmen des Ministeriums erörtert 

werden, etwa die Einschränkungen 

von Besuchsrechten. Nicht immer mit 

der Vorwarnzeit, die wir uns gewünscht 

hätten, aber immer mit dem Willen, die 

Belange aller Beteiligten einzubezie-

hen. 

Erfreulich sachlich war auch der Um-

gang der Presse mit Einrichtungen, die 

vom Corona-Virus betroffen waren. 

Dies waren und sind in Schleswig-Hol-

stein nur wenige und zudem mit über-

wiegend nur vereinzelten Infektionen. 

Einige Häuser hatten dann aber doch 

umfassende Infektionsgeschehen. Auch 

hier hat die Presse mit Empathie sach-

lich berichtet. 

Und unsere Mitglieder? Ein ganz gro-

ßes Dankeschön! Sie haben es klaglos 

hingenommen, dass wir Anrufer auf 

unsere Videokonferenzen verwiesen ha

ben und sind trotz der großen Belastun

gen und Anspannungen immer freund

lich und zielorientiert geblieben. Ihr pro

fessioneller Umgang mit der Lage war 

und ist klasse und hat Schlimmeres 

verhindert.  old
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Die thüringische Abgeordnete und 

Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/

Die Grünen im Bundestag, Katrin 

Göring-Eckardt, hat am 7. Juli 2020  

das Pflegecentrum Sonnenschein in 

Gerstungen besucht. Dessen Leiterin 

Margit Benkenstein, gleichzeitig Vor­

sitzende der bpa-Landesgruppe Thü­

ringen und stellvertretende Präsiden­

tin des bpa, schilderte der Abgeord­

neten die aktuellen Herausforderun­

gen, vor denen stationäre und ambu­

lante Pflegeeinrichtungen im Freistaat 

stehen, und erläuterte: „Wir wollen 

regelmäßige Tests für Mitarbeiter in 

der Pflege und für pflegebedürftige 

Menschen. Beide gehören zu den be­

sonderen Risikogruppen. Hier brau­

chen die Pflegeeinrichtungen vor wei­

teren Lockerungen verlässliche Bedin­

gungen.“

Anlässlich ihres Besuches in der Pflege-

einrichtung erklärte Katrin Göring-

Eckardt: „Die Grundprobleme im Be-

reich der Pflege sowie anderer Sozial- 

und Gesundheitsberufe werden durch 

die Krise nun stärker offengelegt als 

schon zuvor. Diese Berufe brauchen 

endlich mehr Wertschätzung und Aner-

kennung, damit die Beschäftigten mehr 

für die Menschen da sein können, die 

sich in ihrer Obhut befinden. Unsere öf-

fentlichen Gesundheitsdienste brau-

chen endlich mehr Geld aus dem Bun-

deshaushalt, Pflegeeinrichtungen mehr 

finanzielle Unterstützung bei Corona-

Tests und Schutzmaßnahmen und die 

Pflegekräfte endlich die lang verspro-

chenen Prämien für die harte Arbeit, die 

sie leisten.“

Das Pflegecentrum Sonnenschein mit 

seinen 90 Beschäftigten sowie 62 sta

tionär und circa 100 ambulant betreu-

ten Pflegebedürftigen ist bislang gut 

durch die Krise gekommen. „Das Coro-

na-Virus und die daraus folgenden Er-

krankungen haben den Pflegebedürfti-

gen und ihren Angehörigen, aber insbe-

sondere den Pflegeeinrichtungen mit 

ihren Mitarbeitenden viel abverlangt. 

Wir haben geliefert; nun muss der 

Schutz vor Ansteckungen weiterhin im 

Mittelpunkt stehen“, so Margit Benken-

stein.

Auch jeder Schritt zur weiteren Öffnung 

des Pflegeheims für mehr Besuche von 

Angehörigen sei verbunden mit großer 

Sorge vor Neuinfektionen. Um hier eine 

lückenlose Kontrolle zu haben, hat Bun-

desgesundheitsminister Jens Spahn 

die Länder aufgefordert, für regelmäßi-

ge Corona-Tests in sensiblen Bereichen 

vorzusorgen.

Von rechts: Katrin Göring-Eckardt zusammen mit Nadine Lopuszanski, Margit 

Benkenstein, Hans-Peter Benkenstein, Astrid Regel und Kristina Oehrlich

Landesgruppe Thüringen

Katrin Göring-Eckardt besucht Pflegeeinrichtung  
in Gerstungen und sammelt Eindrücke,  
wo in der Pflege der Schuh drückt
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Und genau hier hake es, kritisiert Margit 

Benkenstein: „Während unser Nachbar-

land Bayern Tests für alle ankündigt, ge-

lingt die zügige Umsetzung von Corona-

Tests auch bei symptomfreien Beschäf-

tigten und Pflegebedürftigen vor Ort 

noch nicht.“

Prävention, Schutzkleidung, Ängste von 

Mitarbeitern, Pandemieplan, Dokumen

tation, Datenschutz, einheitliche Rege

lungen, Bezahlung der Pflegekräfte, Leih

arbeit, Bürokratie – diese und andere The

men mehr kamen beim Meinungsaus-

tausch zwischen Katrin Göring-Eckardt 

und den Pflegefachleuten zur Sprache. 

Seit März habe man im Pflegecentrum 

viele neue Erfahrungen gemacht und 

viel hinzugelernt, sagt Margit Benken-

stein. Der bpa habe immer sehr schnell 

mit Arbeitshilfen oder Musterkonzepten 

unterstützt, bestätigte auch die stellver-

tretende Vorsitzende Astrid Regel. 

Margit Benkenstein freut sich über das 

Interesse der Grünen-Politikerin an der 

Situation in der Pflege. Katrin Göring-

Eckardt ist seit 1998 Mitglied des Bun-

destages und beschäftigt sich seitdem 

in ihrer Bundesfraktion mit dem Thema 

Pflege. „Es wollte damals niemand ma-

chen“, sagte sie in Gerstungen. Aus Co-

rona hätten alle gelernt, die Pflege im 

Besonderen. Im Haus Sonnenschein 

gab es glücklicherweise keinen Fall ei-

ner Ansteckung mit Covid-19. Hier habe 

sicher auch das gute Krisenmanage-

ment des bpa und die frühzeitige Ver-

sorgung mit Schutzmaterial über den vom 

bpa getragenen Online-Shop geholfen. 

Was Katrin Göring-Eckardt dankbar mit 

nach Berlin nimmt, sind jede Menge Er-

fahrungen und Anregungen von Men-

schen, die mit dem Thema Pflege täg-

lich konfrontiert werden, die runde Ge-

burtstage am offenen Pflegeheimfens-

ter oder den goldenen Hochzeitstag un-

ter Corona-Bedingungen im Garten be-

gingen, die im März manche 16-Stun- 

den-Schichten leisteten und die hoffen, 

dass Corona-Tests für Menschen in sys

temrelevanten Berufen endlich zuver-

lässig eingesetzt werden.  mrä

Denise Powrosnik, 10 Jahre bpa

Nicht nur inmitten einer Pandemie wert

schätzt der bpa seine langjährig erfah-

renen und treuen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter. Mit den besten Wünschen 

des Präsidenten, der Geschäftsführung 

und des hessischen Landesvorstands 

hat Landesgeschäftsstellenleiter Man-

fred Mauer zum bpa-Dienstjubiläum 

von Denise Powrosnik am 1. Juli 2020 

eine Urkunde und Präsente überreicht. 

Mit viel Charme, Kompetenz sowie ei-

nem Lächeln in der Stimme, das nicht 

einmal durch eine Maske verborgen 

werden kann, betreut Denise Powrosnik 

seit zehn Jahren souverän die Mitglie-

der im Sekretariat der hessischen Lan-

desgeschäftsstelle in Wiesbaden. Der 

bpa sagt herzlich Danke!

Jubilarin Denise Powrosnik und Manfred Mauer

Verdiente Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
In den vergangenen Monaten konnten zahlreiche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des bpa ihr Betriebsjubiläum feiern
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Johannes Keller

Landesreferent für Bayern

Johannes Keller verstärkt seit dem 1. Juni 2020 als Landesreferent das 

Team der bpa-Landesgeschäftsstelle Bayern. Nach seinem Studium 

Management im Gesundheitswesen und langjähriger Berufserfahrung 

in nahezu allen Bereichen des Medizinischen Dienstes der Krankenkassen (MDK) wid-

met er sein berufliches Wirken nun der Verbandsarbeit. Johannes Keller freut sich dar-

auf, den bpa mit voller Energie zu unterstützen und mit seinem Wissen den Mitgliedern 

des bpa mit Rat und Tat zur Seite zu stehen.

Neue Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

Anke Buhl

Landesbeauftragte für Schleswig-Holstein

Anke Buhl verstärkt seit dem 1. Juli 2020 als Landesbeauftragte das 

Team der bpa-Landesgeschäftsstelle Schleswig-Holstein. Nach ihrer 

Ausbildung zur Arzthelferin und MTA hat sie einige Zeit in der Uni Klinik  

Kiel gearbeitet und war nach dem Studium der Sozialpädagogik viele Jahre als Refe

rentin für Alten- und Pflegepolitik bei einem Wohlfahrtsverband in Schleswig-Holstein 

tätig. In dieser Zeit hat sie sowohl das Pflege-Not-Telefon Schleswig-Holstein als auch 

die Koordinationsstelle für innovative Wohn-Pflege-Formen im Alter (KIWA) mit aufge-

baut.

Im Rahmen des Praxistestes Strukturmodell hat Anke Buhl die Erprobung in den statio-

nären Einrichtungen in Schleswig-Holstein begleitet, an der ersten Handlungsanleitung 

zur weiteren Umsetzung der SIS® und im Kooperationsgremium auf Landesebene mit-

gewirkt. Projekte der betrieblichen und lebensweltlichen Gesundheitsförderung, die 

Entwicklung der Quartiersarbeit und der Ausbau besonderer Wohnformen gehörten 

ebenfalls zu ihrem Aufgabenbereich. Der Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt in der ambulan-

ten Pflege und der Pflegeausbildung.

Anke Buhl ist Mitglied in der Deutschen Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie e.V. 

und dort im Arbeitskreis Pflege und Soziale Teilhabe der Sektion IV Soziale Gerontolo-

gie und Altenarbeit aktiv.
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Sebastian Henze

Landesreferent für Sachsen

Seit dem 1. August 2020 ergänzt Sebastian Henze das Team der bpa-

Landesgeschäftsstelle Sachsen. Nach dem Studium der Politikwissen-

schaft und Soziologie mit der Spezialisierung Medizin-Ethik-Recht an 

der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg war der gelernte Zimmermann einige 

Jahre als Controller bei einer größeren Pflegeeinrichtung im Landkreis Meißen tätig. 

Sebastian Henze freut sich, seine Praxiserfahrungen in den bpa einzubringen, und ist 

gespannt auf die neuen beruflichen Herausforderungen in der verbandlichen Interes-

senvertretung.

Anne Müller

Landesreferentin für Sachsen

Seit dem 1. August 2020 verstärkt Anne Müller die Landesgeschäftsstelle 

Sachsen als Landesreferentin in Teilzeit. Nach ihrem Studium der Ge-

sundheitswissenschaften und Pflegemanagement (M. Sc. Health Scien-

ces) arbeitete sie sieben Jahre als Referentin für den Bereich Altenhilfe bei einem Lan-

desverband der Wohlfahrtspflege in Thüringen.

Diese Tätigkeit beinhaltete insbesondere die fachliche Beratung und Betreuung der Mit-

gliedseinrichtungen und Verbände als auch die fachpolitische Vertretung ihrer Interes-

sen auf Landesebene gegenüber Ministerien, Fach- und Aufsichtsbehörden, Kostenträ-

gern und anderen Leistungserbringerverbänden.

Nach ihrer Elternzeit und der Rückkehr ins schöne Leipzig freut sich Anne Müller darauf, 

die Kolleginnen und Kollegen in der Landesgeschäftsstelle zu unterstützen und den 

bpa-Mitgliedern für ihre Fragen zur Verfügung zu stehen.
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Ihre Ansprechpartner beim bpa

Bundesgeschäftsstellen
Friedrichstraße 148 · 10117 Berlin
Geschäftsführer:
Herbert Mauel, Bernd Tews
Leiterin Justitiariat:
Ise Neumann
Leiter der Bundesgeschäftsstelle:
Axel Schnell
Pressesprecher und Leiter Presse-  
und Öffentlichkeitsarbeit:
Uwe Dolderer
Telefon: +49 30 308788-60
Telefax: +49 30 308788-89
bund@bpa.de

Verwaltung 
Bundesangelegenheiten:
Monika Weber-Beckensträter
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
info@bpa.de

Baden-Württemberg
Stefan Kraft
Mobil: +49 172 4154918
Berthold Denzel
Mobil: +49 173 5222451
Christina Burkhardt
Mobil: +49 152 09240503
Ronny Brosende
Mobil: +49 171 6538350
Pia Donnert-Brehm
Mobil: +49 173 2092456
Johanna Mulfinger
Marienplatz 8 · 70178 Stuttgart
Telefon: +49 711 96049-6
Telefax: +49 711 96049-70
baden-wuerttemberg@bpa.de

Bayern
Joachim Görtz
Mobil: +49 174 3463969
Fritz Habel
Mobil: +49 173 7000943
Ilona Taylor
Mobil: +49 173 2062868
Stefan Hahnemann
Mobil: +49 173 9004059
Falk Roßkopf
Mobil: +49 151 11601408
Anika Stoschek
Mobil: +49 175 4289378
Johannes Keller
Mobil: +49 151 23894889
Westendstraße 179 · 80686 München
Telefon: +49 89 890448320
Telefax: +49 89 890448321
bayern@bpa.de

Berlin
Michael Lomb
Mobil: +49 175 1091507
Dietmar Schmidt
Mobil: +49 173 5186323
Adrian Imhof
Mobil: +49 172 4154943
Kurfürstendamm 92 · 10709 Berlin
Telefon: +49 30 338475250
Telefax: +49 30 338475279
berlin@bpa.de

Brandenburg
Sabrina Weiss
Mobil: +49 152 21732243
Miriam Freimeyer
Mobil: +49 151 588441210 
Sarah Kolbe
Schopenhauerstraße 7 · 14467 Potsdam
Telefon: +49 331 97 92 33 70
Telefax: +49 331 97 92 33 79 
brandenburg@bpa.de

Bremen/Bremerhaven
Johanna Kaste
Mobil: +49 151 74128429
Wachtstraße 17–24 · 28195 Bremen
Telefon: +49 421 68544175
Telefax: +49 421 68544177
bremen@bpa.de

Hamburg
Uwe Clasen
Mobil: +49 171 5021455
Sören Ahlf
Mobil: +49 174 1837313
Philip Eckhardt
Mobil: +49 151 15885353
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 25307160
Telefax: +49 40 253071629
hamburg@bpa.de

Hessen
Manfred Mauer
Sabine Söngen
Mobil: +49 172 9911727
Stefan Hißnauer
Mobil: +49 172 2438503
Oliver Hauch
Mobil: +49 172 4103485
Astrid Jestel-Rücker
Mobil: +49 173 2751623
Markus Ahne
Mobil: +49 151 72317292
Mirjam Abraham
Schiersteiner Str. 86 · 65187 Wiesbaden
Telefon: +49 611 341079-0
Telefax: +49 611 341079-10
Hessen@bpa.de

Mecklenburg-Vorpommern
Sven Wolfgram
Mobil: +49 172 4154935
Anja Welenz
Mobil: +49 172 3275680
Mirco Wedemeier
Mobil: +49 172 5329688
Köpmarkt – Am Grünen Tal 19
19063 Schwerin
Telefon: +49 385 3992790
Telefax: +49 385 3992799
mecklenburg-vorpommern@bpa.de

Niedersachsen
Carsten Adenäuer
Mobil: +49 1525 1672305
Jens Krüger
Mobil: +49 173 6024877
Hinrich Ennen
Mobil: +49 174 3051402 
Stephan von Kroge
Mobil: +49 173 9138325 
Björn Aselmeyer
Mobil: +49 172 2832135
Nils Schwichtenberg-Zech
Mobil: +49 160 92625800
Herrenstraße 5 · 30159 Hannover
Telefon: +49 511 123513-40
Telefax: +49 511 123513-41
niedersachsen@bpa.de

Nordrhein-Westfalen
Norbert Grote
Mobil: +49 174 3463968
Iris Potthof
Mobil: +49 160 92628199
Michael Siering
Mobil: +49 173 1792829 
Kirsten Hinz 
Mobil: +49 151 74112553
Ulrich Kochanek
Mobil: +49 173 6434880
Christine Strobel
Mobil: +49 162 1311314
Alexandra Nuy
Mobil: +49 151 74112553
Susanne Lambertz

David Schulz
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 311393-0 
Telefax: +49 211 311393-13
nordrhein-westfalen@bpa.de

Rheinland-Pfalz
Jutta Schier
Mobil: +49 173 2063932
Jan-Christoph Harnisch
Mobil: +49 170 8079188
Barbara Goetsch
Petra Therre
Mobil: +49 151 19115274
Katrin Möller
Mobil: +49 172 5300969
Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 88032-0
Telefax: +49 6131 88032-10
rheinland-pfalz@bpa.de

Saarland
Angela Eicher
Mobil: +49 173 7464956
Mechthild Hoffmann
Mobil: +49 151 15282066
Heinrich-Barth-Straße 18 
66115 Saarbrücken
Telefon: +49 681 9488840
Telefax: +49 681 9488842
saarland@bpa.de

Sachsen
Jacqueline Kallé
Mobil: +49 162 1341356
Olaf Schwabe
Mobil: +49 173 7053759
Rudolf Pietsch
Mobil: +49 172 2009392
Anne Müller
Mobil: +49 172 6138210
Sebastian Henze
Mobil: +49 162 1321678
Elsterstraße 8 a · 04109 Leipzig
Telefon: +49 341 52904460
Telefax: +49 341 52904489
sachsen@bpa.de

Sachsen-Anhalt
Daniel Heyer
Mobil: +49 172 2690689
Alexander Wapenhans
Mobil: +49 172 4154939
Fabian Herrmann
Haeckelstraße 9 · 39104 Magdeburg
Telefon: +49 391 24358630
Telefax: +49 391 24358659
sachsen-anhalt@bpa.de

Schleswig-Holstein
Kay Oldörp
Mobil: +49 174 3327860
Roland Weißwange
Mobil: +49 174 3427564 
Anke Buhl
Mobil: +49 160 6698384
Timo Voß
Mobil: +49 160 5566654
Hopfenstraße 65 · 24103 Kiel
Telefon: +49 431 66947060
Telefax: +49 431 66947089
schleswig-holstein@bpa.de

Thüringen
Thomas Engemann
Mobil: +49 172 3167969
Mathias Räder
Haarbergstraße 61a · 99097 Erfurt
Telefon: +49 361 6538688
Telefax: +49 361 6538689
thueringen@bpa.de

Seminare
Regine Arnhold
Oxfordstraße 12–16 · 53111 Bonn
Telefon: +49 228 60438-0
Telefax: +49 228 60438-99
seminare@bpa.de
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bpa Europavertretung
c/o Deutsche Sozialversicherung  
Europavertretung
Rue d‘Arlon 50 · B-1000 Brüssel
europa@bpa.de
Tel. +49 30 30878860
Fax +49 30 30878889

bpa Servicegesellschaft
Servicegesellschaft mbH des Bundesverbandes 
privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

Hauptgeschäftsstelle
Rheinallee 79 – 81 · 55118 Mainz
Telefon: +49 6131 93024-0
Telefax: +49 6131 93024-29
Hotline: 0800 5005225
info@bpa-servicegesellschaft.de
Geschäftsführer
Michael Diehl
diehl@bpa-servicegesellschaft.de
Leiter Pflegesatzwesen
Christian Dix
dix@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle Nord
Heinrich-Hertz-Straße 90 · 22085 Hamburg
Telefon: +49 40 253071620
infoNord@bpa-servicegesellschaft.de
Lars Becker  
becker@bpa-servicegeselIschaft.de
Lucas Scheybal  
scheybal@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle Süd
Rumfordstraße 10 · 80469 München
Telefon: +49 89 57879857
infoSued@bpa-servicegesellschaft.de
Michael O. Haile
haile@bpa-servicegesellschaft.de
Thomas Geier
geier@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle West
Friedrichstraße 19 · 40217 Düsseldorf
Telefon: +49 211 59828939
infoWest@bpa-servicegesellschaft.de
Gunnar Michelchen
michelchen@bpa-servicegesellschaft.de
Arnaud Liminski
liminski@bpa-servicegesellschaft.de

Geschäftsstelle Ost
Mehringdamm 66 · 10961 Berlin
Telefon: +49 30 30111066
Nico Kling
kling@bpa-servicegesellschaft.de
Lucas Scheybal 
scheybal@bpa-servicegesellschaft.de

Versicherungen
Hans-Jürgen Erhard
Rudolf-Wild-Str. 102 · 69214 Eppelheim
Telefon: 0800 5005225
versicherungen@bpa-servicegesellschaft.de

Konzeptionen
Marlies Enneking
Meyers Grund 14 · 49401 Damme
Telefon: 0800 5005225
konzeptionen@bpa-servicegesellschaft.de



Eine 
starke Gemeinschaft
privater Anbieter

der Verband der privaten Pfl egeeinrichtungen mit mehr 
als 11.000 ambulanten und stationären Mitgliedseinrichtungen. 
Mehr als jede dritte Pfl egeeinrichtung ist Mitglied im bpa.


